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Zum Wahlre tskampfe.
Unſere Bemerkungen zum Maſſenſtreikaufrufe des

Genoſſen Frank, daß je ſchroffer die Arbeiterklaſſe das kapi-
taliſtiſche (liberale) Bürgertum bekämpfe, um ſo ſchneller un-
ſere eigene Macht wachſe und damit die einzige Möglichkeit der
Eroberung des gleichen Wahlrechts dieſe Bemerkungen
haben es dem Gen. Kolb in Karlsruhe angetan. Er vertei-
digt in einem Leitartikel des Volksfreund den geliebten
badiſchen Großblock und führt aus, daß wir auch in Preußen
ſchließlich nur im Parlamente und nur mit Hilfe der
Liberalen das gleiche Wahlrecht erringen könnten. Wir
haben von jeher an dem Gen. Kolb die Konſequenz geſchätzt,
mit der er den Reviſionismus bis zu ſeinem logiſchen Ende
durchdenkt und praktiſch durchzuführen bemüht iſt. Aus ſeinen
Aeußerungen laſſen ſich oft die Grundgedanken des Reviſionis-
mus, ebenſo aber auch deſſen letzten Ergebniſſe mit verblüffen-
der Klarheit erkennen. Wenn z. B. vor ein paar Jahren der
Genoſſe Kolb den Ausſpruch tat: man habe leider unſern
badiſchen Parlamentarier gezwungen, viel zu viel von ihren
politiſchen Plänen öffentlich mitzuteilen ſo kann ein Kind
mit Händen greifen, daß für ihn letzten Endes das Entſchei-
dende iſt die Geſchicklichkeit und feine Diplomatie, mit der die
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten in den Parlamenten Ge-
ſchichte machen. Und dies iſt wie wir wiederholt, zuletzt
vor etwa Jahresfriſt, dargelegt haben der eigentliche und
weſentliche Unterſchied zwiſchen Radikalismus und Reviſionis-
mus: der Reviſioniſt baut nur immer auf die Tüchtigkeit der
Führer; je nachdem ſich dieſe geſchickt oder ungeſchickt beneh-
men, ihrer Aufgabe gewachſen ſind oder nicht, können Vorteile
für das Proletariat herausgeſchlagen, können die politiſchen
und wirtſchaftlichen Zuſtände gebeſſert werden oder nicht. Der
Radikale dagegen legt den Führern keine ſo überragende Be
deutung bei; ihm iſt die Entwicklung, d. h. die Tätigkeit
der Maſſen wichtiger; aus ihr erhofft er die Beſſerung
der gegenwärtigen Zuſtände, beſonders aber die Erreichung
der ſozialiſtiſchen Ziele.

Aus dieſem Gegenſatz der Anſchauung ergibt ſich der Gegen
ſatz der Taktik. Dem Reviſioniſten kommt es vor allem darauf

an, möglichſt viel „tüchtige Führer“ an die Arbeit zu ziehen,
z. B. möglichſt viele Abgeordnete in die Parlamente hinein-
zukriegen. Die Maſſe ſoll dann die Leitung ihrer Geſchicke
vertrauensvoll den Führern überlaſſen, und insbeſondere ihnen
nicht ihre feinen diplomatiſchen Kreiſe ſtören. Der Radikale
dagegen gibt auf ſolches Diplomatentum nicht viel; er begün-
ſtigt die Maſſenaktion, er will, daß die Maſſen ihr Ge-
ſchick ſe Ibſt in die Hand nehmen. Deshalb iſt ihm die Agi-
tation und Organiſation ſo wichtig, welche die Maſſen zur
eigenen politiſchen Tätigkeit heranziehen ſoll, indes der Revi-
ſioniſt in der Agitation und Organiſation nur eine Vorberei-
tung ſieht zu dem Zweck, das Feld für die Tätigkeit der Führer
frei zu machen. Betrachten doch die Reviſioniſten die ganzen
erſten 3--4 Jahrzehnte in der Geſchichte der deutſchen Sozial-
demokratie gewiſſermaßen nur als ein Vorſpiel, als eine Zeit
der Vorbereitung. Erſt nachdem es der Partei gelungen iſt,
überall in die Stadtverordnetenverſammlungen, die Gemeinde
räte, die Landtage, den Reichstag ihre Vertreter in größerer
Zahl hineinzubringen, erſt da beginnt nach der Meinung
der Reviſioniſten die Aera der eigentlichen, der „verant-
wortlichen“, der „poſitiven“ Arbeit.

Dieſe taktiſchen Unterſchiede zwiſchen Radikalen und
Reviſioniſten ſind allgemein bekannt. Viel weniger klar und
deshalb viel weniger bekannt iſt der ihnen zugrunde liegende
prinzipielle Unterſchied (der ja letzten Endes auf ein
Für oder Wider die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung hin
ausläuft). Gerade deshalb wiſſen wir es dem Genoſſen Kolb

Dank, daß er in ſeinen Aeußerungen den prinzipiellen Unter-
ſchied mit ſolcher Klarheit hervortreten läßt. Das geſchieht
auch wieder bei der gegenwärtigen Debatte über politiſchen
Maſſenſtreik. Bereits vor einigen Tagen erwähnten wir einen
Artikel über dieſes Thema im Karlsruher Volksfreund, dem
inzwiſchen noch ein zweiter gefolgt iſt.

Beide Artikel wiederholen die bekannten Eisnerſchen Vor-
ſchläge zum preußiſchen Wahlrechtskampfe, und wir möchten
daraus zunächſt einmal die folgenden Stellen wörtlich an-
führen:

„So wie die Verhältniſſe liegen, kann unſere Partei auch
bei den größten Anſtrengungen kaum viel mehr als 11 Dutzend
Mandate aus eigener Kraft erringen. Damit aber iſt parla-
mentariſch nicht viel anzufangen.“

„Die Entſcheidung über die preußiſche Wahlrechtsfrage er-
folgt nicht auf der Straße, nicht in Volksverſammlungen, ſon
dern im Parlament.“

„Wie ſoll eine Minderheit eine politiſche Machtfrage löſen
können, die nur im Parlament letzten Endes gelöſt
werden kann?“

„Die preußiſche Wahlrechtsfrage kann daran ändert die
Tatſache der Klaſſengegenſätze und des Klaſſenkampfes nichts

von der Sozialdemokratie allein nicht gelöſt werden, ſondern
nur mit Unterſtützung des Liberalismus.“

„Wir müſſen ob wir wollen oder nicht uns mit der Tat-
ſache abfinden, daß die politiſchen Entſcheidungen
in letzter Jnſtanz im Parlamente ffallen.“

Jmmer und immer wiederholt ſich hier der Gedanke, daß die
Entſcheidung im Parlament fällt, daß nur dort ein „ernſthaf-
ter Kampf“ geführt werden kann, woraus denn ganz folgerich-
tig der Schluß gezogen wird, daß die Sozialdemokratie allein
ein beſſeres Wahlrecht in Preußen nicht erzwingen kann, ſon

dern dazu der Hilfe des Liberalismus bedarf. Erkennt man
dies als richtig an, ſo liegt es dann in der Tat zum min-
deſten bis auf weiteres im Jntereſſe der Sozialdemokratie,
neben den eigenen möglichſt viel liberale Abgeordnete ins
Parlament hineinzubringen, und daraus ergibt ſich der Eis-
nerſche Vorſchlag, den Kolb wieder aufnimmt, und der darin
beſteht, daß wir in all den Wahlkreiſen, wo unſere Partei aus
eigener Kraft „keine Erfolge erzielen“ (will ſagen: keine Man-
date erobern) kann, von vornherein auf eigene Kandidaten ver
zichten und für die Liberalen ſtimmen ſollen.

Daß und warum wir von Grund auf anderer Anſicht ſind
und eine ſolche Taktik für ganz verkehrt halten, wollen wir
heute nicht ausführlich darlegen. Wir haben das in den letz-
ten Jahren ſo oft getan, daß es auf die Dauer ermüdet. Es
genüge deshalb, darauf hinzuweiſen, daß ſelbſt der bekannte
Oberſt Gädtke, der eine Zeit lang Mitarbeiter des Berliner
Tageblatts war, neuerdings herausgefunden hat, daß nicht nur
äußere Gründe, nicht nur der Mangel an Mut, öffentlich für
einen Sozialdemokraten zu ſtimmen, uns die Liberalen fern
hält, ſondern daß „der unbezwingbare Zug des Herzens
die Freiſinnigen immer mehr nach rechts, in die Bruderarme
des Nationalliberalismus hinüberzieht.“

Herr Gädke hat hierin weit mehr Recht, als ihm offenbar
ſelbſt klar iſt. Die Scheidung der Geiſter und damit die Stel-
lungnahme der Parteien erfolgt eben nicht nach irgend welchen
in der Luft ſchwebenden Fragen der Weltanſchauung, ſondern
ſie erfolgt nach den wirtſchaftlichen Verhältniſſen.
Nicht der alljährlich ſich wiederholende, mit Blechſchildern und
Pappſchwertern geführte ſogenannte „Kulturkampf“ zwiſchen
Nationalliberalen und Zentrum, nicht der Scheinkampf
zwiſchen konſervativer und liberaler Weltanſchauung ſind die
wichtigen Fragen unſerer Zeit, mit wie lärmendem Getue ſie
auch von den Beteiligten in den Vordergrund geſchoben werden.
Das ſind alles Ueberbleibſel vergangener Jahrzehnte, die nur
deshalb mit ſolcher Wichtigkeit behandelt werden, weil man
mit ihnen den Bruder Arbeiter hinwegtäuſchen will über den
wahren Streitpunkt, auf den es heute einzig und allein an-
kommt, den Kampf zwiſchen Beſitz und Arbeit. Worüber
beſchweren ſich unſere Liberalen, was mißfällt ihnen an der
konſervativen Regierung? Daß die hohe Diplomatie und die
Beamtenſtellen bis zum Landrat hinab vorwiegend mit Kon-
ſervativen und Adligen beſetzt werden, daß die Juden
nicht Offiziere werden können, daß hier und da einmal Libe-
rale wegen ihrer Meinungsäußerung gemaßregelt werden uſw.
Aber das ſind doch alles keine Lebensfragen des Staates. Und
tiefer gehen die liberalen Beſchwerden nicht. Die Lebensfrage
iſt, ob die konſervative Regierung und ihre konſervativen Be-
amten die Jntereſſen des Beſitzes verteidigen
gegen die Beſtrebungen der Beſitzloſen. Das
tun ſie, und indem ſie das tun, handeln ſie im Sinne des Libe-
ralismus. Man ſoll ſich doch nicht darüber täuſchen, daß die
regierenden Perſonen, und ſeien ſie in ihrer Geſinnung konſer-
vativ bis auf die Knochen, doch nicht anders als liberal regie-
ren können! Konſervativ iſt, wer den beſtehenden Zuſtand er-
halten will. Der heute beſtehende Zuſtand aber heiligt nicht
etwa, wie hier und da immer noch geglaubt wird, etwelche
Vorrechte des Adels und der vornehmen Geburt, ſondern er
heiligt die Herrſchaft und die Vorrechte des Beſitzes. Man
betrachte nur, um gleich bei dem nächſtliegenden zu bleiben,
das preußiſche Wahlrecht. Steht da irgendwo geſchrieben, daß
der Adlige, der Vornehme größeres Wahlrecht haben ſoll?
Nein, ſondern der Beſitzendel Wenn ein beliebiger Schulze
oder Lehmann ſich ein Bordell kauft und damit gute Geſchäfte
macht, ſo wählt er in der erſten Klaſſe, indes der Reichskanzler
und die Miniſter mit all ihrer Vornehmheit in der dritten
Klaſſe bleiben. Und wie hier, ſo iſt es überall. Die Geſetze,
die Vorſchriften, die Verordnungen, alles iſt zugeſchnitten auf
die Herrſchaft und den Schutz des Beſitzes, d. h. auf die
Jntereſſen des beſitenden liberalen Bürgertums. Und mit
ſolcher Regierung ſollten die Liberalen unzufrieden ſein?
Jhren Beſtand ſollten ſie gefährden durch Unterſtützung der
Sozialdemokratie? So dumm ſind ſie nicht, und deshalb iſt
es ſchon richtig, was Oberſt Gädke ſagt: der Zug des Herzens
zieht ſie an die Seite der Nationalliberalen und der Konſer-
vativen, kurz der geſamten Reaktion.

Gegen dieſe von radikaler Seite oft dargelegten Tatſachen
wartet Genoſſe Kolb diesmal mit einem neuen Argumente auf,
das wohl eine etwas eingehendere Betrachtung verdient. Das
ſoll morgen geſchehen.

Das Beſitzſteuergeſetz.
Die Budgetkommiſſion trat am Mittwoch in die Beratung

des Beſitzſteuergeſetzes ein, deſſen erſter Paragraph
beſtimmt, daß von dem Vermögenszuwachs eine Abgabe (Be-
ſitzſteuer) erhoben werden ſoll. Als Vermögen gilt nach S 2
das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Ab-
gys der Schulden. Zur Steuer ſind demnach heranzuziehen:

rundvermögen, Betriebsvermögen und Kapitalvermögen nach
den näheren geſetzlichen Beſtimmungen. Nach längerer Debatte
werden die beiden erſten Paragraphen gegen die Stimmen der
Konſervativen ſo ie der Zentrumsabgeordneten Graf
Praſchma und Speck abgelehnt. Die Ablehnung erfolgte,
weil dieſe den Einzelſtaaten zugedachten Vermögenszuwachs-

euer durch eine ſolche für das Reich erſetzt werden ſoll.) Nach
er Regierungsvorlage (8 13) ſoll von einem Zuwachs, der den

Betrag von 2000 Mk. nicht überſteigt, die Zuwachsſteuer nicht
erhoben werden. Die Nationalliberalen beantragten
ſtatt 2000 Mk. zu ſagen 10 000 Mk. Nach S 14 ſollen Vermögenha e M. ver Anterlt anfeuerung nicht egen. Die Na

nal liberalen beantragten, die Ziffer 6000 durch 20 000
u erſetzen. Die Sozialdemokraten beantragen, im

18 die cdefter 2000 durch 6000, und im 8 14 die Ziffer 6000
durch 12 u erſetzen. Die kleinen Vermögen und der ge-
ringe Zuwa ſollten, wie Genoſſe Haaſe betonte, gewiß
geſchont werden, aber die nationalliberalen Anträge gingen zu
weit. Bei der Abſtimmung wurden die Vorſchläge der Regie-
rungsvorlage einſtimmig, die ſozialdemokratiſchen Anträge
gegen die Stimmen unſerer Genoſſen abgelehnt, die national-
liberalen Anträge dagegen angenommen.

Zur Beſteuerung des Vermögenszuwachſes durch Erb-
ſchaft beantragten die Nationalliberalen folgende
neue Beſtimmung in das Geſetz aufzunehmen: „Fällt in den
Veranlagungszeitraum der Erwerb einer Erbſchaft, ſo er-
mäßigt ſich, wenn der Erbe ein Abkömmling des Erblaſſers iſt
und zur Zeit des Erbfalls das 21. Lebensjahr noch nicht voll
endet hat, und wenn das ſteuerbare Vermögen den Geſamt-
wert von 50000 Mk. nicht überſteigt, die Abgabe um einen
Betrag, der für jedes bis zur Vollendung des 21. Lebens-
jahres fehlende volle Jahr auf fünf vom Hundert der Abgabe
nicht überſteigen.“

Die Konſervativen ſtellten dieſen Antrag: „Fällt in
den Veranlagungszeitraum der Erwerb einer Erhbhſchaft, ſo
bleibt, wenn der Erbe ein Abkömmling des Erblaſſers iſt und
zur Zeit des Erbfalls das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat und wenn das ſteuerbare Vermögen den Geſamtwert von
fünfzigtauſend Mark nicht überſteigt, der aus dem
GErbfall herrührende Zuwachs inſoweit ſteuerfrei, als das
ererbte Vermögen in der Hand des Erblaſſers nicht mehr der
Zuwachsbeſteuerung unterliegen würde.“

Abg. Oertel erklärte die Geſtaltung der Beſteuerung des
Vermögenszuwachſes durch Erbſchaft ſei für die Konſervativen
ausſchlaggebend für ihre endgültige Stellungnahme' zum Ge-
ſetz. Werde das Kindeserbe der Beſteuerung unterworfen,
ſo ſei für die Konſervativen das Geſetz unannehmbar,
das nicht zu einem verſteckten Erbſchafteſteuergeſetz gemacht
werden dürfe. Schatzſekretär Kühn beklämpfte die konſer-
vativen Anträge. Es ſei unmöglich, bei der Beſteuerung einen
Unterſchied zu machen zwiſchen dem Zuwachs, der aus einer
Erbſchaft oder ſonſt woher ſtamme. Der Schatzſekretär be
zeichnete rn den nationalliberalen Antrag als gkzeptabel.

Abg. Fiſchbeck ſtimmte den Konſervativen darin zu, daß
die Beſteuerung der Erbſchaften der ſpringende Punkt ſei.
Die Volkspartei mache ebenfalls die Entſcheidung davon ab-
hängig. Seit Wochen werde an einer Verſtändigung gearbeitet,
die aber doch nicht ſo kommen dürfe, daß ſich die Mehrheit der
bürgerlichen Parteien der konſervativen Minorität unterwerfe.
Das vorliegende Geſetz würde ein ſchreiend ungerechtes werden,
wenn die Erbſchaft nicht der Beſteuerung unterworfen würde.
Wer 10000 Mk. zuſammen geſpart und dahei gedarbt hat,
ſolle Steuern bezahlen, nicht aber, nach den Forderungen der
Konſervativen, wer 25 000 Mk. erbe. Solchen Ungerechtig-
keiten würden die Volksparteiler ihre Zuſtimmung niemals
geben. Die Erbſchaftsbeſteuerung müſſe nicht nur des Betrags
wegen für den Fiskus durchgeführt werden, ſondern auch um
eine Handhabe zu erhalten, die Vermögen richtig einſchätzen
zu können.

Gen. Südekum beſtritt, daß es ſich beim vorliegenden
Geſetz um eine verſteckte Erbſchaftsſteuer handele. Die
Beſteuerung des Erbes für Abkömmlinge werde durch das
Geſetz klipp und klar eingeführt von Reichs wegen. Südekum
bekämpfte ſowohl die Anträge der Konſervativen, wie den
Antrag der Nationalliberalen. Abg. Gröber wandte ſich
gegen den konſervativen Antrag, der ſchon ſeiner inkorrekten
Faſſung wegen unannehmbar ſei. Abg. Graf Weſtarp
gab die Erklärung ab, die Konſervativen hätten bisher viel
Entgegenkommen zu einer Verſtändigung bewieſen, erſtens
durch ihre Zuſtimmung zu den erſten beiden Paragraphen der
Regierungsvorlage und zweitens durch die Bereitwilligkeit,
weiter mitzuarbeiten, trotzdem dieſe Paragraphen abgelehnt
worden ſeien.

Bei der Abſtimmung wurden die beiden konſervativen An
träge gegen die Stimmen der Antragſteller und des Zentrums
abgelehnt; der nationalliberale Antrag gegen die Stim-
men der Sozialdemokraten angenommen. Donnerstag
wird die Beratung fortgeſetzt.

Ueber das Schickſal der Deckungsvorlagen
wird gemeldet: Die Budgetkommiſſion hat das Prinzip der
Erbſchaftsbeſteuerung mit Einſchluß des Kindeserbes ange-
nommen. Aber es beſtehen immer noch eine Reihe nicht ge-
ringer Schwierigkeiten, ſo daß von einer endgültigen Ver-
ſtändigung über den ganzen Komplex der Steuerfragen noch
nicht geſprochen werden kann. So über die Beſteuerung der
Aktiengeſellſchaften, über die Steuerfreiheit der Fürſten, über
die Feſtſtellung des Wehrbeitrages u. a. Darum wird auch die
Verſtändigungskommiſſion weiterhin Sitzungen abhalten, um
die nötigen Vorarbeiten zu leiſten. Man ſpricht bereits da-
von, daß bis zum 5. Juli die Wehr- und Deckungsvorlagen
erledigt ſein werden. Alsdann ſoll der Reichstag bis zum
Herbſt vertagt werden.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 19. Juni 1918.

Die Garde.
Reichstagsbrief. C. B. Erſt die Garde, dann das

Vaterland! Dieſen Ansſpruch will der Kriegsminiſter aller
dings nicht gebraucht haben, aber es iſt doch nicht zu beſtreiten,
daß er in der Budgetkommiſſion erklärt hat, die ganze
'Wehrvorlage würde fallen, wenn der ſozialdemokra
tiſche Antrag anf Aufhebung der Gardeprivilegien und
aller Eliteformation angenommen würde. Und auch am Mitt
woch hat er ſich im Plenum bei der Beratung desſelben An
trags mit einem beiſpielloſen Elan und mit begeiſterter Wärmefie die Aufrechterhaltung des bisherigen Zußtands angeſtrengh
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Bisweilen hat er beinahe rhetoriſche Effekte erzielt. Jm
Syſtem einer abſolutiſtiſchen Heeresverfaſſung, die die Armee
vom Volke möglichſt trennen will, iſt freilich die Garde ein
wichtiges Kennzeichnen und ein wertvoller Schutz, und das
macht auch ihre Bedeutung aus, viel mehr als die „Tradition“,
auf die ſich die Heeresverwaltung beruft.

Die Sitzung begann mit der Abſtimmung über die in den
letzten Tagen verhandelten Anträge und Reſolutionen. Der
ſozialdemokratiſche Antrag auf Verkürzungder Dienſt-
zeit, der Eventualantrag auf Aufhebung des Ein-
jährigen-Privilegs und der Antrag auf Aufhebung
des Burſchenweſens wurden abgelehnt. Alle
bürgerlichen Parteien, auch die Fortſchrittler, ſtimmten da-
gegen. Angenommen wurde nur die Reſolution der Budget-
kommiſſion und der Fortſchrittler, die einen platoniſchen
„Wunſch“ nach „möglichſter“ Verkürzung der Diexſtzeit ent-
halten und eine Ausdehnung des Einjährig-Freiwilligen
Dienſtes wollen.

Dann begann die Beratung unſeres Antrags, der alle Be-
ſtimmungen über die Gardekorps und anderer Elite-
formation für unzuläſſig erklärt, und der freiſinnigen
Reſolution, die die Privilegierung beſtimmter Truppenkörper
aufgehoben wiſſen will. Unſer Antrag wurde vom Genoſſen
Dr. Lenſch in einer ausführlichen Rede begründet, die in
aller Schärfe den reaktionären Charakter der Garde entwickelte.
Er wandte ſich zuerſt gegen die offiziellen Vorwände, mit denen
man die Aufrechterhalrung der Garde decken möchte, namentlich
gegen die bequeme Ausrede von dem „Eingriff in die Kom-
mandogewalt des Kaiſers“.

Dieſe Ausrede iſt inſofern allerdings von einiger Berechti-
gung, als ſie in der Tat auf den hiſtoriſchen Urſprung der
Garde hinweiſt, der ſie aber gerade als ein Werkzeug auto-
kratiſcher Herrſchaft erſcheinen läßt. Als unſer Redner auf die
heutige Verwendung der Garde bei höfiſchen Feſten und
Empfängen zu ſprechen kam, die eben dieſes hiſtoriſche Merk-
mal der Garde aktuell markiert, geriet der Präſident in einige
Aufregung, und erteilte einen jener Ordnungsrufe, über deren
merkwürdige Eingebung ſich niemand mehr im Reichstage
wundert. Das gleiche immerhin erträgliche Schickſal er-
reichte den ſozialdemokratiſchen Redner, als er von der Argu-
mentation des Kriegsminiſters durchaus treffend ſagte, daß er
das Unmöglichſte an Ableugnungen geleiſtet hat. Und dieſe
Bemerkung konnte doch kaum wundernehmen, wenn Herr von
Heeringen ernſtlich die Exkluſivität des Gardeoffizierkorps be-
ſtreiten will! Genoſſe Dr. Lenſch erläuterte ſchließlich durch
einige charakteriſtiſche Beiſpiele die Bevorzugung des Garde-
offiziers, von der nur der Kriegsminiſter verlangt, daß ſie noch
extra vewieſen wird.

Die präziſe rechtliche und hiſtoriſche Unterſuchung, die unſer
Genoſſe gegeben hatte, mochte den Kriegsminiſter an ſeiner
empfindlichen Stelle getroffen haben, und die Verteidigung des
abſolutiſtiſchen Gardeprinzips erſchien ihm ſo wichtig, daß er
zu ſeiner pathetiſchen Kriegervereinsrede ſogar die Redner-
tribüne betrat. Solches Pathos verfehlt ſeine Wirkung nicht:
er erzielte manches Lächeln auf der Linken, dafür erregte Zu-
ſtimmung auf der Rechten.

Herr Dr. Müller-Meiningen lehnte den ſozialdemokra-
tiſchen Antrag ab und er erklärte, um die Zaghaftigkeit des
fortſchrittlichen Vorgehens zu begründen, daß ſeine Freunde
nur „ausſichtsreiche“ Anträge geſtellt hätten. Aber ſelbſt dieſer
gewiß nicht allzu forſche Verteidiger bürgerlicher Rechte mußte
dem Kriegsminiſter gegenüber doch die zahlenmäßige Tatſache
der Gardeexkluſivität vorhalten. Dieſe Tatſachen waren frei-
lich für den folgenden Redner, den konſervativen Herrn
v. Graefe, nur „ſtatiſtiſche Oberflächlichkeiten“ ein Urteil,
das man leicht verſteht, wenn man bedenkt, daß der tempera-
mentvolle Herr aus Mecklenburg geradezu eine Benachteiligung
des Adels zur großen Erheiterung der Linken ſich heraus-
konſtruierte. Das Zentrum hatte in der Sache bezeichnender-
weiſe einen ſeiner Grafen vorgeſchickt, denn Herrn v. Praſch-
m a, der ebenſo wie der nationalilberale Herr Keinath alles in
ſchönſter Ordnung findet, wenn ſie auch für die freiſinnigen
Reſolutionen ſtimmen wollen.

Jn einer ſehr glücklichen Polemik vertrat noch Genoſſe
Schöpflin gegen den Kriegsminiſter und die Redner aus
dem Hauſe das Recht der Demokratie gegen das Vorrecht des
Abſolutismus. Den erregten Abſchluß bildete eine ſcharfe und
wirkungsvolle Erwiderung des Herrn Dr. Müller-Meiningen
auf die provozierenden antiſemitelnden Redensarten des
Talmijunkers v. Graefe.

Die Millionäre ſchreien über „Konſiskation des
Vermögens“!

Unter der Ueberſchrift: Unſere Großinduſtrie gegen die
Wehrſteuer-Reichstagsbeſchlüſſe bringt die Rheiniſch-Weſt-
fäliſche Zeitung eine Reihe Aeußerungen Großinduſtrieller, um
deren Meinungsäußerung ſie gebeten hatte. Einleitend be-
merkt das Blatt, daß es für den Vaterlandsfreund ein ſchönes,
für die Sozialdemokraten und Konſorten ein höchſt peinliches
Schauſpiel geweſen ſei, zu beobachten, daß die reichen Leute
ſofort ernſtlich bereit waren, willig in die Taſchen zu greifen.
Das Blatt verweiſt auf die Rundfrage, die es im Frühjahr in
dieſer Angelegenheit unter den Großinduſtriellen gehalten
habe. Die allgemeine Zuſtimmung zu dem Gedanken einer
einmaligen Beiſteuer der Reichen ſei ſogar mit der beſorgen
Bitte verbunden geweſen, daß der Wille der Regierung nun
aber auch in die Tat umgeſetzt werde. Das war im Frühjahr.

Nun aber, wo die Herrſchaften des großen Geldſchrankes
wirklich etwas zahlen ſollen, pfeift plötzlich ein anderer
Wind. Sie hatten wohl gehofft, es werde bei der Ankündigung
bleiben, oder der Reichstag werde ſchließlich unter Führung
der Rechtsparteien nichts weſentliches beſchließen. Daher die
Wut, daß jetzt der Geldſchrank für einen Tag einmal eine kleine
Spalte geöffnet werden ſoll. Das Großfkapitaliſtenblatt teile
mit: Der Repräſentant eines großen Zechenkomplerxes
(Thyſſen?) führt die Verantwortung für die Verſteifung des
Geldmarktes in der Hauptſache auf die gegenwärtige Geſtal-
tung der Deckungsvorſchläge zurück, in denen ſo zahlreiche Un-
geheuerlichkeiten enthalten wären, daß der urſprüng-
liche Gedanke ganz verwiſcht worden ſei. Er hält die Frage
für zeitgemäß, welche Ausſichten die Auflöſung des
Reichstags haben könnte. Der Generaldirektor eines
großen Montanbetriebes ſchreibt: Die Beſchlüſſe der Budget-
kommiſſion ſind zum Teil ſo ungeheuerlich, daß eine ge
wiſſenhafte Regierung ihre Zuſtimmung unmöglich geben
könnte. Ein Vorſtandsmitglied einer bekannten großen Berg-
bauKorporation ſchreibt: Solange. wie das jetzige (gleiche)
Wahlrecht für den Reichstag beſteht, wird die überwiegende
Majorität ſich beſtreben, die große Maſſe der Wähler für ſich zu
gewinnen. Zum Schluß ſei von den Zuſchriften, die ſich meiſt
der jüngſten Eingabe der Duisburger Handelskammer an-
ſchließen, noch die des Führers eines weltbekannten Montan-
verbandes erwähnt, der in den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes den
erſten Schritt für die EnteignungdesPrivateigen-
tums erblickt, womit der „Verfall des Staates“ (der Kapi-
taliſten!) beginne.

Der in einem prinzipiellen Gegenſatz zum Zentralverband
der deutſchen Jnduſtriellen ſtehende Bund der Jnduſtriellen iſt
mit ſeinen Antipoden darin einig, daß die Beſchlüſſe der
Budgetkommiſſion über den Wehrbeitrag „unannehmbar“ ſeien.
Gegen den Wehrbeitrag an ſich will der Bund der Jnduſtriellen
nichts einwenden, wohl aber wendet er ſich dagegen, daß der
Beitrag für große Kapitalien auf 11 Prozent feſtgeſetzt wor-
den iſt, im Gegenſatz zu der Regierungsvorlage, die ſich mit
2 Prozent begnügen wollte. Jn der Begründung der Eingabe
wird ausgeführt: „Eine Beſteuerung der induſtriellen Kapi-
talien bis zur Höhe von 15 Prozent müßte zu Störungen und
Erſchütterungen zahlreicher Unternehmungen führen. Sie be-
droht und gefährdet die für die Ausdehnung der deutſchen indu-
ſtriellen Produktion unbedingt notwendige Kapitals-
bildung, deren ungeſtörtes Fortſchreiten durch das raſche
Anwachſen der deutſchen Volkszahl und deren noch raſcher
wachſenden Bedarf geboten iſt. Eine derartige Belaſtung der
in der deutſchen Volkswirtſchaft arbeitenden und bei der
ſchnellen wirtſchaftlichen Entwicklung, unter hohen Zinsſätzen
und knappem Geldangebot aufs äußerſte in Anſpruch genom-
menen Anlage- und Betriebskapitalien würde auch in ihren
wirtſchaftlichen Konſequenzen überaus bedenklich ſein, ſie würde
den Beginneiner Konfiskation bedeuten können.“

Wenn der Arbeiter bis zu 10 Prozent ſeines knapp bemeſſenen
Einkommens an indirekten Steuern bezahlen muß, dann ſtellt
man das immer als eine Selbſtverſtändlichkeit hin, wiewohl
eine derartige Belaſtung weit eher als eine Konfiskation des
Einkommens bezeichnet werden könnte, um ſo mehr, als dieſe
Belaſtung eine dauernde iſt. Der Wehrbeitrag dagegen iſt eine
einmalige Abgabe, die noch obendrein auf drei Jahre
verteilt werden kann. Wer ein Vermögen von einer Million
Mark hat, bezahlt drei Jahre hindurch jedes Jahr 5000 Mk.,

dann eine Kon-
Die Verſtärkung der Armee liegt

und das nennen die Herren Millionäre
fiskation des Eigentums.
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Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Durch den Sinn Fernandos fuhr, wie ein kalter Lufzug, die
Erinnerung an etwas, das der Doktor ihm geſagt. Die bas-
kiſche Raſſe empfand eine große Vorliebe für die Muſik; ihre
Lieder waren von wunderbarer Schönheit, aber die Empfin-
dung, die darin lag, war eine äußere; dieſe Raſſe war tieferen
Gemütsbewegüngen unzugänglich.

Nein, Holdchen, ſagte er lebhaft, es iſt Deine ganze Seele,
die Du in das Lied hineinlegſt, ohne es zu wiſſen. Du biſt für
mich der verheißende Stern, fo ſchön, ſo hold, ſo fern, aber ich
ſage Dir, unter keinen Umſtänden wie am Schluſſe des Liedes:
„Leb' wohl auf immerdar.“ Wenn ich Dich verlöre, ich weiß
nicht, was aus mir würde. Sage mir, daß Du mich liebſt,
Pepita, ſag' es mir!

Das Mädchen empfand einige Scham davor, ihm mündlich
zu ſagen, was ſie ihm ſo oft geſchrieben hatte.

Weißt Du es denn nicht? ſagte ſie ausweichend.
Dir's nicht oft geſagt?

Jawohl, aber wiederhole es. Jch will es aus
hören. Sage mir, daß Du mich liebſt.

Und Pepita ſah ihm zum erſten Male in die Augen und ſagte
in feierlichem Tone, wie man einen Schwur tut:

Ja, ich liebe Dich, Fernando.5, jener Blickl Das war für den Jngenieur das Beſte
der Unterredung, und er bewahrte ihn in ſeinem Gedächtniſſe
auf und bemühte ſich, ihn ſtrahlend, wie er war, aufzubewah-
ren, damit er ihn begleiten möchte während der langen Stun-
den, die er da unten in den Werken verbrachte, in ſüßen Er-
innerungen ſchwelgend.

Sanabre war nunmehr überzeugt davon, daß Pepita ihn
liebte. Jhr Blick, ihre Stimme war mehr wert als alle die koſt-
baren Papiere, die er in ſeinem Arbeitszimmer aufbewahrte.
Sie ſpottete zwar mit nachſichtiger Ueberlegenheit, wenn ſie
ihn von Liedern und Sternen ſprechen hörte, denn der Poſiti-
vismus ihrer Raſſe kam dann bei ihr zur Geltung, aber beim
Anblick des geliebten Mannes konnte ſie die aufrichtigen
Regungen ihres Herzens nicht unterdrücken. Fernando war
für ſie jenes abſtrakte Jdeal, das jedes Weib, wenn es zum
erſten Male liebt, ſich ſchafft: der Muſtermann, ein Ausbund
von Kraft und Grazie, von Zartſinn und Tatkraft, fähig, vor
einer Blume in Entzückung zu geraten und ſich wie ein Löwe
zu ſchlagen in einem Wort jener Held, ein Gemiſch von ver-
liebtem Tenoriſten und muskelſtarkem Kämpen, wie der Roman
ihn geſchaffen und er in der Wirklichkeit nie angetroffen wird,

aber in den Träumen der Jungfrauen, herumgeiſtert.

Habe ich

D einem Munde

dende

nicht im Jnkereſſe der Arbeiterklaſſe, ſondern allein in dem
des Beſitzes und nun, nachdem die BVeſitzenden, die bei Wahlen
ſtets ihre Opferwikigkeit ſo aufdringlich betont haben, einmal
vezahlen ſollen, ertönt auf der ganzen Linie Henlen und Weh
klagen. Fehlt nur noch, daß die Millionäre Proteſtverſamm-
lungen gegen ſteuerliche Belaſtungen abhalten, damit könnte
man dem „Opferjahr 1913“ erſt die richtige Weihe geben

Das Staatsſtreich-Teſtament.
Nach einem Artikel der konſervativen Poſt iſt das politiſche

Teſtament König Friedrich Wilhelms 1V., das nach der Feſt-
rede des Profeſſors Hintze Wilhelm als ein „Pulverfaß“
in ſeinem Hauſe anſah, und das er deshalb in den Ofen ſteckte,
im Laufe der Zeit doch einmal Gegenſtand ernſtlicher Er-
wägungen“ geworden. Die Poſt ſchreibt: „Während der
Konfliktszeit, als eine Verſtändigung mit dem Abgeordneten-
hauſe über die Reorganiſation ausgeſchloſſen erſchien, hat
Kökig Wilhelm I. ernſtlich erwogen, ob es nicht ſeine königliche
Pflicht gegenüber ſeinem Staate ſei, den von ſeinem Vorgänger
auf dem Throne in ſeinem letzten Willen vorgezeichneten Weg
einzuſchlagen, um die von ihm für unbedingt notwendig er-
achtete Reorganiſation des Heeres und damit den Beſtand des
preußiſchen Staates ſicherzuſtellen. Als er von dieſen Er-
wägungen Bismarck Mitteilung machte, hat dieſer ſofort auf
das dringendſte abgeraten und iſt auch alsbald mit ſeiner Ab-
mahnung bei dem Könige durchgedrungen Wir regi-
ſtrieren auch dieſe Staatsſtreichgelüſte.

Militäriſcher Kulturmord.
Ein engliſcher Philanthrop, Sir Max Wächter, hat in einer

Broſchüre: England, Deutſchland und der Friede Europas eine
Zuſammenſtellung der alljährlichen Militärausgaben Europas
gegeben und ſehr zeitgemäße Gloſſen an dieſe Rechnung ge-
knüpft.

Wächter bezeichnet die jährliche Wehrlaſt Europas auf 7320
Millionen, ſicherlich um etliche Milliarden zu wenig,
wie ſeine Veranſchlagung der deutſchen Rüſtungsausgaben be-
weiſt, die er mit nur 1400 ſtatt 2000 Millionen anſetzt. Frei-
lich wären auch ſchon 7320 Millionen jährlich eine ungeheuer-
liche Summe. Denn Sir Wächter beantwortet die von ihm
aufgeworfene Frage: „Was bedeutet dieſe Summe?“ fol-
gendermaßen:

„Der Panamakanal wird, wenn vollendet, unge
fähr 1600 Millionen Mark koſten. Europa gibt alſo für ſeine
Kriegsrüſtungen jährlich mehr als viermal ſo
viel aus, wie die Koſten des gewaltktigſten und
teuerſten Jngenieurunternehmens der Welt
betragen. Wenn wir den Wert von Handelsſchiffen im
Durchſchnitt zu 300 Mk. pro Tonne brutto anſetzen, ſo be-
trägt der Wert der ganzen engliſchen Handels-
flotte von 10000 Schiffen und von 19 Millionen Tonnen
brutto 5700 Millionen Mark, während der Wert aller
Handelsflotten der ganzen Welt, die 40 Mil-
lionen Bruttotonnen umfaſſen, 12000 Millionen Mk.
beträgt. Die europäiſchen Staaten geben, wie wir geſehen
haben, für ihre Land- und Seerüſtung 7320 Millionen Mark
pro Jahr oder über ſechshundert Millionen Mark pro Monat
aus. Mithin geben ſie alle 10 Monate eine Summe aus,
die dem Werte der ganzen Handelsmarine Englands gleich-
kommt, und alle 20 Monate einen Betrag, der
ebenſo groß iſt wie der Wert aller Handels
ſchiffe der ganzen Welt. Europa verwendet jedes
Jahr bedeutend mehr für Rüſtungszwecke, als
für Erziehung, Hygiene und alle anderenſozialen Zwecke zuſammen. Außerdem wachſen
die militäriſchen Ausgaben der Völker von Jahr zu Jahr
mit fortwährend geſteigerter Schnelligkeit.

Dabei ſind die Geldverluſte nicht die einzigen,
die zu beklagen ſind. Die gegenwärtige Organiſation Euro-
pas führt nämlich nicht bloß zu einer enormen Geldver-
ſchwendung, ſondern auch zu einer ebenſo enormen
Verſchwendung von menſchlicher Energie
und von menſchlicher Arbeit. Mehr als 4 Mil-
lionen der kräftigſten jungen Leute ſtehen in den Heeren und
in den Marinen Europas unter Waffen, und mehr als eine
Million Ziviliſten ſind fortwährend mit der Produktion von
Kriegsſchiffen, Waffen, Pulver und anderem Kriegsmaterial
beſchäftigt. Jn anderen Worten: mehr als 5 Mil-
lionen der tüchtigſten Arbeiter, die in Land-

Ja, ich liebe Dich, wiederholte Pepita. Für mich brauchſt Du
r zu fürchten, niemals wirſt Du mir Lebewohl zu ſagen
aben.
Liebchen, ſüßes Liebchen! ſtammelte der Jngenieur. Jch

liebe Dich bis zur Raſerei! Wie glücklich bin ich!
Und die Amme Nicanora, die hinter ihnen ſchritt, lächelte

mitleidig, wenn ſie eines ſeiner Worte auffing. Alle Freier
benahmen ſich auf dieſelbe Weiſe, die Stadtherren und die
Bauernburſchen ſahen ſich hierin gleich; nur in den Worten,
die fie gebrauchten, war ein kleiner Unterſchied. Sie wußten
nur Dummheiten zu ſagen und legten in ihre Worte einen ſo
feierlichen Ernſt, als ob das Beſtehen der Welt von dem, was
ſie ſagten, abhing. O, die liebe Jügend! Und ſie lächelte
weiter mit der Nachſicht der Alttlugheit gegenüber der Liebes-
begeiſterung des jungen Paares.
Fernando hatte ſich durch die Worte ſeiner Geliebten gänz-

lich beruhigt und ſchmiedete Zukunftspläne. Er wollte arbeiten.
Wer weiß, wohin ein arbeitsfreudiger Mann es bringen kann!
Seitdem er verliebt war, fühlte er in ſich neue Kräfte treiben
und ſchießen. Jn ſeinem Kopfe gärten allerhand Erfinder-
gedanken, die ſeinem Prinzipal neue, koloſſale Gewinne ver-
ſchaffen ſollten.
Aber die Erinnerung an Sanchez Morueta ſchlug ſeine Jllu-
ſionen zu Boden.

Was wird Dein Vater ſagen, wenn er von unſerer Liebſchaft
erfährt? Du weißt ja durch meine Briefe, wie ſehr der Ge-
danke mich ängſtigt er läßt mich oft nicht ſchlafen. Und
Deine Mutter? Vor der habe ich, offen geſagt, eine furchtbare
Angſt. Unſere Liebe macht uns glücklich, aber die Zukunft be-
hält uns noch viele Schmerzen vor Wenn in Deiner
Familie alle wären wie der Doktor, o, dann wär's mir nicht
bang.

Und er ſprach mit Begeiſterung von Areſti und von dem
Wohlwollen, das ihm der Doktor bezeigte.

Ja, gewiß, mein Onkel iſt ein guter Mann, ſagte Pepita
etwas gleichgültig. Es iſt nur ſchade, daß er nicht anders denkt.
Er iſt ein ſympathiſcher Sonderling' aber Mama glaubt, daß
etwas nicht ganz richtig bei ihm iſt.

Jhre Gedanken wurden wieder auf die Unſicherheit ihrer
Zukunft gelenkt.

Fernando war beklommen. Jhre Eltern würden ſie wahr-
ſcheinlich an den Sproſſen einer Millionärsfamilie verheiraten
wollen, vieleicht auch an den wenig begüterten Träger eines
alten adligen Namens. An alles andere eher als an ihn wür-
den ſie denken, denn er war doch nur ein Angeſtellter des
Hauſes. Er würde ſie verlieren, wo er ſie doch ſo ſehr liebte!
Der Rangunterſchied würde ihnen den Weg verlegen, ſie
trennen!

Albernheiten! Nur Dich allein kann ich lieben! ſagte ſie mit
ſüßem Lächeln

Und der
durch ein ü

enieur,
endes

gerührt durch dieſe Worte, hi iſſGefuhl der Denrberkeit woche c
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Hände ergreifen. Sie aber zog ſie hinter ſich zurück, und die
zuſammengezogenen Augenbrauen gaben plötzlich ihrem Geſicht
einen ſeltſam harten Ausdruck.
Was fällt Dir ein! rief ſie rauh, mit einer Stimme, die nicht

dieſelbe zu ſein ſchien, als ob der junge Mann eine Ungeheuer-
lichkeit intentiert habe.

Von neuem überkam ihn die Erinnerung an den Doktor
Areſti und an eines ſeiner gewagten Paradoren, die ihm den
Ruf eines Verrückten erworben: „Jn unſerm Lande weiß nie-
mand, wo er das Herz ſitzen hat. Hier iſt es noch nie vorge-
kommen, daß ein Mädchen ſich von ſeinem Geliebten hätte ent
führen laſſen.“

Sanabre blieb verlegen und beſchämt ſtehen. Pepita bereute
beinahe ihre Härte, aber ſie ſchwieg und wartete bis er das
Geſpräch wieder aufnähme.

Vielleicht wünſcht Deine Mutter, daß Fermin Urquiolg Dein
Mann werde, ſagte kleinlaut und traurig der Ingenieur

Das Mädchen benützte dieſe Gelegenheit, um ſeine zarte
verliebte Stimme wiederzugewinnen.

Der! O. nie, nie!
„Und ſie ſprach vork dem Widerwillen, den ihr Urquiola ein-
flößte. Der machte verſchiedenen reichen Erbinnen den Hof
denn ihm ging es eben nur darum, ein Vermögen zu
fiſchen. Außerdem kannte ſie ſein Leben. Die jungen Mäd
chen ſprachen in den Kränzchen heimlich von ihm als von einem
Don Juan, der die Schürzenjägerei nach allen Regeln betrieb
Alle wußten, daß er in Alt-Bilbao eine Frau unterhielt eine
frühere Nähterin, mit der er in wilder Ehe lebte. Man mun
ter Pr. daß S Kinder geboren.

O, ich ſchwöre Dir, ich möchte lieber terben,nehmen, ſagte ſie mit dem Ausdruck ren r
Sie war nicht imſtande, ſich ihrer Mutter zu widerſetzen, aber

wohl wagte ſie es, ihr zu widerſprechen, wenn Donag Chriſtine
ihr die Verdienſte und Vorzüge ihres Verwandten anpries
Und als ob ſie bei dem Gedanken an Urquiola an einen mora
liſchen Fehler ihres Geliebten erinnert würde ſagte ſie ſanft:

Sag mal, Fernando, biſt Du religiös geſinnt? Jſt's wahr,
daß Du die Anſchauungen meines Onkels teilſt? Nein,

nie ger 5 nDabei ſah ſie ihn bang und fragend an, i iſeiner Antwort. Sanabre dachte en Au S
Gretchens Garten. Ein unſchuldiges Mäbchen aber weni
leidenſchaftlich als die deutſche Bürgerstochter, fr te ih r
einem Garten um ſeine Religion. Es wandelte ihn eine ne
bändige Luſt an, auszuhrechen in ein Loblied auf das hebre

wie r Doktor. Aber die Furcht
jerlich zu machen, hielt ihn zurück; ſei iihn davor, jene ſchläfrige Seele mit rauhen Hiug'tinit Warnie

Gewiß, mein Herz, bin ich religiös geſinnt ſagte et 7
weichend. Jch glaube, daß der Menſch gut und glücklich auß
Erden ſein muß, und dahin geht mein Streben v
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wirtſch.allt und Jnkuſtrig, zum Wahlen der
Volksmaſſen tätig ſein könnten, werden der
Produktion entzogen. Durch dieſe Entziehung von
5 Millionen der beſten Arbeiter und von 1 Million Armee-
pferden werden die Völker Europas jährlich um eine Summe
geſchädigt, die mehrere tauſend Millionen Mark
beträgt.“

Für uns Sozialiſten iſt das ja nichts neues. Das Bürger-
tum in ſeiner ungeheuren Mehrheit aber, an das die Betrach-
tungen Sir Max Wächters gerichtet ſind, iſt taub gegen alle
Argumente der Vernunft. Hat es doch ſogar das Moſſe-Blatt
fertig gebracht, einem berühmten deutſchen Gelehrten, dem
Profeſſor Wilhelm Oſtwald, aus einem Artikel über die kultur-
mörderiſchen Folgen des Rüſtungswahnſinns im allgemeinen
und der neueſten deutſchen Wehrvorlage im beſonderen die
draſtiſchſten Stellen zu ſt reichen!

Das Schickſal der modernen Kultur iſt nun einmal unlös-
lich mit der modernen Arbeiterklaſſe und ihren ſozialiſtiſchen

Jdealen verknüpft! e
Deutſches Reich.

Der Strafrechtsausſchuß. Der mit der Ausarbeitung eines
Vorentwurfs zum Strafgeſetzbuch betraute Ausſchuß wird vom
16. Juli bis 16. Auguſt eine Ferienpauſe machen. Der Aus-
ſchuß hofft, mit ſeinen Arbeiten im Spätherbſt fertig ſein zu
können. Dann wird der Entwurf zunächſt den Bundesregie-
rungen zur Stellungnahme zugehen. Der Einführungsgeſetz-
entwurf wird erſt dann aufgeſtellt, wenn der neue Strafgeſetz
entwurf in ſeinen Grundzügen feſtſteht.

Eine Strafverſetzung! Der Kreisarzt Dr. Thomalla
in Altena i. W., der im letzten Winter aufſehenerregende Ver-
öffentlichungen über die Unterernährung der Altenger
Schulkinder machte, iſt nach Ohlau in Schleſien verſetzt

So gehts, wenn ein Beamter die Wahrheit feſt-
ſtellt.

Geheimes und direktes Wahlrecht nicht in Preußen,
ſondern in Oſtafrika. Am 19. Juni wird in Daresſalam der
Gouvernementsrat von DeutſchOſtafrika zuſammentreten, um
an erſter Stelle über die Bildung eines Landesrates nach ſüd-
weſtafrikaniſchem Vorbilde zu beraten. Der neue Landesrat
ſoll aus 20 Mitgliedern beſtehen, von denen 10 von der weißen
Bevölkerung der Kolonie durch direkte, geheime Wahlen end-
gültig bisher beſtand nur das Präſentationsſyſtem ge
wählt werden, während die übrigen 10 Mitglieder nach freiem
Ermeſſen ernannt werden. Zum Zwecke der Wahlen wird das
Schutzgebiet in 8 Wahlbezirke eingeteilt, die aus territorial zu-
ſammenhängenden Verwaltungsbezirken beſtehen. Jeder Wahl-
bezirk wählt einen Vertreter, Daresſalam und Tangar haben
jedoch angeſichts ihrer Bedeutung für das ganze Schutzgebiet
das Recht, zwei Kandidaten zu entſenden. Als Mitglied des
Landesrates kann nur gewählt werden, wer mindeſtens drei
Jahre im Schutzgebiet anſäſſig iſt.

Frankreich.
Jaurss gegen die dreijährige Dienſtzeit. Jn der Deputierten-

kammer ſetzte Genoſſe Jaurès am Mittwoch ſeine am Dienstag
aögebrochene Rede ſort. Der Redner machte der Regierung
den Vorwurf, ſie opfere dem Erfolge des Geſetzes über die drei-
jrhrige Dienſtzeit den wahren Schutz des Vaterlandes. der in
der Verſtärkung der Feſtungen beſtände. Man werfe hm vror,
er ſei für eine Konzentrierung nach rückwärts, während man
eine Mobiliſierung nach rückwärts mache, indem man z. B.
Reſerviſten ans den Grenzgebieten nach Epernay zur Ein-
kleidung ſchicke. (Lebhafter Beifall.) Bei der Kritik über die
Art und Weiſe, wie der Miniſter und Reinach das Minimunnm
des Effektivbeſtandes berechneten, ſagte Jaurss, dieſer Effektio-
beſtand ſei kein philoſophiſches Syſtem, ſondern ein politiſches
Hilfsmittel. (Beifall auf der äußerſten Linken und einem Teil
der Linken.) Der Miniſter ſei mit patriotiſcher Haſt vorge-
gangen, durch die eine Prüfung der Zahlen unmöglich gemacht
wurde. Er erblicke eine der Gefahren des Geſetzesvorſchlages
darin, daß auf dies Geſetz alle Macht, Aufmerkſamkeit und
Opferfähigkeit der Nation abgelenkt werde. Jaurss erklärte,
ſein Ziel ſei, ſtufenweiſe das Berufsheer zu verringern und
dafür die Kraft des Nationalheeres zu ſtärken. Er werde mit
den Republikanern leidenſchaftlich das Geſetz über die zwei
jährige Dienſtzeit verteidigen und werde verſuchen, der Mili-
tärreaktion, die unfähig ſei, das Vaterland zu beſchützen, eine
Niederlage beizubringen, durch die jegliche Rückkehr zur Offen-
ſive verhindert werden würde. Jaurss ſchloß: Je ſchwächer
Jhre innerſten Gründe ſind, um ſo ſchwärzer müſſen Sie vor
dem Lande malen, um das Geſetz zur Annahme zu bringen,
und um ſo mehr müſſen Sie unkluge Worte reden. Wir haben
die Ueberzeugung, daß wir der nationalen Verteidigung und
dem Weltfrieden dienen, an deſſen Erhaltung die Republik mit-
helfen muß. (Lebhafter Beifall auf der äußerſten Linken und
einem Teil der Linken.) Die Diskuſſion wird Donnerstag nach-
mittag fortgeſetzt werden.

Die Kriegsgerichte an der Arbeit. Das Kriegsgericht in
Nanch verurteilte von fünf Soldaten, die ſich am 18. Mai ge
weigert hatten, in der Patrouille mitzumarſchieren, welche die
„Meuterer“ auf dem Uebungsfelde von Dommartin-leès-Toul
verhaften ſollte, zwei zu einem Jahr und drei zu zwei
Jahren Gefängnis. Das den fünf Angeklagten zum
Vorwurf gemachte Vergehen beſteht, genau genommen, darin,
daß ſie ſich geweigert haben, das Bajonett aufzupflanzen

England.
Die Marconi- Affäre vor dem Unterhauſe. Am Mittwoch

begann im Unterhauſe die Debatte über den Bericht der Unter-
ſuchungskommiſſion für die Marconi- Angelegenheit
mit einer Rede des Unioniſten Cave, der beantragte, einen
formellen Proteſtbeſchluß zu faſſen, in welchem das Bedauern
über die Transaktionen gewiſſer Miniſter in amerikaniſchen
Marconiaktien ausgeſprochen und verlangt wird, daß die Mini-
ſter in ihren Erklärungen über dieſen Gegenſtand dem Hauſe
gegenüber mit voller Offenheit verfahren. Cave verzichtete
darauf, irgendwelche Vorwürfe wegen perfſönlicher Beſtechlich
keit zu machen, erklärte aber, die Miniſter hätten ſich Verſtöße

m gegen die Geſetze und Ueberliefexungen s Hauſes und. des
ffentlichen Lebens zuſchulden kommen laſſen.
Sir Rufus Jſaacs war der erſte Anhänger der Regie-

rung, der das Wort ergriff. Als er ſich erhob, wurde er mit
Lärm und von den Anhängern der Regierung mit Hochrufen
begrüßt. Er erklärte, daß, welche Kritik und welcher Tadel an
die Transaktionen mit den amerikaniſchen Marconiaktien auch
geknüpft werden ſollten, dieſe auf ihn fallen würden, und nicht

„auf Lloyd George oder Lord Murray.
Nach Sir Rufus Jſaacs ſprach Lloyd George. Auch er

bedauerte es, daß die Transaktionen nicht im Oktober vorigen
Jahres offen dargelegt worden ſeien. Er gebe freimütig zu,
daß ſeine Handlungsweiſe weder vorſichtig noch überlegt war,
aber er ſei ſich deſſen bewußt, nichts getan zu haben, was ſeine
Miniſterehre beflecken könnte. (Beifall bei den Miniſteriellen.)
Jſaacs und Lloyd George verließen darauf das Haus.

Von liberaler Seite wurde folgende Reſolution eingebracht:
Nachdem das Haus die Erklärungen der Miniſter Jſaacs und
Lloyd George über ihre Käufe in amerikaniſchen Marconi-
aktien gehört hat, nimmt ſie von den Erklärungen Kenntnis
und erachtet es für richtig, ſeine Mißbilligung über die
falſchen Anſchuldigungen gröbſter Art zu Protokoll zu geben,
die gegen die Miniſter erhoben worden ſind und die ſich als
jeder Begründung entbehrend erwieſen haben. (?7) Die Debatte
wurde darauf vertagt.

Jtalien.
Der Generalſtreik in Mailand iſt beendet. Nachdem der

Arbeiterkommiſſion von dem Präfekten der Provinz Mailand
wegen der Freilaſſung der Verhafteten und der Beſchleunigung
des gegen die Führer des Metallarbeiterausſtandes anhängig
gemachten Verfahrens Verſprechungen gemacht worden ſind,
hat eine Verſammlung der Arbeiter die Wiederaufnahme der
Arbeit beſchloſſen, die Mittwoch früh tatſächlich erfolgt iſt.

Marokko.
Die Kämpfe mit den Aufſtändiſchen ſind namentlich für die

Spanier ſehr verluſtreich geweſen. Jhre Geſamtverluſte
in den Kämpfen bei Tetuan betragen 25 Tote, darunter zwei
Offiziere, und 120 Verwundete, darunter acht Offiziere.

Die Entſendung von Verſtärkungen bereitet den Spaniern
große Schwierigkeiten, und ſo ſieht man ſich nach franzöſiſcher
Hilfe um; durch ein „militäriſches Zuſammenwirken“ glaubt
man, den Aufſtand leichter niederſchlagen zu können. Das
ſpaniſche Volk will indeſſen nichts wiſſen von der Fortſetzung
des koſtſpieligen und opferreichen Marokkdabenteuers. Jn
ſozialiſtiſchen Kreiſen wird mit einem Geſamtaufſtand
gedroht, falls der Krieg in Marokko fortgeſetzt werden ſollte.
Am nächſten Sonntag wollen die Republikaner und
Sozialiſten in ganz Spanien Proteſtmeetings
gegen den marokkaniſchen Feldzug abhalten.

Paris, 19. Juni. Ueber den Grenzort CEerbeère (Oſt-
pyrenäen) wird gemeldet, daß in Barcelona Zuſammen-
rottiungen auf der Rambla ſtattgefunden haben unter Rufen
„Nieder mit dem Marokkokrieg! Hochdie Repu-
blikl!“ Die Polizei habe mit flacher Klinge eingehauen;
einige Perſonen ſeien verletzt und fünf verhaftet worden.

Balkanſtaaten.
Die Lage auf dem Balkan iſt plötzlich wieder kritiſcher

geworden. Der Korreſpondent der Wiener Neuen Freien
Preſſe in Sofia will aus „authentiſcher“ Quelle erfahren haben,
daß Bulgarien nicht an der Miniſterpräſidentenkonferenz
in Petersburg teilnehmen werde. Man wolle noch fünf Tage
warten, ob Serbien bis dahin die bulgariſche Forderung nach
Einſetzung eines Schiedsgerichts auf der Grundlage des
ſerbiſch- bulgariſchen Vertrags erfüllen werde, und dann dem-
entſprechend handeln.

Sofiag, 19. Juni. Die bulgariſche Antwort auf die ſerbiſche
Forderung nach Reviſion des Bündnisvertrages wird heute
überreicht werden. Sie „widerlegt“ Punkt für Punkt alle von
der ſerbiſchen Regierung angeführten Argumente und lehnt
jede Aenderung des Bündnisvertrages ab.

Die offiziöſe Bulgarig ſchreibt: Die Regierung wird be-
ſtrebt ſein, mit der Türkei freundſchaftliche Beziehungen her-
zuſtellen. Gegenüber Rumänien wird ſie das Petersburger
Protokoll zur Durchführung bringen und die Beziehungen
zwiſchen den beiden Ländern enger knüpfen. Jm Rahmen des
alten Vertrages mit Serbien wird ſie jeden Gedanken an eine
Aenderung zurückweiſen. Was Griechenland betrifft, ſo muß
dieſes vor Beginn der Verhandlungen die Gebiete räumen, die
es widerrechtlich beſetzt hat.

Kleine Auslandsnachrichten. Die Miniſterkriſis in
Dänemark. Der König betraute den Folkethingabgeord-
neten Zahle mit der Bildung des neuen Mini-
ſt er inm s. Zahle erbat ſich bis morgen abend Bedenkßzeit.
Bauernunruhen in Rußland. Jn dem Gebiet von
Naltſchik kam es zu Unruhen, da die Bauern über neue Be-
ſtimmungen über die Benutzung der Weideplätze empört waren.
Etwa tauſend Bauern aus zwei Dörfern rotteten ſich zuſam
men, um die Viehzüchter zu verjagen. Jhrem Beiſpiel ſind die
Bewohner anderer Dörfer gefolgt. Die Provinzbehörden haben
an den Ort der Unruhen Truppen entſandt. Aufſtand
anf den Philippinen. Bei Bagſakt Sulu (Philippinen)
fand ein erbitterter Kampf zwiſchen den Regierungstruppen
und den Aufſtändiſchen ſtatt, der mit der „Vernichtung
der Aufſtändiſchen“ endete. Diefe hatten 317 Tote,
während die Amerikaner 38 Mann verloren.

Aus der Partei
Aus dem Organiſationen.

Die Landesorganiſation der ſozialdemokratiſchen Partei
Hamburgs macht in ihrem Jahresbericht über das Ge-
ſchäftsjahr 1912-13, das ſich nur über die neun Monate Juli
1912 bis März 1913 erſtreckt, u. a. folgende Angaben: Die Mit-
gliederzahl iſt in den neun Monaten von 60839 auf 61 823 ge-
ſtiegen. Es wäre danach nur ein Mitgliederzuwachs von 984
zu verzeichnen; da ſich aber die Zahl der eingegangenen
Monatsbeiträge um 71051 vermehrt hat, iſt die Mitglieder-
zunahme in Wirklichkeit etwa zehnmal größer und beträgt rund
9000. Arbeitsloſigkeit und Abwanderung der Arbeiter im
Winter beeinfluſſen die Mitgliederzahl derart, daß der wirkliche
Gewinn an neuen Mitgliedern in der Mitgliederzahl nicht voll
zum Ausdruck kommt. Die Geſamtauflage des Hamburger
Echo für Hamburg, Altong und Umgegend iſt von 75 050 auf
76 340 geſtiegen. Die Steigerung um 1290 entſpricht nicht den
Erwartungen. Jn der Agitation iſt viel geleiſtet worden.
Gegen Lebensmittelteuerung Kriegshetze, Rüſtungsvorlagen
und auch gegen die Märzfeier des Hamburgiſchen Bürgertums
aus Anlaß des „Befreinngs“-Jubiläums haben zahlreiche
Demonſtrationsverſammlungen und Flugblattverbreitungen
ſtattgefunden, die ihren Eindruck nicht verfehlt haben.
Ende März erſchienene Schrift Hamburg und die franzöſiſche
Revolution, die im Auftrage des Landesvorſtandes von Dr.
Laufenberg verfaßt wurde, iſt in ihrer ganzen Auflage (15 000)
bereits vergriffen. Sie hat auch im Buchhandel großen Abſatz
gefunden.

Bei der Bürgerſchaftswahl im Anfang dieſes Jahres ge-
wann die Partei 70 192 Stimmen, aber kein Mandat, dank der
Jnfamie des Wahlgeſetzes. Die Abrechnung von der Reichs-
tagswahl 1912 ergab 21 131 Mk. Ueberſchuß, der dem Saalbau-
fonds überwieſen wurde. Der Maifonds hat einen Beſtand
von 99 790 Mk. erreicht; ſämtliche Partei- und Gewerktſchafts-
angeſtellten haben ihren Tagesverdienſt abgeführt, nicht aber
einzelne Angeſtellte in ſolchen Betrieben, wo der 1. Mai auch
gefeiert und bezahlt wird.

Das Arbeiterbildungsweſen und der Jugendbund, auch die
Frauenbewegung haben weſentliche Fortſchritte gemacht. Die
Unterrichtskurſe wurden erweitert, Volksſchauſpiele wurden im
Sommer, literariſche Abende im Winter häufig veranſtaltet.
Der Jugendbund zählt 2328 Mitglieder, davon 611 weibliche.
Die Kinderſchutztommiſſion hat rege Tätigkeit, die nicht ohne
Erfolg blieb, entfaltet.

Das Verhältnis der Mitgliederzahl der Partei zu den bei
der Reichstagswahl abgegebenen Stimmen hat ſich wenig ver-
ändert. Es beträgt im 1. Wahlkreis 38,7, im zweiten 35,6 und
im dritten 48,6 Proz.

Briefkaſten der Redaktion.
H. F. Jhre Frau hat ſich nicht ſtrafbar gemacht. Der Gen-

darm kann ja ſchließlich ſonſt was verlangen.
C. P. 100. 1. Singſtunden, oder ſonſtige Mitglieder Ver
ſammlungen oder -Zuſammenkünfte, ſowie Zuſammenkünfte
geſchloſſener Geſellſchaften ſind von der Polizeiſtunde
unabhängig. Nur der öffentliche Verkehr muß zur
feſtgeſetzten Stunde aufhören. 2. Sobald die Polizeiſtunde
noch nicht angebrochen iſt, hat der Wirt das Recht, Fremden
Speiſe und Getränke zu verabfolgen.

Alsleben 250. 1. Der Redakteur kann geſetzlich dazu ge-
zwungen werden. Eine Namensnennung wird aber von einem
Redakteur, der etwas auf ſich hält, abgelehnt. 2. Unver-
ſtändlich.

Wallhauſen 150. Die Steuern müſſen bezahlt werden.
P. K. Jhre Jdee iſt zweifellos genial, wird jedoch nicht be-

rückſichtigt werden, weil Sie ſich Jhre Jdee nicht haben ſchützen
laſſen. Wegen der Kuppelung müſſen Sie ſich an das Miniſte-
rium der Preußiſch- Heſſiſchen Eiſenbahnen in Berlin wenden.

H. 2. Gegen die nochmalige Verpachtung läßt ſich nichts
machen, es ſei denn, daß ſofort nach der erſten Verpachtung
der en dgültige Zuſchlag erteilt wird.

O. M., Wolfen. Wenden Sie ſich an
deutſcher Handlungsgehilfen.

U. G., Creisfeld. Wäſche und Kleidungsſtücke ſind kein Mobi-
ligr, werden aber zu den Haushaltungsgegenſtänden gerechnet.

G. R. D. Der Bezirksausſchuß beſteht aus ſieben Perſonen,
und ſetzt ſich zuſammen aus dem Vorſitzenden (Regierungs-
präſidenten), aus zwei vom Könige ernannten, und aus vier
vom Provinzialausſchuß gewählten Mitgliedern.

Die
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den Zentralverband

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales und Provinzielles
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver
auntwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck der
Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.)
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Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,

Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
nur Wochentags von 11-1 Uhr und abends vonSptechſunden kechkunden 5—-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Rr. 1541.
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billigen Blusentage beginnen
Freitag den 20. Juni.
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590 Robaeit in Morken.

Sohneicer
Leipzigerstrasse 94.
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Gut bürgerlicher Mittagstisch zu zivilen Preisen. 883 garantiert rein Preis 20 Pfg.
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Blumenkorso zu besichtigen. *894

ſo le verkauft werden Volksbuchhandlung Halle a. S.
1.7 3.50, 5.00 Mark,n epumpen 65 im Fahrradhauns,

Gr. Klausstr. 32. *893
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1. Beilage zum o lksblatt.
Nr. 142 Halle (Saale), Freitag den 20. Juni 1913 24. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
169. Sitzung, Mitlwoch, den 18. Juni 1913, nachmittags 3 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Heeringen.

Zweite Beratung der Wehrvorlage
ſechſter Tag.

Es wird zuerſt über die zurückgeſtellten Anträge und Reſolu
tionen über Verkürzung der Dienſtzeit, Einjährigenprivileg,
Burſchenweſen uſw. abgeſtimmt. Der ſozialdemokratiſche Antrag
Albrecht und Genoſſen auf Einführung der allgemeinen e
Dienſtzeit wird gegen die Stimmen der Antragſteller abgelehnt,
ebenſo der Eventugalantrag auf Beſeitigung des Einjährigen-
privilegs. Dagegen wird die fortſchrittliche Reſolution Ablaß und
Genoſſen, die den Reichskanzler erſucht, eine Verkürzung der
Dienſtzeit nach Möglichkeit eintreten zu laſſen, angenommen.
Dafür ſtimmen die Fortſchrittler, Sozialdemokraten, Polen, die
Zentrumsabgg. Gröber und Müller-Fulda ſowie einige weitere
Zentrumsabgeordnete. Ebenſo wird eine weitere fortſchrittliche

ſolution auf Ausdehnung der Einjährigendienſtzeit auf Kunſt
handwerker und ähnliche BVerufe (ſogenannter Künſtlerparagraph)
angenommen. Dagegen ſtimmen nur die Sozialdemokraten und
die Konſervativen. Sodann wird eine Reſolution der Budget
kommiſſion auf Reform des Einjährigen-Freiwilligendienſtes im
Sinne einer Erweiterung und Erleichterung der Zulaſſung auf
Grund der Fachausbildung gegen die Stimmen der Konſervativen
angenommen.

Der ſozialdemokratiſche Antrag Albrecht und Genoſſen, das
Burſchenweſen zu beſeitigen, wird gegen die Stimmen der Sozial
demokraten, Polen, des Fortſchrittlers Neumann-Hofer und des
Zentrumsabg. Müller-Fulda abgelehnt. Einen Antrag Ablaß und
Benoſſen, das Burſchenweſen einzuſchränken, namentlich keinem

Offizier mehr als einen Burſchen zu erlauben, wird mit den
Stimmen der geſamten Linken und des Zentrums angenommen.

Nunmehr tritt das Haus in die Beratung der Anträge über das
Gardekorps ein. Hierzu liegt ein Antrag Albrecht und Genoſſen
vor: „Beſtimmungen, durch die das Gardekorps und die ſonſtigen
Elitefoemationen ſich von den übrigen Truppenteilen unterſcheiden,
ſind unzuläſſig. Beſtehende Beſtimmungen dieſer Art werden auf-
gehoben.“ Ferner eine Reſolution Ablaß und Genoſſen: den
Reichskanzler zu erſuchen, dahin zu wirken, daß keinerlei Privi-
legierung einzelner beſtimmter Truppenkörper nach Garniſonsort,
Avancement uſw. ſtattfindet.

Abg. Dr. Lenſch (Soz.)
vegründet den Antrag Albrecht: Unſere Partei legt Wert darauf,
daß hier ein Antrag und nicht nur eine Reſolution angenommen
wird. Auch die bürgerlichen Parteien ſollten ſich das überlegen,
nachdem der Reichskanzler ſich erſt vor wenigen Tagen in ſo
ſchroffer Weiſe gegen jede Demokratiſierung und Reformierung des
Heeres ausgeſprochen hat. Ein Antrag iſt notwendig, weil Reſo
lIutionen billig ſind wie Brombeeren. Wenn der Korb voll iſt, läßt

die Regierung ſie wegfahren. (Heiterkeit.) Vielleicht überlegt es
ſich der Schatzſekretär Kühn einmal, ob er dieſe Makulatur nicht

ünſtig verkaufen kann. (Erneute Heiterkeit links.) Für die
xiſtenz eines Gardekorps fehlt jede geſehzliche Grundlage. Jn der

Kommiſſion hat ſich der Abg. Gröber die größte Mühe gegeben nach-
len daß kein Geſetz beſteht, das die Exiſtenz einer Garde ver
iedet. links.) Auf dieſe Weiſe kann man alles be

weiſen. Es bleibt dabei, daß das Beſtehen von Eliteregimentern
mit der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſteht. Aber gerade, wo
Begriffe fehlen, da ſtellt ein Wort zu rechter Zeit ſich ein. Was

ge ich: ein Wort nicht, eine Unmaſſe von Worten, ein wahrer
latzregen von Worten, ſogar der Abg. Erzberger. (Stürmiſche

Heiterkeit links.) Auch er hat zu beweiſen verſucht, daß die Garde
ein Recht auf Exiſtenz hat. an hätte erwarten ſollen, daß die
Militärverwaltung uns für unſeren Autrag dankbar hätte ſein
müſſen, denn der Kriegsminiſter hat in der Kommiſſion erklärt,
daß die Garde ungefähr erſt 7 Tage ſpäter mobil gemacht werden
kann als die übrigen Truppen. (Hört! hört! links.) Das iſt ja
auch klar, denn die Garde ſetzt ſich aus ganz Preußen einſchließlich
ElſaßLothringen zuſammen, und die Berliner Bevölkerung, die

am Ort wohnt, iſt überhaupt nicht in ihr vertreten. Die Ber-
liner Bevölkerung wird in die Grenzbezirke abgeſchoben. Wenn die
Dinge ſo liegen, wenn die Schlagfertigkeit des Heeres unter der
Exiſtenz der Garde leidet, ſo muß doppelt und dreifach unter-

ſtrichen werden, daß der Kriegsminiſter in der Kommiſſion unſeren
Antrag nicht nur ſchroff abgelehnt, ſondern erklärt hat: wenn dieſet
ozialdemokratiſche Antrag angenommen wird, dann fällt das ganze

ſetz. (Stürmiſches Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.
Ledebour: Das beweiſt, daß das ganze Geſetz überflüſſig iſt!

Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten Monatelang hat ſich die
Regierung ſtrapaziert, uns zu beweiſen, daß die gewaltige Ver
ſtärkung des res im Jntereſſe der Sicherheit des Reiches not
wendig iſt, daß vom BValkan her trübe Wolken herüberziehen, daß
die Serben und Griechen, die Montenegriner und Bulgaren drauf
und dran ſind, über das Deutſche Reich herzufallen, daß von Ruß-
land auf der einen und von Frankreich auf der andern Seite Gefahr
droht, daß dort ſchon die Meſſer geſchliffen werden, die uns an die
Kehle geſetzt werden ſollen, daß der Panſlawismus eine Gefahr iſt,
und nun erklärt in demſelben Augenblick der Kriegsminiſter: wenn
Jhr mir die Garde ſtreicht, dann iſt das alles Makulatur, was ich

uch erzählt habe. (Stürmiſches Hört! hört! bei den Sozialdemo
S Iſo: erſt die Garde, dann das Vaterland! Wenn wir
Sozialdemokraten Ehrenzeichen für Förderung unſerer Beſtrebun-
gen zu vergeben hätten, ich würde ſofort den Antrag ſtellen, z
der Genoſſe Heeringen eine goldene Ehrenkette bekommen ſoll.
(Große iterkeit) Die Aeußerungen des Kriegsminiſters be
weiſen jedenfalls, daß es mit der Aufrechterhaltung der Garde eine
beſondere Bewandtnis haben muß. Da man die wahren Gründe
aber nicht offen ausſprechen kann, muß man irgend etwas vor
„ſpiegeln und ſich hinter ſpaniſche Wände verſtecken. So hat man
in der Budgetkommiſſion erklärt, die Beſeitigung des Gardeprinzips
ſei abſolut unmöglich, denn das wäre ein Eingriff in die Kom-
mandogewalt! Seit Wochen ſchon hat man uns immer wieder,
wenn wir irgendwelche Anträge auf Reformen im Heer geſtellt

ben, geſagt: das dürft Jhr nicht, das wäre ein Eingriff in die
ommandogewalt. Als wir ſeinerzeit beantragten, von den zwölf

Adjutanten des Kaiſers ſechs als überflüſſig zu ſtreichen, da er
klärte das Zentrum, und der Kriegsminiſter pflichtete ihm glück-
ſtrahlend bei, das dürfe man nicht, das wäre ein Eingriff in die
Kommandogewalt. Ebenſo war es immer noch, wenn wir die Mi
Ptärjuſtis reformieren wollten uſw. Jn dieſem myſtiſchen Begriff
der Kommandogewalt, wie er ſich hier in Deutſchland ausgewachſen
t haben wir die ſchwerſte Wurzel unſerer geſamten politiſchen

ckſtändigkeit. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Jn
Deutſch werden die Soldaten nicht auf die Verfaſſung vereidigt,
ſondern lediglich auf den Landesherrn, dem ſie die Treue ſchwören
anſſen, und dadurch werden die Soldaten zu willenloſen Inſtru
menten ihres iellen Landesherrn. Die Kommandogewalt iſt das
Feigenblatt en deutſchen Abſolutismus, der in der Fridolin
eue, die für Deutſchland eichnend iſt, wurzelt. Die bürger-
lichen Parteien ſind an dem Fortbeſtehen des Abſolutismus ſelbſt
ſchuld, denn lieber laſſen ſie ſich von ihm verſklaven, als daß ſie
dereint mit den Arbeitern, denen ſie allerdings das Aufſteigen zur

ermöglichen müßten, ihn niederkämpfen. (Sehr wahr! bei
raten.) Nach ihrer geſchichtlichen Entſtehung iſt die

Garde nichts weiter und ſoll nichts weiter ſein, als das perſönliche
Werkzeug eines Autokraten, ſie ſtammt aus der Zeit des Sere
ni

fär
ſſimus, des Zopfes, der Wachtparade und der Soldatenſpielexei,

deren Weiterleben die ſchreienden Uniformen, die im Feuer
würden. ugd der ganze

n

gehegt die beſte Zieiſheſde abgeben

brimborium Beweiſe ſind. Dieſe völlig unbrauchbaren knallroten
Uniformen der Leibgardehuſaren, h vom Volke genannt
(Heiterkeit bei den Sogzialdemokraten) uſw. tun übrigens dar, daß
die Garde zu allem möglichen anderen iſt, als zur Ver
wendung im Kriege. Es fehlt auch nicht an Erinnerungen an die
pohzri und an die Wachtparade. Der Schellenbaumträger des1. Garderegiments iſt ein Sweege nicht etwa ein Zentrums
mann (Stürmiſche Heiterkeit), ſondern ein richtiggehender Neger
aus Kamerun ganz wie im 18, Jahrhundert gu Sexeniſſimieiten. Bei den n bungen kommen die meiſten Soldaten
chindereien vor, der friderigzianiſche r bei der Garde

muß aber beſonders ſchwer ſ3 erlernen ſein. Jm Exerzierreglement
ſteht nichts von ihm. Zu ſolchem abgeſchmackten Para iſt deren Soldat wirklich zu gut. n verwendet in Rotedam
Gardeſoldaten aber auch zu rein höfiſchen Dienſtleiſtungen, g. V.
alz Fackelträger. Das iſt nicht mit den Fackeltänzen der preu
ßiſchen Miniſter zu verwechſeln (Heiterkeit), die ſind eine frei
willige Sache, denn es wird niemand ungen, zu Mi-
niſter, wohl aber preußiſcher Gardeſoldat zu werden. ir pro
teſtieren auf das ſchärfſte gegen einen derartigen höfiſchen Miß
brauch der Dienſtzeit des Soldaten. (Lebhafte Zuſtimmung bei den
Sozialdemokraten.) Jn den letzten Wochen ging in Berlin, glaube

ein Hhöfiſches Familienfeſt vor ſich. Da mußten die Garde-
ſoldaten auf der Straße ſtundenlang immerfort präſentieren. (Zu-
ruf rechts: Ja, warum denn nicht?) Wenn das zur Sicherung der
Wehrhaftigkeit des deutſchen Volkes nötig iſt, dann beweiſt das, daß
die zweijährige Dienſtzeit noch viel zu lang iſt. (Sehr richtig! bei
den Sogialdemokraten.) Die Soldaten mußten präſentieren vor
dem Zaren und ſeiner Kumpanei (PfuiRufe und erregtes Schreien
rechts. Gegenrufe bei den Sozialdemokraten: Ruhe dort drüben!Präſident Pr. Kaempf ruft den Redner wegen Beleidigung frem

der Souveräne zur Ordnung. Beifall rechts Widerſpruch bei den
Sozialdemokraten.) Nach meinem Empfinden habe ich den Zaren
nicht beleidigt. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Der
Präſident bittet, ſich ſeiner Anordnung zu fügen. Beifall rechts.

Widerſpruch bei den r Abg. Ledebour: Wird
man die ruſſiſchen Spitzbuben nicht Kumpanei nennen dürfen
Präſident Kaempf: Jch bitte keine Unterbrechungen! Große
Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) Man darf dieſe Zuſtände
im Reichstag alſo nicht einmal ſo kritiſieren wie in jeder Volks-
verſammlung? (Stürmiſche Zuſtimmung bei den Sozialdemo-
kraten. Lachen rechts.) Nach dem Kriegsminiſter hat die Garde
eine tiefe monarchiſche Bedeutung. Nun, ihre Standorte Berlin
und Potsdam ſenden Sozialdemokraten in den Reichstag und noch
dazu was für welche! (Große Wenn z. B. die Wahl
Liebknechts und Ledebours die Früchte der monarchiſchen Garde-
erziehung ſind, dann tut mir die ganze Garde leid. (Schallende
Heiterkeit.)

Die ruhmreiche Haltung der Garde in ihren Schlachten ſoll die
Notwendigkeit von Elitetruppen beweiſen. 1813 hat die Garde
nur an der Schlacht von Großgörſchen teilgenommen, 1814 war
ſie gut, in Paris mit einzuziehen. Sie hatte die beſten Quarkiere
bekommen und ſah am properſten aus von der ganzen Armee. Die-
jenigen preußiſchen Bataillone aber, die alle die großen Schlachten
geſchlagen hatten und dem König Friedrich Wilhelm III. die Krone
von dem Kompoſthaufen wieder emporgehoben hatten, auf den
Napoleon ſie hingetreten hatte, wurden von den vor Paris an ihnen
vorbeireitenden König als „ſchmuhige Leute, die ſchlecht ausſehen“,
bezeichnet und mußten vor Paris draußen bleiben. Das war der
Dank, die lackierten Gardetruppen aber durften nach Paris hinein
marſchieren. (Hört! hört! bei den Sozialdemöfkraten.)

Ich bin der letzte, der die Leiſtungen des Gardekorps bei Saint
Privat herabſetzen wollte, aber wenn man die Dinge etwa ſo dar-
ſtellen will, als ob der Gardecharakter die Seele des Kampfes ge
weſen wäre, ſo verweiſe ich darauf, daß der gewiß ſachverſtändige
Friedrich Engels geſchrieben hat, die Garde hätte ihre Kompagnie-
kolonnenform im Feuergefecht infolge der furchtbaren Verluſte ſo-
fort aufgeben und in den von oben getadelten Schützenſchwärmen
kämpfen müſſen. Die Soldaten ſeien wieder einmal klüger geweſen
wie die Offiziere d. h. die Offiziere waren wieder einmal dümmer
wie der Mann! Große Heiterkeit links.) Das iſt die Garde,
das iſt das Kennzeichen dafür! Jhre Legenden erreichen das Gegen
teil von dem, was Sie damit wollen! Die Liberalen haben früher
immer über die feudale Exklufivität der Gardeoffizierkorps geklagt;
unſer Antrag beſchäftigt ſich mit der Garde als ganzes. Erreicht
haben die Freiſinnigen mit ihren Klagen gar nichts, die Exkluſivität
der Gardeoffizierkorps iſt immer ſtrenger durchgeführt worden.
Herr v. Einem geſtand die Dinge wenigſtens zu, Herr v. Heeringen
aber leugnet ſie. Es iſt unglaublich, was wir in der Kommiſſion
an Ableugnungen von Dingen erlebt haben, die man nicht weg-
leugnen kann, es ſei denn, daß man Kriegsminiſter iſt. (Der
Präſident ruft den Redner unter lebhaftem Widerſpruch der Sozial-
demokraten zur Ordnung. Beifall rechts.) Es iſt ja hiſtoriſch
begründet, daß ſich aus und über der Créme der Bourgeoiſie eine
Eréme double, eine Neufeudalität, bildet. Wenn die Regimenter
in entlegenen Garniſonen verlegt werden, verlieren ſie die adligen
Offiziere wie Spreu im Wind. Die Avanementsverhältniſſe in der
Garde ſind bei weitem günſtiger wie in anderen Truppenteilen.
Die Garde iſt der Militarismus in Reinkultur, bei Prozeſſen gegen
Gardeoffiziere, ſelbſt wenn ſie ſchon angeklagt werden, wird die
Oeffentlichkeit immer ausgeſchloſſen. Ein wegen Soldatenmiß-
handlung verurteilter und bald darauf nach Breslau verſetzter
Gardehauptmann v. Grollmann wurde unter Ueberſpringung zahl-
reicher Vordermänner zum Major befördert. (Höt! hört! bei den
Sozialdemokraten. Ein Haupktmann, der zu meiner Zeit auf dem
klaſſiſch-tradionellen Boden der Soldatenmiß handlungen im Pots-
damer Luſtgarten mit flacher Klinge auf die Mannſchaften einhieb
und der einem Mann den Degen in den Leib ſtieß nachher ſollte
der Mann frei nach Münchhauſen ſelbſt hineingerannt ſein iſt
im Laufe der Zeit bis zum General aufgeſtiegen und gehört heute
zu den einflußreichſten Perſonen der Armee. (Bewegung und
Hört! hört!l) Der wahre Zweck der Garde iſt die Niederhaltung
des Volkes. Das beweiſt auch die bekannte Sedanrede Kaiſer
Wilhelms II. vom Jahre 1895. Der Kaiſer appelliert in jener
Rede gegen die „hochverräteriſche Schar und Rotte“ nicht an die
Feuerwehr, ſondern an die Garde. (Hört! hört! bei den Sozial-
demokraten.) Wir werden natürlich nicht den Herzenswunſch der
Bismarck und Oertel (Heiterkeit) erfüllen und uns zur Zielſcheibe
der Gardegewehre machen. Die Garde iſt nicht in der Verfaſſung
begründet, ſondern ein Hohn auf die Verfaſſung und eine ſtändige
Gefahr für die Verfaſſung. Verfaſſung und Garde iſt ſoviel wie
Preßfreiheit mit dem Galgen daneben. Daher helfen hier nicht
fromme Wünſche und allgemein gehaltene Reſolutionen. Hier ſind
ſcharfe und beſtimmte am Platze, und daher bitten
wir um Annahme unſeres Antrags. Freilich werden wir uns auch
mit ſeiner Ablehnung abzufinden wiſſen. Der Tag wird kommen,
an welchem auch die Gardemannſchaften auf die Aufforderung, auf
Vater und Mutter zu ſchießen, antworten werden: Auf Vater und
Mutter ſchießen wir nicht. Dann iſt Jhre (nach rechts) Zeit vor
über und unſere Zeit bricht an! (Lebhafter Beifall bei den Sozial
demokraten, Ziſchen rechts, erneuter Beifall bei den Sozialdemo
kraten.)

Kriegsminiſter v. Heeringen: Jch bitte, alle Anträge abzu
lehnen, beſonders den der Sozialdemokraten, die alles verrunge-
nieren wollen. (Sehr wahr! rechts.) Wer es gut meint mit Heer
und Volk, der darf Regimenter nicht von ihrem natürlichen Mutter
boden losreißen und Der ſchaffen wollen. Heiter
keit links, Bravo! rechts) Die Komman lt des Kaiſers be
ruht auf der Reichsverfa ung Die Ver ten Regierungen rüt
teln auch nicht an Rechte, die auf der Reichsverfaſſung beruhen,
und ſo erſuche ich denn, das Rütteln an der Komm ewalt des

f

w es üz c S n Feſtlegung überhaupt noch be
a Gardek ei eit und Tapferkeit ber Fehler ſind e r gemacht

em hochverdienten eine Kritik, wie ſie hier geübt
wird, wirkungslos vorüber. (Leb Beifall rechts, Ziſchen bei
den Sozialdemokraten, erneuter Beifall rechts.)

Abg. Dr. MäüllerMeiningen (Vp.): Wir ſtellen Anträge, die
wirklich Ausſicht auf Erfolg haben, und keine Demonſtrations-
anträge nach dem Geſchmack dee Roſa Luxemburg. (Lachen bei
den S r r Wir lehnen alle ſozialdemokratiſchen An
träge ab, die nicht zur Sache Aber die Gardeanträge ge
hören zur Friedenspräſenz, alſo zur Sache, und wir ſtehen ihnen
daher ſympathiſch gegenüber. Wir leugnen durchaus nicht die Ver
dienſte der Garde, aber unbegreiflich iſt, wie man die Exiſtenz
privilegierter Truppenteile leugnen kann. Bei allen acht Garde
Kavallerieregimentern gibt es einen einzigen bürgerlichen Offizier.
Hört! hört bei den Liberalen.) Jetzt ſind alle noch bürgerlichen

eneräle geadelt worden. Jn den weiteſten Kreiſen des Volkes
wird das als eine Provokation aufgefaßt (Unruhe rechts), nament
lich wenn damit das Verhalten gegen Gerhart Hauptmann ver
glichen wird. Wir wollen die Garde nicht abſchaffen, aber ihre
Auswüchſe beſeitigen. Die Garde, wie ſie iſt, iſt ein Fremdkörper
in unſerem Volksheer. Widerſpruch rechts.) Die Beweisführung
des Kriegsminiſters, der das Gardeprivileg aus dem Reichsmilitär
geſetz ableiten wollte, iſt gänzlich verfehlt. (Beifall bei der Volks-
partei.) Die Armee iſt eine ſtaatliche Einrichtung, kein Teil darf
eine perſönliche Prätorianertruppe bilden. Der Geiſt der Truppe
wird nicht durch Privilegien geſtützt, die ungerecht ſind. Auch in
der Armee muß ſich der Fortſchritt durchſetzen. (Beifall bei der
Volkspartei.)

Abg. v. Gräfe (konſ.): Wenn im bürgerlichen Leben ſich je
mand die Zwangsſage eines anderen zu nutze macht, um ſich Vor
teile zu verſchaffen, ſo nennt man das Erpreſſung. (Sehr richtig!
rechts, Zurufe links: Kein Kanitz, keine Kähnel) Jch ſpreche nicht
über die Flottenvorlage, ſondern über die Wehrvorlagel! (Lachen
links). Aber die Regierung befindet ſich in keiner Zwangslage, wenn
ſie nicht will. (Sehr gut! rechts. Was wird nicht alles mit der
Wehrvorlage verkuppelt. Sogar der Mittellandkanal hat herhalten
müſſen. Es fehlte nur noch, daß ein humorvoller Kopf auch die
mecklenburgiſche Verfaſſungsfrage mit der Wehrvorlage in Verbin-
dung bringt Heiterkeit rechts, Zuruf: Kommt noch!) Wenn der
Kriegsminiſter als autoritativſte Stelle erklärt, daß keine Bevor
zugung des Adels ſtattfindet, ſo hat die Linke kein Recht, das zu
beſtreiten (Lachen links). Die Linke behauptet, die Bevorzugung des
Adels auch in der Verwaltung. Dabei ſind alle Statsſekretäre bis
auf Herrn v. Jagow bürgerlich, und in den nachgeordneten Stellen
gibt es ſehr wenig blaues Blut, aber mehr Blut, das der Linken
ſympathiſch iſt (Heiterkeit rechts, Abg. Rogalla v. Bieberſtein:
Juden! Lachen links). Noch haben wir ein homogenes Offizier-
korps (Bravo rechts). Reinadlige Offizierkorps wollen auch wir
nicht (Zuruf links: Na alſo!) Sie ſind aber keine willkürlichen Er-
ſcheinungen, ſondern verdanken ihre Entſtehung der Entwicklung
und können nur auf dem Wege der Entwicklung beſeitigt werden
(Lachen links). Das kommt eben davon, daß gewiſſe Kreiſe mehr
aufbauend wirken (Aharufe links). Ein Kaufmann nimmt lieber
einen Kaufmannsſohn als Lehrling, und die Regimentskomman-
deure lieber Söhne alter Soldatenfamilien. Das iſt das wichtige,
nicht der Adel. Der Offiziererſatz iſt homogener in den überwiegend
landwirtſchaſtlichen Gegenden. Die Söhne der Großinduſtrie gehen
nicht in die Offizierkorps. Sind Perleberg, Schwedt, Oſtrowo nicht
bevorzugte Garniſonen? (Heiterkeit). Wenn ein Bleichröder oder
Friedländer-Fould Kommandeur des Gardekorps wäre, würden
die Freiſinnigen die Garde nicht ſo bekämpfen.

Jn England erkennt, man die patriotiſchen Verdienſte des
Adels freudig an, bei uns aber darf der Abg. Zubeil die Offiziere
von 1870 beſchimpfen. (Stürmiſcher Widerſpruch bei den Sozial
demokraten Vizepräſident Dove rügt den Ausdruck.) Haben nicht
viele Junker Großes geleiſtet, und leiſtet der Adel nicht heute noch
ſehr viel, z. B. in den Kolonialkriegen? (Zurufe der Sozialdemo-
outaz qatat uobuiuia an a 823quaag Banquayng uapwaz
ſolcher Glanzleiſtungen vollbringen wie der Leutnant v. Egan-
Krieger, der vom Rennplatz in Magdeburg nach der Grunewald-
rennbahn flog und auf beiden Bahnen erſte Preiſe gewann. (Stür-
miſche Heiterkeit.) Einen Cohn, Moſes oder Manaſſe habe ich noch
nicht unter den Kolonialfreiwilligen gefunden Heiterkeit rechts).
Wenn bürgerliche Parteien den auf Demokratiſierung der Armee
abzielenden Beſtrebungen Unterſtützung leihen, ſo ſind ſie die Vor-
frucht der Sozialdemokratie, die den monarchiſchen Charakter der

Armee ſetzen will. (Sehr wahrl! rechts.) Solange ein Hohenzoller
die Krone trägt, wird kein Kanzler und kein Kriegsminiſter dieſen
Tendenzen entgegenkommen, und Sie werden immer a
für das Gehege Jhrer Zähne auf Granit beißen. (Lebhafter Beifall
rechts; Lachen und Hurrarufe links.)

Abg. Graf Praſchma (Z.) ſpricht gegen den in
Antrag. Aus der Kommandogewalt des Kaiſers folgt das Recht,
das Gardekorps ſo wie jetzt zu formieren. Zudem hat Herr Lenſch

unſere Haltung völlig beſeitigte. Die Sozialdemokratie will die
Fundamente unſeres Heerweſens völlig umwälzen. Wohin eine
ſolche Politiſierung der Armee führt, haben wir in der Türkei ge
ſehen. Auch den fortſchrittlichen Antrag lehnen wir ab. Aus eigen-
ſter Erfahrung kann ich bezeugen, daß von einer allgemeinen Miß-
ſtimmung in der Linie gegen die Garde keine Rede iſt. Selbſt in
der überwiegend ſozialdemokratiſch wählenden Bevölkerung 7
Berlins iſt von einer Mißſtimmung egtz die Garde nichts zu ent
decken. Das hat man zumal in den letzten Tagen ges (Heiter
keit und Beifall rechts und im Zentrum. Zurufe b. d. Soz.)
Wenn von einem Ueberwiegen des Adels geſ ſo ver
ißt man die vielen Nobilitierungen, die gerade in den letztenJahren vorgenommen ſind. Wenn z. B. Herr v. Payer zum Reichs

ſchatzſekretär ernannt werden würde, würde das als eine Ver-
ſtärkung des adligen Elements in der Reichsverwaltung er
werden. (Heiterkeit.) Für einen nützlichen Austauſch zwiſchen
einzelnen Garniſonen ſind wir durchaus und werden daher für dieentſprechende Reſolution ſtimmen. Beifall im Zentrum.)

Abg. Keinath (natl.): Reſolutionen, in denen
Parteien ihre Wünſche niedergelegt haben, kann man derart
abtun, wie der Abg. v. Gräfe es getan c links.)
Wir verkennen nicht die Verdienſte des der Be
urteilung deſſen, was der Adel in der Vergan eit militäriſch
geleiſtet hat, darf nicht vergee werden, daß das Bürger
tum von der militäriſchen en war.ufbahn ſo gut wie
Die Zeiten ſind inzwiſchen e geworden, und
kann verlangen, mit gleichen Rechten zur Verteidigung de
landes zugelaſſen zu werden. (Sehr wahr! link5.)
gegen die Garde wendenden Anträge als zu

e nehmen aber die Reſolution an, die
Ueberwiegen des Adels in
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Armee zerxſtören will und an ihrer Stelle eine parlamentariſche

dem Antrag eine Begründung gegeben, die eiwaige Zweifel über
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Schöpflin (Soz.):Abg. cDer Abg. v. Gräfe hat von Erpreſſung geredet. Das ſagt reiwilligen Märtyrertod erlitten hat. r Dat e
großer Triumph für die Suffragetten, denn ohne es zu wollenhat das Volk Londons ihrer Bewegung einen hohen Tribut darausgerechnet ein Vertreter der Partei, die nie hat, derRegierung die Fauſt aufs Auge zu ſetzen, um ihre Forderungen

erfüllt zu. ſehen. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Alſo, wenn wir
Erpreſſung üben, ſo folgen wir nur Jhrem (nach rechts) Bei-
ſpiel. Nennen Sie es Erpreſſung oder nicht. Jetzt iſt der
Augenblick da, wo der Reichstag imſtande wäre, von der Re
iernng die Erfüllung lang erhobener Forderungen zu er
angen. Und es iſt allerdings beklagenswert, daß jetzt die

bürgerlichen Parteien zurückzucken und die Gelegenheit vor-
übergehen laſſen, Reformen zu. verlangen, für die früher ſelbſt
das Zentrum ſich eingeſetzt hat. (Sehr wahr! bei den Sozial-
demokraten.) Der Abg. v. Gräfe warf uns vor, die Offiziere
beſchimpft zu haben. Jm Schimpfen ſind uns die Herren von
rechts weit über. Was für Beſchimpfungen hat die Rechte hier
gegen die Freiheits- und Einheitskämpfer von 1848 ausgeſtoßen.
Wir beſtreiten gar nicht, daß die Offiziere und auch die adligen
Offiziere tüchtiges geleiſte: haben, aber haben das die „Ge-
meinen“ nicht auch getan? (Sehr gut! links.) Dieſe deutſchen
Helden aber können es nicht zum Offizier bringen, höchſtens
zum Feldwebel. Der Abg. v. Gräfe hat auch einige Witze über
die Juden gemacht. Wieviel Adlige gehen zu den liberalen Zei-
tungen und ſuchen ſich ſo ein goldenes Rebeckchen durch Jnſerat.
(Stürm. Heiterkeit.) Es ſchadet auch gar nichts, wenn Sie (nach
rechts) durch Zuführung ſemitiſchen Blutes etwas zur Auf-
friſchung Jhrer Art tun. Heiterkeit und Zuſtimmung links.)
Wenn der Kriegsminiſter tatſächlich nicht wiſſen ſollte, daß es
Privilegien bei der Beförderung gibt, daß Gardeoffiziere
ſchneller Karriere machen, dann iſt es um ſeine Kenntnis der
preußiſchen Armee ſchlecht beſtellt. (Sehr richtig! bei den Soz.)
Der Kriegsminiſter hat in der Kommiſſion tatſächlich geſagt. daß
an der Annahme unſeres Antrages das ganze Geſetz ſcheitern
würde. (Hört, hört! bei den Soz.) Daher können wir mit
Fug und Recht ſagen, daß er

die Garde über das Baterland geſtellt
hat. (Sehr wahr bei den Soz.) Auch die Garde iſt nicht dazu
da, monarchiſchen Zwecken zu dienen. Sie iſt ein Teil der Armee
und hat das Vaterland zu ſchützen und weiter nichts. (Sehr
richtig! bei den Soz.) Der Kriegsminiſter wurde faſt ſenti-
mental, als er unſere angeblichen Angriffe auf die Garde
zurückwies mit dem Hinweis darauf, daß das 2. Garde-Regi-
ment zu Fuß jetzt ſein hundertjähriges Beſtehen feiere. Ein
Mitglied dieſes Hauſes hat bei dieſem Regiment gedient und ich
habe es gefragt, ob es mitgefeiert habe. Es hat geſagt: „J wo
werde ich!“ (Hört. hört! bei den Soz.) Dieſes Mitglied iſt der
Abg. Stadthagen. (Stürmiſche Heiterkeit im ganzen
Hauſe. Wir fordern eine Einheitlichkeit der Armee und die
Erfüllung der Soldaten mit dem einen Gefühl, daß ſie für das
Vaterland ihre Pflicht getan haben. Wir wollen keine Groß-
ziehung des Gardeſtolzes, und wir wiſſen, daß das Volk unſere
Forderungen teilt. An das Volk. das eine höhere Jnſtanz iſt
wie der Reichstag. werden wir mit unſeren Forderungen gehen,
und der Sieg wird bei der Sache des Volkes und bei der Demo
kratie ſein. Lebhaftes Bravo! bei den Sozialdemokraten.

Kriegsminiſter v. Heeringen: Das wollen wir erſt einmal
abwarten. Heiterkeit und Beifall rechts.) Jch kann nur
wiederholen. daß die Garde keine Avancementsvorzüge hat.
Früher exiſtierten ſie heute aber nicht mehr. Sie ſagen immer,
ich hätte erklärt: „Erſt die Garde, dann das Vaterland
Wenn man geſeben hat. wie Sie in der Kommiſſion das
monarchiſche Fundament des Heeres angriffen, mußte man ſich
fragen, ob die Vorlage das Opfer eines Entgegenkommens da-
gegen ertragen könne. Mit aller Entſchiedenheit weiſe ich die
Behauptung zurück. daß die Armee ſozialdemokratiſch ſei.
Zwiſchen ihr und Jhnen (zu den Sozialdemokraten) klafft ein
ſtockwerktiefer Abgrund; die Armee iſt und bleibt für Kaiſer
und Reich, Sie aber ſind nur für das Reich ohne Haiſer. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten. Beifall rechts.)
Abg. Dr. Müller-Meiningen (Vp.): Der Abg. v. Gräfe hat

hier eine provokatoriſche Rede gehalten. (Schreiender Wider
ſpruch des Abg. Kreth.) Der Hetzantiſemitismus des Abg. von
Gräfe iſt bezeichnend für das gegenwärtige geiſtige Niveau der
konſervativen Partei. (Sehr wahr! links.) Der geiſtige Vater
der fonſervativen Portei. Julius Stahl (der bekanntlich getauf-
ter Jude war) müßte ſich im Grabe umdrehen (Heiterkeit und
Zuſtimmung links.) Abg. Oertel (konſ.) ruft: Dann aber
links herum! (Erneute Heiterkeit. Wir werden in unſerem
Kampfe für unſere gerechten Forderungen nicht nachlaſſen.
(Berfall links höhniſches Bravo rechts.)

Es ſpricht noch Abg. Zubeil (Soz.).
Jn der Abſtimmung werden die ſozialdemokratiſchen Anträge

gegen die Stimmen der Antragſteller und der Polen abgelehnt.
Die fortſchrittlichen Reſolutionen werden gegen die Stimmen

der Rechten angenommen.
Weiterberatung: Donnerstag 2 Uhr. Schluß: s Uhr.

Das Begräbnis der Suffragette.
Aus London, 16. Juni, wird uns geſchrieben: Der letzte

Gang der toten Stimmrechtskämpferin Miß Daviſon durch
London geſtaltete ſich zu einem großen Triumphzuge für die
Sache, der ſie mit ihrer Tat dienen wollte. Bekanntlich hatte
ſich Miß D. vor das Pferd des Königs geworfen und ſo den
Märtyrertod gewählt.) Wer dieſe Prozeſſion geſehen hat, dem
wird ſte unvergeßlich bleiben und ganz London hat ſie ge-
ſehen. Schon mehrere Stunden vor der angekündigten Zeit
hatten ſich der ganzen, etwa 5 Kilometer langen Route entlang
dichte Menſchenmaſſen angeſammelt. Jeden Augenblick ſtockte
der Verkehr, und an wichtigen Straßenkreuzungen war das
Gedränge geradezu unerträglich, und die Polizei hat ihre liebe
Not, auf ihre Weiſe wenigſtens einen Teil des Fahrdamms
freizuhalten.

Der Leichenzug ſelbſt war ein Meiſterwerk der Organiſation,
das an die wundervollen Frauendemonſtrationen erinnerte,
die vor einigen Jahren, vor der „militanten“ Aera, in London
an der Tagesordnung waren. An der Spitze der Prozeſſion
marſchierte ein junges Mädchen, eine hohe, herrliche Geſtalt in
weißem Kleid und mit unbedecktem goldenen Haar. Jn ihren
Händen trug ſie ein goldenes Märtyrerkreuz, und ihr Gang und
ihre Miene ſchienen die Verkörperung von Ernſt, Würde und
Entſchloſſenheit. Wo ſie auftauchte, ſchien die Menge vor lleber-
raſchung den Atem anzuhalten. Der Zug beſtand aus 11 Ab-
teilungen, in denen abwechſelnd weiß-, ſchwarz- und violett-
gekleidete Frauen marſchierten, jede Abteilung mit einem
Banner mit Jnſchriften wie „Kämpfet fort, und Gott wird den
Sieg geben“, oder „Dulce et decornm est pro patria mori“.Die Muſit ſpielte abwechfelnd die Trauermärſche von Chopin,

Händel und Beethoven und die Marſeillaiſe. Eine Abteilung
beſtand aus weiblichen Hungerſtreikern, von denen man den
meiſten die ertragenen körperlichen und ſeeliſchen Leiden vom
Geſicht ableſen konnte. Eine andere Abteilung beſtand aus
Suffragetten mit Univerſitätsgraden, die ihre Univerſitäts-
trachten trugen. Die letzten Abteilungen beſtanden aus Män-
nerzr; dort ſah man die Banner der Dockarbeiter, der Gas-
arbeiter und einiger ſozialiſtiſcher Ortsgruppen, Genoſſe Ben
Tillett marſchierte an der Spitze der Docker. Jn der Mitte der
Prozeſſion zog die Bahre, vor ihr zwei Wagen mit Blumen-
ſträußen- und hinter ihr ein leerer Wagen der Wagen der
Frau Pankhurſt, die wieder verhaftet wurde, als ſie ſich aus

s der Wagen mit der Bahre vorbeizog, blieb keinaupt bedeckt. Nicht einer von hundert von der großen
hatte die geringſte Sympathie für die Kampfes-ſie zu di
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 19. Juni 1918.

Jnternationale Banfach-Ausſtellung.
Eintrittskarten zur Jnternationalen Baufach- Ausſtellung in

Leipzig ſind im Arbeiter-Sekretariat Halle,
Harz 42-243, zum Preiſe von 55 Pf. zu haben. Jn dieſe Gebühr
iſt die freie Benutzung der Ausſtellungs-Garderoben und Toi
letten einbegriffen. Die Eintrittskarte berechtigt zum jeder-
zeitigen einmaligen Beſuch der Ausſtellung mit Ausnahme von
ſogenannten Elitetagen. Die Karten ſind zu dieſem Vorzugs
preis nur für die gewerkſchaftlich organiſierten Perſonen und
deren nächſte Familienangehörige zu haben. Es iſt deshalb
unter allen Umſtänden als Ausweis das VerbandsMitglieds
buch bei Entnahme der Karten vorzuzeigen.

Das Gewerkſchaftskartell Halle.

Neue Treibereien des Leipziger Aerzteverbandes.
Der Halleſche Aerzteſtreik hat Kampfesmethoden mit ſich

gebracht, die ſchon oft Erſtaunen auslöſten, namentlich des
halb weil es Gebildete ſein wollten, die dieſe ziemlich niedrigen
Mittel anwendeten. Die Krankenkaſſenzeitung bringt dafür
ein neues, die Leitung der Aerzteſchaft kennzeichnendes Bei-
ſpiel. Sie beſpricht zunächſt das auffällige Eintreten der
intereſſierten Aerzte für den Ausbau der ihnen gefügigen bis-
herigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zur künftigen alleinigen
Allgemeinen Kaſſe. Mit allen möglichen Mitteln haben die
Leipziger Verbändler in der Kaſſe alles ſo einzurichten ver
ſucht, wie es für ſie beſonders nützlich wäre. Die Kranken-
kaſſenzeitung berichtet dann aber weiter:

„Die Herren des Leipziger Aerzteverbandes waren auch auf
einem anderen Gebiete tätig. Als ſie infolge der energiſchſten
Vorſtellungen der Krankenkaſſen Kenntnis davon erhielten,
daß der Vorſchlag des Magiſtrats auf Schwierigkeiten ſtoße,
da begann genau wie 1910 eine Anfreundung. an die-
vom Krankenkfaſſenverband angeſtellten Aerzte, mit der Ten-
denz, ſie gegen Abfindung (man ſpricht von mehr als 100 000
Mark) von Halle fortzubringen. Der Leipziger
Aerzteverband trat daher an Dr. med. Drechsler oder dieſer
an den Leipziger Aerzteverband heran. Herr Dr. Drechsler
(Arzt des Krankenkaſſenverbandes) ſchreibt näm
lich wortlich an ſeine Kollegen folgendes:

Halle a. S., den 5. 5. 1918.
Sehr geehrter Herr Kollege!

Der Mehrzahl der von mir geſtern benachrichtigten 12
Herren konnte ich geſtern das Anerbieten des Leipziger
Aerzteverhandes mitteilen, jedem von uns außerhalb Halles
eine Praxis unter Garantie des bisherigen Ein-
kommens auf mehrere Jahre zu verſchaffen. Grund des
Anerbietens iſt, uns, da wir vom 1. Januar 1914 an in
Halle keine Kaſſeneinnahmen mehr hätten (denn der Aus-
bau der bisherigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zur großen
künftigen Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ſei jetzt definitiv
beſchloſſen, und ebenſo ſeien als Aerzte füx dieſe neue All-
gemeine Ortskrankenkaſſe, die die Verträge der bisherigen
übernehmen miſſe, nur die alten Aerzteorganiſationen an
gehörigen Aerzte, nicht wir, die wir ſeit dem 1. Juli 1910
hier arbeiten, beſtimmt) die Ablehnung etwaiger anderer
Streitſtellen zu erleichtern. Jch für meine Perſon habe
ebenſo wie die ſämtlichen übrigen Herren dieſem Modus im
Prinzip beigeſtimmt, wenn auch einzelne Herren verſüchen
wollen, ob ſie nicht ohne weiteres vom 1. Januar 1914 an
von der alten Organiſation der alten Halleſchen Kaſſenärzte
aufgenommen werden können. Nach meinen Jnformationcen
durch die Herren Dr. Küſtner und Dr. Berger würden die
alten Halleſchen Aerzte keinen der neuen Aerzte unter ſich
und damit zur neueren Kaſſenpraxis aufnehmen.

Jch bitte Sie, für Jhre Perſon hierzu Stellung zu nehmen
und mir darüber Mitteilung zu machen. Es iſt übrigens
meines Erachtens ferner Ehrenſache, von dieſem Angebot
dem Krankenkaſſenverband keine Mitteilung zu machen, da
uns die Kollegen auf alle Fälle näherſtehen, als die Kaſſen
und Kaſſenintereſſen, die wir zu wahren hätten, durch dieſe
Geheimhaltung nicht gefährdet werden.

Mit kollegialer Hochachtung
gez. Dr. Drechslex.

Es iſt bezeichnend, wie Dr. Küſtner (Spezialarzt für
Ohren-, Hals- und Naſenleiden), Bernburger Straße, und Dr.
Berger (Augenarzt), Gerichtsſtraße, mit großen Mitteln um-
ſpringen, um die ihnen unbequeme Konkurrenz auf jeden Fall
loszuwerden. (Uns ſcheinen die Herren außerdem bezüglich
der freigebig angebotenen anderweitigen Praxis die Rechnung
ein wenig ohne den Wirt, d. h. die Krankenkaſſenmitglieder
ihres zukünftigen Wohnortes zu machen. Wir werden nicht
ermangeln, letztere auf jene neuen Aerzte aufmerkſam zu
machen, denen plötzlich die langjährigen Gegner vom Leipziger
Verband näherſtehen als die Kaſſenintereſſen. Red. d. K.-K.
Ztg.)

Daß Dr. Drechsler und auch ſeine verſtorbene Frau mit dem
Leipziger Aerzeverbande in Geſchäftsverbindung ſtanden und
noch ſtehen, iſt ja den eingeweihten Kaſſenkreiſen ſeit 1910
bekannt, auch iſt zu bewundern, daß Dr. Drechsler nicht die
hieraus ſich für ihn ergebenden Konſequenzen zieht. Das Ver-
hältnis ehrt ſowohl Herrn Dr. Drechsler und die Herren Dr.
Küſtner und Berger, die zwar, wenn es ſich um Standesinter-
eſſen und Geſellſchaftsfragen handelt, angeblich weit von
erſterem abrücken, wenn es ſich aber um Geldbeutel-
intereſſen handelt und wenn es gegen die von ihnen ſo
vielgeſchmähten Krankenkaſſen geht, als treue Verbün-
dete Arm in Arm unerſchütterlich zuſammengehen.

Wenn Dr. Drechsler am 5. Mai 1913 anſcheinend aus den
ihm von Dr. Küſtner und Berger gewordenen Jnformationen
die Falſchmeldung ſchriftlich in die Welt ſetzt, der Ausbäu der
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zur maßgebenden Kaſſe ſei
definitiv beſchloſſen, ſo muß ſolches Verfahren dem früheren
der Aerzte des Leipziger Verbandes würdig an die Seite ge
ſtellt oder es kann nur angenommen werden, daß Dr. Küſtner
und Berger durch die Verbreitung dieſer objektiven Unwahr-
heit ihren Zweck: Abſchiebung der Aerzte des Krankenkaſſen-
verbandes zu erreichen gedachten.

Dasſelbe Verfahren, das der Leipziger Aerzteverband 1910,
1911 und 1912 verſuchte, wird 1913 fortgeſetzt. Wenn Herr
Dr. Drechsler die ihm von den Herren des Leipziger Ver-
bandes angebotene Stelle annimmt, ſo wird ihm der Halleſche
Krankenkaſſenverband keine Träne nachweinen.

Dem Leipziger Aerzteverband muß aber erneut ins Stamm-
buch geſchrieben werden: „Das war kein Meiſterſtück, Oftavio“,
und die Halleſchen Vertreter dieſes Verbandes, insbeſondere
Dr. Küſtner und Dr. Berger werden, wenn nicht ihr Unter

agent aus ſich heraus Unwahrheiten verbreitet hat, wozu wir
krotz ſeiner für ihn fatalen Leichtgläubigkeit nicht fürihn ctig halten das Freundſchaftsverhältnis zu ihm auch in Zu

kunft fortſetzen können, da bei der künftigen freien Arztwähl
der jetzt mit einem Male bundes und geſellſchaftsfähig ſowie

ſtandeswürdig gewordene Kollege Drechsler kaum noch als
Streikbrecher, als welcher er ſonſt ſtändig figurierte, angeſehen

werden dürfte.
Halle ſchießt auch hier wieder den Vogel ab. Es bleibt nur

zu wünſchen, daß der Gemeindeverband bei Errichtung des
Statuts die berufenen Vertreter der Verſicherten und Unter-
nehmer ausgiebig hört, damit dieſe nicht in die Lage kommen,
das Statut nach dem 1. Januar 1914 ſchleunigſt wieder ändern
zu müſſen.

Schwere Mißſtände in den Halleſchen Hafenbetrieben
kamen in einer Verſammlung der Hafenarbeiter zur Sprache.
Bei der Firma Mann und im Speditionsverein kommt es oft
vor, daß Ueberarbeit, die bis ſpät in die Nacht hinein dauert,
nur mit 45 Pfg. pro Stunde bezahlt wird. Kommt dann,
anderen Tages einer der übermüdeten Arbeiter zu ſpät zur
Arbeit, ſo wird er entlaſſen oder muß ausſetzen. Nicht ſelten
kommt es aber auch vor, daß, wenn Tag und Nacht gearbeitet
worden iſt, die Arbeit überhaupt zu Ende iſt. An eine ratio
nelle Einteilung denken die Unternehmer nicht. Mit der Ar-
beitskraft einzelner wird geradezu Raubban getrieben,
während Hunderte von Arbeitern arbeitſuchend
herumlaufen. Daß die Firmen trotz des vorjährigen Streiks
immer noch einen Tagesſtundenlohn von nur 40 Pfg. bezahlen,
beweiſt, daß ſie jedenfalls erſt noch einmal ganz energiſch zu
einer Aufbeſſerung gemahnt ſein wollen. Mißſtände in fani
tärer Hinſicht ſind ebenfalls vorhanden. So befindet ſich der'
Frühſtücksraum der Arbeiter der Firma Mann unmittelbar in
der Nähe des Aborts. Jetzt in der heißen Jahreszeit iſt das
beſonders geſundheitsſchädlich, da die zahlreichen läſtigen
Fliegen ſehr leicht als Krankheitsüberträger wirken können.
Jm. Aufenthaltksraum des Speditionsvereins fehlt es unter
anderem an Waſchgelegenheit für die Arbeiter, ſo daß ſie ſich.
in der Saale reinigen oder mit vollem Schmutz nach Hauſe
gehen müſſen. Da trotz aller Verſuche hier Abhilfe zu ſchaffen,
durch die Firmeninhaber nichts geſchieht, wäre es vielleicht an
gebracht, wenn die Gewerbeinſpektion den geſamten Hafen-
betrieb hinſichtlich fanitärer und anderer Einrichtungen einmal
unter die Lupe nehmen würde. Auch die Hafenarbeiter ſind
Menſchen und können verlangen, daß ſie als ſolche behandelt
werden. Wollen die Arbeiter Beſſerung, ſo iſt aber auch un
bedingt notwendig, daß ſie ſich organiſatoriſch immer feſter zu-
ſammenſchließen und in jeder Beziehung verſuchen, ihre wirt-
ſchaftliche Lage zu heben.

Deutſcher Transportarbeiter-Verband, Zahlſtelle Halle.

Vertragsdifferenzen im Steinſetzergewerbe.
Unter dieſer Ueberſchrift brachten wir ſchon die Mitteilung,

daß der Steinſetzunternehmer May wegen Verſtoßes gegen den
Vertrag, den die Organiſationen der Unternehmer und Arbeiter
des Steinſetzgewerbes im Jahre 1911 abgeſchloſſen haben, aus
geſchloſſen werden mußte. Auf Grund des in dem Vertrag vor
geſehenen Paragraphen gegen die Schmutzkonkurrenz iſt die Fixma
May geſperrt. Es hatten ſich aber zwei Helfer der Schmutz-
konkurrenz gefunden, die bei May „mal richtig ernten“ wolken.
Die Beiden ſcheinen aber die Ernte nicht allein einſacken zu
können, und haben ſich noch einen dritten herangeholt. Dieſe drei
Uebereifrigen führten geſtern in der Röſerſtraße Pflaſterarbeiten
aus. Wie die Ernte ausſieht, geht daraus hervor, daß ſie von
morgens 5 bis abends 8 Uhr arbeiten. Von den ver-
tragſchließenden Organiſationen iſt nun die Arbeitszeit für Stein-
ſetzer auf die Zeit von morgens 6 bis abends 6 Uhr feſtgeſetzt.
Längere Arbeitszeit verſtößt gegen den Tarif. Außer den drei
„Meiſtern“ beſchäftigt May noch ſieben Lehrlinge, darunter
einen von 28 Jahren, der ſich jetzt erſt darauf beſinnt, als Stein
ſetzer Lorbeeren ernten zu wollen. Er hat, im Gegenſatz zu
anderen Lehrlingen, gleich am erſten Tage nach Abſchluß des Lehr
vertrages mit gepflaſtert. Wie die Arbeit ausfallen mag, darüber
kann ein Kenner wohl nicht im Zweifel ſein. Die Prüfung dieſer
Arbeit unterliegt ſtädtiſchen Beamten, die ja bisher von den
Organiſierten immer ſaubere Arbeit verlangt haben. Warten wir
ab, was ſie jetzt ſagen werden.

Von den Leipzigern Steinſetzern, die dort angeblich „wie Sand
am Meer“ zu haben ſein ſollen, hat es bis jetzt noch keiner mit
ſeiner Ehre vereinbaren können bei May in Arbeit zu treten.
Hoffen wir das gleiche auch von den Hallenſern.

Verband der Steinſetzer, Gau Halle.
Hohe Gaspreiſe und Gasmeſſer-Miete im nördlichen Stadtteil.

Zu den unerfreulichſten Abgaben gehört diejenige für Miete
eines Gasmeſſers. Die Gasanſtalten ſetzen jedem Konſumenten

zur Kontrolle des Verbrauchs, um danach ihre Rechnungen
aufzuſtellen einen ihr gehörenden Meſſer hin und verlangen
ſür diefe, vornehmlich im Jntereſſe der Gasanſtalt liegende Ein
richtung eine hohe Miete. Eine juriſtiſche Rechtfertigung dieſer
Abgabe dürfte es kaum geben, trotzdem wird ſie verlangt. Zur
a n d re „Miete“ aber, wenn ſie eine unge
rechtfertigte Höhe erreicht, wie dies zum Beiſpiel ie z Beiſpiel im NordenEs dürfte wenige Gemeinden geben, die es dulden, daß ihre
Einwohner je nach der Lage ihrer Wohnungen zu verſchiedenen
Mietspreiſen für die Gasmeſſer herangezogen werden. Jn Halle
aber iſt dies der Fall. Die Gaskonſumenten in AltHalle haben
in der Regel überhaupt keine Miete zu entrichten. Nur bei ganz
geringem Gebrauch wird etwas erhoben. Jm ehemaligen Stadt
teil Giebichenſtein, Trotha Cröllwitz dagegen muß durchweg ein
ſehr hoher Preis erlegt werden, der bis 44 Mark im Jahr
kommen kann.

Und wie es mit der Gasmeſſer-Miete geht, ſo i idem Gaspreiſe. Auch dieſer iſt im ln beregeend höhe

im Stadtinnern. Jn Halle iſt für Leuchtgas 16 Pfg. für Koch
gas 12 Pfg. pro Kubikmeter zu zahlen. Die Preiſe in Trotha
und Cröllwitz aber ſind 17 bezw. 18 Pfg. für Leuchtgas. Der
Unterſchied iſt alſo recht bedeutend. Es gilt hier ein Miß
verhältnis auszugleichen, das nun ſchon volle 13 Jahre ſeit
der Eingemeindung beſteht. Die ſtädtiſchen Behörden hätten
reichlich Zeit gehabt, über eine gleiche Behandlung der Einwohner
nachzudenken. Gerade in der Sommerszeit kann die Benutzung
des Gaſes zu Kochzwecken nicht angelegentlichſt genug empfohlen
werden, und es würde auch bedeutend mehr auch von Arbeitern
davon Gebrauch gemacht, wenn nicht die unbillig hohen Miet
preiſe für die Meſſer und die erhöhten Gaspreiſe die Bewohner
des Nordens vielfach davon abſchreckten. Der nördliche Stadtteil
wird viel von Arbeitern und kleinen Leuten bewohnt. Gerade
ſie trifft dieſe nachteilige Behandlung am meiſten.
Die Stadt hat es in der Hand, ihren Einfluß auf die Gie

bichenſteiner Gasanſtalt dahin auszuüben, daß den Bewohnern im
Norden endlich eine gleiche Behandlung zuteil wird. Möge ſie
es endlich tun es iſt hohe Zeit, daß dieſe Ungerechtigkeſt zu un
gunſten der kleinen Leute guſhört. Und der Segen der Gas
verwertung iſt nicht nur für ſogenannte beßere Lente de
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Lacht, werden uns einige angenehme Stunden in unſerem präch
tigen Garten bereiten. Die Engelmannſche Muſikkapelle wird
uns aus dem reichlich hen Programm recht gute,
dem Abend angepaßte Muſikſtücke zum Vortrag bringen. Ein
vom hieſigen Stadttheater her uns noch bekannter guter Tenoriſt,
Herr Opernſänger Hugo Bergholz, iſt für den Abend ge
wonnen worden. wird, wie aus dem Programm zu erſehen
iſt, die herrlichen Partien, wie: Dies Bild iſt bezaubert ſchön,
Arie aus der Zauberflöte, Am ſtillen Herd, von Wagner, Werhat uns getraut, aus dem Zigeunerbaron, Der Lenz, von Hil
dach, Mein Eigen, von C. Roberts und anderes mehr ſingen.
Herr Kapellmeiſter Sonnabend hat in bereitwilligſter Weiſe die
Begleitung am Klavier übernommen. Trotz der wirklich guten
Darbietungen iſt das Entree ſehr niedrig bemeſſen, es koſten
Programm mit Eintritt zuſammen 15 Pfennig, ſodaß ein ſehr
gte Beſuch des Konzerts erwartet werden darf. Arbeitsloſe
aben freien Zutritt.
Bei ungünſtiger Witterung findet das Konzert beſtimmt im

großen Saale ſtatt.
Der Metallarbeiter-Verband hat für Sonntag, den 24. Au-

guſt, einen Beſuch der Jnternationalen Baufachausſtellung mittels
Sonderzugs feſtgelegt. Der 24. Auguſt iſt deshalb gewählt worden,
weil bis dahin die Ferien beendet und der dadurch entſtandene

Zuſtrom nachgelaſſen hat. Die Ausſtellung dürfte auch dann in
ihrer Vollkommenheit zu ſehen ſein. Die Teilnehmer müſſen fich
aber jetzt ſchon im Verbandsbureau, Harz 42/43, einzeichnen.

Der Preis für Hin und Rückfahrt dritter Klaſſe, Eintritt in
die Ausſtellung und Führung wird ſich auf etwa 2 Mk. pro

Perſon belaufen. Für preiswertes Mittageſſen wird ebenfalls
r getragen werden. Die Abfahrtzeit wird noch durch Jnſerat
bekannt gegeben.

Sängerfeſt am 12. und 13. Juli. In wenigen Wochen treffen
ſich anläßlich des Bezirksfeſtes des Deutſcheu Arbeiterfängerbundes
in Halle etwa 1000 Sänger zu friedlichem Wettgeſang. Da ſie
alle dem Arbeiterſtande angehören und folglich mit „irdiſchen“
Gütern nicht ſo reichlich geſegnet ſind, iſt es notwendig, daß ſich

recht viele Genoſſen melden, die den auswärtigen Sängern für
die Nacht vom 12. zum 13. Juli Freiquartiere zur Verfügung
ſtellen. Wer es alſo e kann, für dieſe Nacht einen oder
mehrere Genoſſen zu beherbergen, wolle ſeine Adreſſe an Oswald

Kloß, Richard Wagnerſtraße 24 III, gelangen laſſen.
Der Bauansſchuß beſchloß in ſeiner letzten Sitzung, vom

Grundſtück des Kaufmanns Hoppe in der Kuhgaſſe 6 Quadrat-
meter Land zum Preiſe von 120 Mk. pro Quadratmeter zu er
werben. Die Wegeunterführung an der alten Leipziger
Chauſſee, dje vom Eiſenbahnfiskus ausgeführt wird, ſoll ſo ver

breitert werden, daß ſie auf lange Zeit genügt. Zu den Un-
koſten ſoll die Stadt 19 000 Mk. beitragen. Der ſüdöſtliche
Turm der Moritzburg ſoll aufgeführt werden. Die Koſten in
Höhe von 51 600 Mk. ſind aus Sparkaſſenüberſchüſſen vor-
handen. Wegen der im Baufach herrſchenden großen Arbeits
loſigkeit ſoll die Arbeit ſofort in Angriff genommen werden.
Jn der Bahnhof-, Köthener, Anger- und Brachwitzer Straße in
Trotha ſollen Waſſerrohrnetzerweiterungen vorgenommen wer-
den, wozu 18 500 Mk. bewilligt wurden. Die Erweiterung des
Rohrnetzes in Lettin, zu der Halle verpflichtet iſt, erfordert
42 500 Mk. Die Summe wird von Lettin mit 8 Prozent ver-
zinſt und amortiſiert. Die Vorlagen über das Hallen-

ſchwimmbad, über die Errichtung des neuen Friedhofs ſo-
wie über die Befeſtigung der Giebichenſteiner Straße konnten
nicht beraten werden, da kein Referent da war. Nächſten Diens-

tag findet die letzte Ausſchußſitzung ſtatt, die dieſe Vorlagen
jdurchberaten ſoll. Vorausſichtlich wird mit dem Bau des
Hallenſchwimmbades am 1. Juli begonnen.

Studentenflegelei. Unter dieſer Ueberſchrift brachte die
Saalezeitüng einen Artikel natürlich ſchüchtern, wie ſie iſt

unter der Rubrik Aus dem Leſerkreiſe, um ja nicht bei den
Akademikern anzuſtoßen. Dieſe Notiz lautet: Dienstag morgen
gegen 6 Uhr erregten mehrere Studenten in hellblauen Kneip-
jacken in der Henriettenſtraße durch Brüllen, Bearbeitung der
Jalouſien an Parterrefenſtern eines Hauſes und eine ſcham-
loſe Verunreinigung des Bürgerſteiges, die Schulbuben eine
derbe Tracht Prügel einträgt, ein Aergernis der Anwohner.
Ob die Studenten dadurch der Feier des Regierungsjubiläums
einen würdigen Abſchluß geben wollten? Dazu iſt wirklich
jeder Kommentar überflüſſig.

Luſtbarkeitsſteuer für den „Hausball“. Der Gaſtwirt Leh-
mann hatte im Oktober 1911 einen ſogenannten Hausball für
ſeine Angeſtellten veranſtaltet, zu dem dieſe auch Gäſte ein-
führen konnten. Saal, Heizung und Beleuchtung ſtellte er.
Auch gab er Zahlmarken für Speiſen und Getränke an die

Angeſtellten aus. Die erſcheinenden Gäſte mußten ihre
Speiſen und Getränke ſelber bezahlen.

Der Magiſtrat zog nun Herrn Lehmann auf Grund der
Halleſchen Luſtbarkeitsſteuer Ordnung zur Luſtbarkeitsſteuer

heran. Jn Betracht kommt die Vorſchrift der Luſtbarkeits-
ſteuerordnung, wonach außer öffentlichen Luſtbarkeiten unter
anderm auch ſolche Luſtbarkeiten beſteuert werden, die in den
öffentlichen Lokalen oder den eignen beziehungsweiſe zur Be
nutzung an einzelne Perſonen überlaſſenen Lokalräumen unter
t der Koſten oder eines Teils der Koſten von den
Teilnehmern ſtattfinden. Lehmann klagte auf Freiſtellung
von der Luſtbarkeitsſteuer und machte geltend, daß es ſich hier
um eine Privatluſtbarkeit handele, bei welcher die Koſten der
Wirt ſelber getragen habe. Die Koſten für Speiſe und Trank,

welche von den Gäſten eingezogen worden ſeien, ſeien keine
ſolche Koſten, wie ſie die Luſtbarkeitsſteuerordnung im Auge
habe. Damit ſeien nur Koſten für Hergabe des Saales, für
Heizung und Beleuchtung und dergleichen gemeint. Die habe
aber er, der Wirt, ſelber getragen und nicht von Gäſten einge-
zogen.

er Bezirksausſchuß wies aber die Klage ab und
führte in der Urteilsbegründung aus: Hier komme es auf den
Begriff der Koſten im Sinne der fraglichen Beſtimmung der
Steuerordnung an. Es ſei zuzugeben. daß Luſtbarkeiten
vorkämen, wo die Verabfolgung von Speiſen und Getränken
nicht zur Luſtbarkeit ſelber gehörten und wo die Koſten dafür
nicht zu Koſten der Luſtbarkeit würden. (Theatervorſtellungen
uſw.). Ganz anders lägen aber die Dinge bei einem Ball,
und zwar auch bei einem ſogenannten „Hausball“. Dazu ge-
höre auch die Verabfolgung von Speiſen und Getränken. Und
hier ge hörten Koſten der Speiſen und Getränke
mit zu den Koſten der Luſtbarkeit. Deshalb könne
unter den obwaltenden Umſtänden, da ein Teil dieſer Koſten
von den Gäſten eingenommen wurde, auf Grund der Halleſchen
Luſtbarkeitsſteuerordnung die Heranziehung zur Luſtbarkeits-
ſteuer erfolgen. Das Oberverwaltungsgericht, bei dem L.
Reviſion einlegte, erachtete dieſe Entſcheidung des Bezirksaus-
ſchuſſes für zutreffend.

Der Staat haftet für die Prügelpädagogen. Zu dem
Kapitel Ueberſchreitung des Züchtigungsrechtes durch Lehrer
hat das Reichs gericht jetzt eine wichtige Entſcheidung ge
fällt, die ſich auf folgenden Tatbeſtand gründet: Ein Weber-
meiſter und ſein Sohn aus Mettmann bei Elberfeld klag-
ten gegen den preußiſchen Fiskus als Vertreter der Provinzial
ſchulbehörde. Der Schüler Karl Sch. wurde von einem Ober
lehrer durch Schläge mit einem Rohrſtock auf das Geſäß ge-
züchtigt. Als er deshalb weinte, wurde er von ihm wiederum
geſchlagen und zwar in die Lendengegend. Schließliich ſchlug
ihn der Lehrer, der in dem Verhalten des Jungen, der vor

erz weinend den Kopf auf die Bank legte, Widerſetzlichkeit
erblickte, zum dritten Male und zwar auf den Rücken. Jnfolge
dieſer Züchtigungen traten bei dem Knaben ſchwere Lähmungs-
erſcheinungen auf. Der Vater des Jungen erhob deshalb Klage

en den Fiskus auf Zahlung eines Schmerzensgeldes und dergen ſowie auf Feſtſtellung, daß der Beklagte verpflichtet

S. e noch weiterhin entſtehenden Schaden zu erſetzen.
e Feſtſtellungsklage ſtrengte der Schüler an.

Doppeltonzert im Valkzpari. Wie aus dem t ferot
u erſehen war, findet morgen, Freitag, abend ein großes Konzertb Muſik und ne mit e In erſter

Klage des Vaters a ieſen, der Anſpruch des Sohnes dem
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, weil der Lehrer
ſein Züchtigungsrecht verletzt habe. Das Reichsgericht wies die
Berufung des beklagten Fiskus gegen das Urteil des Land-
gerichts Elberfeld zurück. Weiterhin erklärte es aber auch noch
den Leiſtungsanſpruch des Vaters auf Schmerzensgeld uſw.
dem Grunde nach für gerechtfertigt und ſtellte feſt, daß der be

klagte Fiskus auch dem Vater jeden Schaden erſetzen müſſe,
der dadurch entſtanden ſei und entſtehen werde, daß der Lehrer
den Schüler gezüchtigt habe. Lediglich zur Feſtſetzung des Ent
ſchädigungsbetrages verwies es die Sache an das Landgericht
Elberfeld zurück. Damit hat das Reichsgericht die Schadens
erſatzpflicht des Fiskus ausgeſprochen.

Gewitterſchäden. Während des geſtrigen Gewitters wur-
den auf der Peißnitzſpitze zwei große Eichen durch Blitzſchlag
ſtark beſchädigt. Jn der Talſtraße fuhr der Blitz in einen
Bäckereiſchornſtein, ohne zu zünden. Einige Steine vom
Schornſtein und Dachziegel wurden dabei auf die Straße ge-
ſchleudert. Schaden hat niemand genommen.

Selbſtmord. Jn der vergangenen Nacht verübte ein Kauf-
mann in ſeiner Wohnung Selbſtmord durch Erſchießen. Der
Anlaß dürfte in Geſchäftsſorgen zu ſuchen ſein.

Unglücksfall bei der Arbeit. Bei dem Verſuche, einen um
fallenden großen Lithographieſtein zu halten, wurden geſtern dem
Hilfsarbeiter Friedrich Müller in der Halleſchen Papierwarenfabrik
Max Jovishoff, Thomaſiusſtr. 33, drei Finger der linken Hand
abgeſchlagen. Der Verunglückte wurde mittels Kranken-Automobils
dem Krankenhauſe zugeführt.

Vom Jahrmarkt. Zu dem heute ſtattgefundenen Vich-
markte waren aufgetrieben 290 Pferde, 307 Ferkel und 347
Läuferſchweine. Heute und morgen iſt der ſogenannte
Johannismarkt.

Ammendorf. Auf zum Konzert. Das Konzert, das am
1. Juni ſtattfinden ſollte, ungünſtiger Witterung halber aber aus
fallen mußte, findet beſtimmt am Sonnabend abend 8 Uhr im
Burgſchlößchen ſtatt. Da die Engelmannſche Kapelle gute Sachen
zum Vortrag bringt, iſt ein zahlreicher Beſuch zu erwarten.

Gleichzeitig weiſen wir noch darauf hin, daß die Fabrikarbeiter
Verſammlung am Sonnabend abend zugunſten des Konzerts aus
fällt und am Sonntag nachmittag 3 Uhr ſtattfindet.

Oſendorf. Eine Gemeinedevertreterſitzung findet
am Freitag abend 52 Uhr im Kirchhofſchen Lokale ſtatt.

Seeben-Gutenberg. Diſtriktsverſammlung. Am
Sonnabend, den 21. Juni, abends 814 Uhr, findet im Gaſthaus
zu Seeben eine Verſammlung der Mitglieder des Sozialdemo-
kratiſchen Vereins ſtatt. Da in dieſer der Bericht von der
Kreisgeneralver ſammlung gegeben und die Neuwahl der
Diſtriktsleitung vorgenommen werden ſoll, iſt ein recht ſtarker
Beſuch erwünſcht.

Könnern. Sozialdemokratiſcher Verein. Den Mit-
gliedern hierdurch zur Kenntnis, daß unſere fällige Mitglieder
verſammlung nächſten Sonnabend, den 21. Juni, abends 8' Uhr,
im Bürgergarten ſtattfindet. Vollzähliges Erſcheinen iſt erwünſcht.

Aus den Gerichtsſälen.
Gewerbegericht.

Acht Prozeſſe ſtanden geſtern zur Verhandlung an, von denen
folgende bemerkenswert waren. Eine Zuſchneiderin, die pro
Stunde 60 Pfg. Lohn erhielt, geriet mit einer Damenſchneiderin
in Differenzen. Die Parteien einigen ſich dahingehend, daß
die Beklagte der Klägerin 4,30 Mk. zahlte. Ein Bäckermeiſter
ſchuldete ſeinem Geſellen 4,50 Mk. für eine Nachtſchicht. Da
der Beklagte zur Verhandlung nicht erſchienen, wurde er im
Verſäumniswege verurteilt, den Betrag zu zahlen. Durch
Eidesleiſtung wurde einem Büfettier, der vom Dezember v. J.
bis zum März d. J. bei einem Schankwirt tätig war, ein Reſt-
lohn von 16 Mk. zugeſprochen. Zurückgenommen wurde die
Klage eines Schloſſers, der von einem Fabrikbeſitzer Lohn für
12 Tage (48 Mk.) wegen Nichteinſtellung in die ihm angeblich
verſprochene Arbeit klagte. Es wurde dargelegt, daß ein feſtes
Engagement nicht ſtattgefunden und der Fabriktmeiſter erklärte,
mehrere Arbeiter hätten ihm verſichert, wenn der Kläger die
Arbeit aufnehme, würden andere die Arbeit niederlegen.

Jugendſtrafkammer.
Jn der geſtrigen Sitzung, die ſich ſehr umfangreich geſtaltete,

ſtanden 14 Sachen zur Verhandlung an. Jn den meiſten Fällen
handelte es ſich um Eigentumsvergehen. Ein 17jähriges
Dienſtmädchen hatte „mit der Radehacke“ den Schrank ihres
Dienſtherrn geöffnet und daraus eine Uhr und zwei goldene
Ringe im Werte von 75 Mk. entwendet. Sie verkaufte die
Sachen an einen Trödler für vier Mark. Weiter hatte ſie ein
Portemonnaie mit 49 Mark Jnhalt entwendet. Sie will die
Taten begangen haben, weil ſie niemals in den Beſitz von Geld-
mitteln gelangte. Jhre Eltern, die ſich in. Not befanden, hatten
ſich das Dienſtgeld des Mädchens ſtets von dem Dienſtherrn
geben laſſen. as wäre nicht recht geweſen, meinte ſie. Die
Angeklagte wurde bedingt zu zwei Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Ein Vorſpiel zu einem umfangreichen Schwur-
gerichtsprozeß brachte eine Verhandlung, in der die Hebamme
d von Dölau als Zeugin auftreten mußte. Die

eugin, die dort als eine „weiſe“ Frau galt, hatte mehreren
in Bedrängnis geratenen Frauen und jungen Mädchen in zu-
weilen wohlwollender Abſicht Hikfsdienfte geleiſtet eine Tat,
die jetzt in den Zeiten des Geburtenrückgonges ſchwer geahndet
wird, aber in den traurigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen ihre
Erklärung findet. Auf der Anklagebank erſchien ein knapp
15jähriges Dienſtmädchen von Eisleben, das wegen verſuchter
Abtreibung unter Anklage ſtand. Mit dem Mädchen wurden
wegen Beihilfe beſchuldigt ein 25jähriger Gärtnergehilfe und
ein 56jähriger Dachdecker. Die Verhandlung entzog ſich wegen
Sittengefährdung der Oeffentlichkeit und hatte das Ergebnis,
daß der Gärtnergehilfe und das Mädchen zu je fünf Wochen
Gefängnis und der Dachdecker zu zwei Wochen Gefängnis ver-
urteilt wurden. Die Strafen wurden durch die erlittene Haft
als verbüßt erklärt.

Kaufmannsgericht.
Unzuläſſiger Zeugniszuſatz. Jn der hieſigen Tiefbaugeſell-

ſchaft Kontinental war ein Buchhalter im Kontor über 115
Jahr tätig geweſen. Er kündigte die Stellung und erhielt ein
ſonſt günſtiges Zeugnis ausgeſtellt, das aber den bedenklichen
Vaſſus enthielt: „Wir dürfen jedoch nicht unerwähnt laſſen,
daß er für verantwortliche Arbeiten zur Zeit noch nicht das
rechte Verſtändnis beſitzt.“ Mit dieſer Bemängelung ſeiner
geſchäftlichen Reife war der 20 jährige junge Mann ſelbſtver
ſtändnich nicht einverſtanden. Er fühlte ſich dadurch in ſeinem
Fortkommen behindert und klagte auf Ausſtellung eines neuen
Zeugniſſes mit Weglaſſung des ihn kompromittierenden Satzes.
Die beklagte Firma verſuchte den ſchädigenden Satz damit zu
rechtfertigen, es ſei durch die Schuld des Klägers möglich ge-
worden, daß ein anderer Angeſtellter beträchtliche Unter-
ſchlagungen in Höhe von etwa 3000 Mk. begehen konnte. Der
Kläger habe das Lohnbuch nachzurechnen gehabt; aber etwa
11 Jahre lang habe er ohne Nachrechnung ſeine Unterſchrift
unter die falſchen Berechnungen fahrläſſiger Weiſe geſetzt.
Jm Vertrauen auf dieſe Unterſchrift ſeien dann jenem Un-
redlichen die Zahlungen gemacht worden. Der Vater des
Klägers wandte hiergegen ein, ſein noch junger Sohn könne
doch nicht' als der Hauptverantworiliche angeſehen werden da
ſeien doch der Direktor und der Prokuriſt mitverantwortlich.
Das Gericht kam zu der Anſicht, daß Kläger bei den Additions-
arbeiten im Lohnbuch hätte forgfältiger verfahren müſſen. Da
er aber nun ein Zeugnis nicht bloß über Art und Dauer der
Beſchäftigung, ſondern auch über ſeine Führung und Leiſtungen
nexlangt habe, ſo ſtehe der beklagten Firma auch das Recht zu,

wurde vom Du Glberfeld die über jene Nachläſſigkeit einen Vermerk ins Zeugnis zu brin
gen. Aber ſie müſſe das in zuläſſiger Form tun. Die von der
Beklagten gewählte Form erſcheine dem Gericht nicht richtig,
ſondern geeignet, das Fortkommen des Klägers
in ungebührlicher Weiſe zu erſchweren. Daher
wurde der Beklagten aufgegeben, in einem neu auszuſtellenden
Zeugnis dem angefochtenen Satze folgende Faſſung zu geben:
„Wir dürfen jedoch nicht unerwähnt laſſen, daß er bei Addi-
m veiten nicht immer die nötige Sorgfalt hat walten
aſſen.“
Zur Gehaltszahlung während der Dauer der Krankheit. Am

8. April d. J. erkrankte eine Kontoriſtin auf längere Zeit.
Darauf wurde ihr am 29. April zum 31. Mai gekündigt. Bei
der Abrechnung wurde ihr aber das Monatsgehalt für Mai
nicht in der vollen Höhe von 45 Mk. ausgezahlt, ſondern um
15,10 Mk. gekürzt. Sie erkannte den Abzug nicht als berechtigt
an, ſondern klagte ihn ein. Die beklagte Firma berief ſich auf
die bekannte Beſtimmung des Handelsgeſetzbuches, wonach in
Krankheitsfällen das Gehalt nicht über die Dauer von ſechs
Wochen hinaus weitergezahlt zu werden braucht. Dieſe „ge-
ſetzliche Haftpflicht“ ſei am 20. Mai abgelaufen. Deshalb halte
ſich die Firma nicht für verpflichtet, der noch immer krank ge-
weſenen Kontoriſtin noch über den 20. Mai hinaus Gehalt zu
zahlen. Der Vertreter der Klägerin machte dagegen geltend,
die Firma ſei, wenn ſie einen beſtimmten Kündigungstermin
angebe, auch bis dahin zur Zahlung verpflichtet; ſie
müſſe mithin, da ſie ausdrücklich zum 31. Mai gekündigt habe,
auch noch bis dahin voll bezahlen. Das Gericht verwarf jedoch
dieſen Einwand als irrig. Das Handelsgeſetzbuch ſchreibe für
alle Fälle unverſchuldeter Krankheit Weiterzahlung des Ge-
haltes nur auf eine Krankheitsdauer von ſechs Wochen vor.
Sobald dieſe geſetzliche Höchſtfriſt überſchritten ſei, brauche an
den Kranken Gehalt nicht mehr gezahlt zu werden. Es ſei
eine irrtümliche Anſicht, daß die Firma bis zum Aufhören des
Dienſtverhältniſſes und bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt
noch weiter zahlen müſſe.

Einige Minuten Verſpätung kein hinreichender Ent-
laſſungsgrund. Jn dem Kontor des Verlags Praktiſcher Land-
wirt war ſeit 1. Oktober 1910 eine Kontoriſtin für ein Monats-
gehalt von 70 Mk. tätig. Am 22. Mai d. J. wurde ſie ent-
laſſen, weil ſie trotz wiederholter Warnung fortgeſetzt zu ſpät
gekommen ſein ſollte. Sie klagte wegen ungerechtfertigter
Entlaſſung auf Weiterzahlung des Gehaltes bis zum 30. Juni.
Auch forderte ſie ein Zeugnis mit dem Zuſatz: „Sie war ehr-
lich.“ Es wurde bekundet, daß ſie öfter, aber höchſtens 3 bis
5 Minuten zu ſpät gekommen ſei. Das Gericht ſah die Ent-
laſſung der Klägerin nicht als begründet an und verurteilte
den Beklagten zur Weiterzahlung des Gehaltes bis zum
30. Juni. Den Zeugniszuſatz: „Sie war chrlich“ dürfe der
Beklagte nicht verweigern, wenn die Klägerin das ausdrücklich
verlange und gegen ihre Ehrlichkeit nichts einzuwenden ſei.
Der Beklagte wurde auch verurteilt, ein neues Zeugnis mit
dem gewünſchten Zuſatz auszuſtellen.

Bauſchwindel.
Selten blühte der Bauſchwindel ſo üppig, wie in den letzten

Jahren. Das Geſetz über die Sicherung der Bauforderungen
iſt für die Katz. Der Schwindel wurde nur noch großzügiger,
man hat ihn mehr ſyſtematiſiert. Jn ihrem kürzlich erſchie-
nenen Jahreshbericht (1912, 2. Teil) ſchildert die Handelskammer
Berlin die Machenſchaften u. a. wie folgt: „An der Peripherie
ſah man vielfach unſolide Unternehmer von Spekulations-
bauten, denen von intereſſierter Hand Bauſtelle und Bau-
gelder gegeben worden waren. Da ſie über eigene Mittel gar
nicht oder nur in ſehr geringem Maße verfügen, mußten ſie
ſich die Bauſtelle zu einem ihren tatſächlichen Wert weit über-
ſteigenden Preiſe anrechnen laſſen. Die von ihnen geleiſtete
Anzahlung auf den Kaufpreis war gering, wenn ſie nicht
überhaupt von den ſpäter je nach dem Fortſchritt des Baus
fälligen Baugeldraten abgezogen wurden, Handwerker, die
einem ihrer Meinung vermögenden „Bauunternehmer“ Kredit
gewährten, ſahen nicht ſelten den Bau, nachdem er bis zu
einem gewiſſen Grade fertiggeſtellt war, wegen nicht genügen-
dem Fortſchreiten des Bauwerks und demgemäß wegen Nicht-
erfüllung der von dem Unternehmer übernommenen Ver-
pflichtungen, wegen Nichtzahlung der für die Baugelder fäl-
ligen Zinſen oder aus einem anderen hinreichenden Grunde
der Zwangsverwaltung verfallen. Während dieſer waren die
Neubauten geſperrt; weil der Zutritt zu ihnen verboten war,
konnten die Handwerker ihre Lieferungen, für die ſie Bezah-
lung gar nicht oder nur in geringſtem Maße erhalten hatten,
aus dem Bau nicht wieder herausſchaffen laſſen, auch ſoweit
ſie hierzu nach der Rechtſprechung befugt geweſen wären. Kam
es zur Zwangsverſteigerung, ſo war die Vorbeſitzerin der Bau
ſtelle oder Geldgeberin für ihre Forderungen durch die Bau
ſtelle und das auf ihr errichtete Bauwerk gedeckt, und zwar um
ſo beſſer, je höher die zu ihren Gunſten eingetragene Belaſtung
des Grundſtücks war. Die nachfolgenden Forderungen der
Bauhandwerker' fielen aus.“

Hinter den Schiebungen ſtehen vielfach renommierte Banken.
Allerdings ſo gedeckt, daß ſie faſt als Leidtragende erſcheinen.
Jn Wirklichkeit ſind ſie die Vorbeſitzer der Grundſtücke und
Hypothekengläubiger. Scharfes Anziehen der Zinſenſchraube
fördert die Herbeiführung der Kataſtrophe. Für Banugelder
müſſen in manchen Fällen bis zu 10 Proz., ja oft noch mehr
gezahlt werden. Damit wird der vorgeſchobene Strohmann
oder der in die Länge der Schieber geratene kleine Kapitaliſt
erwürgt. Sie gehören wie die Bauhandwerker zu den Opfern
der im Hintergrunde lauernden Macher. Der Praxis der
Banken und ſonſtigen Hypothekengläubiger verdankt man auch
die „Not“ der Hausbeſitzer, die tatſächlich meiſtens nur Zinſen-
eintreiber für die Hypothekengläubiger ſind. Von dieſen wird
ihnen der Strick um den Hals gelegt. Zahlreiche Zwanpsver
ſteigerungen geben Kunde davon. Für Großberlin liegen nun
für 1912 die Zahlen der Subhaſtationen vor. Für Berkin,
Charlottenburg, Schöneberg, Wilmersdorf, Neukölln, Steglitz,
und Pankow ergeben die freiwilligen Veräußerungen und
Zwangsverſteigerungen folgende intereſſante Gegenüber-
ſtellung. Jn den letzten Jahren erfolgten Beſitzveränderungem
mit einem Objektwert (in 1000 Mark)

1907: Freiwilliger Beſitzwechſel 931 524 Zwangsverſt. 90 917

570 9 1387121908: 570 9321909: 716 099 140 4141910: t 697 878 142 5181911: 624 923 167 6221912: 476 819 221 289Die freiwilligen Veräußerungen find ſeit 1907 auf die Häkfke
gefunken, die Zwangsverſteigerungen haben 130 Prozent zu
genommen! Natürlich ſoll geholfen werden. Aber wie? Den
ſogenannten Hausbeſitzern, den Hypothekengläubigern, winken,
Erleichterungen auf ſtaats- und kommunalſteuerlichen Ge
hieten. Was wird damit erreicht? Weiter nichts, aks das Hoch
halten der wucheriſchen Zinſen uſw. Ferner gibt man damit
zu neuem Anziehen der Zinsſchraube den Anreiz. Die Allge
meinheit muß die Laften tragen, ſie kommt aus den boden
kapitaliſtiſchen Fängen nicht heraus. Der Staat aber erleich
tert mit ſeinen Reformen die Plünderei.

Arbeiter! Jonetienter



„JTymians Wogen
Heute und folgende Tage das glänzende
Jubiläums-Riesenprogramm.

Jede einzelne Nummer ein Schlager.

Wer noch nie B a J J h a u S wiedein Serliner
sah, versäume nicht, es anzuschauen.

Tymlans Glanzrollel Sylvarécg Prachttolletten!

1707 Tageskasse von 10-- I und 4--6 Uhr.

sohlösscehen W

Werwallung Halle a La

Am Sonntag den 22. Juni er. erf im B
für unſere PTitglieder von merfe Beesen, e

Oseudorf u. Vmz. ſtatt. Dasſelbe wird aus div Fſluſtiqufür jung und alt und Tanzkränzchen beſtehen. Die Mit ücber
vorgenannten Orte und deren dlrelwer ſowie die Halleſchen Mit
glieder ſind hiermit zu recht zahlreicher Beteiligung

W Walhaſſaſ

Die Mitglieder von Ammendorf, Beeſen Radewell, Oſendorf
u. Umg., welche ſich an der allgemeinen Harapartie deteiligenWolle melden ſich vorher beim Kollegen Fiſchmann, Ammendorf,
Langeſtraße 3, bis Mittwoch den 25. d. Mts.

Der allgemeine Besuneh der internationalen BRauſneh-
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Der 10. Genoſſenſchaftstag.
k. r. Dresden, den 17. Juni.

Zweiter Verhandlungstag.
„Den Bericht des Vorſtandes erſtattet Barth
München. Er greift zurück auf die Zeit, wo auch die Arbeiter
konſumvereine im Allgemeinen Verband organiſiert waren,
und ſchildert, wie nach der Stagnation in den Wer Jahren
das Wachſen der modernen Konſumvereine den Neid der
anderen Richtung erregte und zu immer ſtärkeren Differenzen
führte. Jm September 1902 in Kreuznach wurde dann plötz
lich, ohne daß vorher etwas davon verlautete, der Ausſchluß
einer Reihe Konſumvereine geſtellt. Und der Ausſchluß wurde
faſt ohne Debatte von den Kreditvereinen (SchultzeDelitzſch)
beſchloſſen. Es folgten ſtürmiſche Tagungen der einzelnen Be
zirksverbände, in denen faſt überall der korporative Austritt
aus dem Krügerſchen Verbande beſchloſſen wurde. War Kreuz-
nach ein Markſtein des Verfalles, ſo ward 1903 Dresden zu
einem Markſtein der jungen aufblühenden Bewegung. Der
Zentralverband wurde gegründet. Und dann kam jene präch-
tige Entwicklung in den letzten zehn Jahren, die gerade in der
letzten Zeit zu entſcheidenden neuen Bahnen geführt hat. Aber
noch immer ſind viele Felder zu beackern und zu beſtellen, ſo
daß noch lange nicht an einen ruhigen Genuß der Herbſtfrucht
zu denken iſt. (Lebhafter Beifalll)

Ueber die Entwicklung des Zentralverbandes
berichtet Kauf mann Hamburg. Er beſpricht den gedruck-
ten Bericht, aus dem wir ſchon das Weſentliche mitgeteilt
haben. Die Konſumgenoſſenſchaften haben auch im letzten
Jahre wirkſam gegen die Teuerung angekämpft. Das hat
natürlich erſt recht zu Angriffen, Verleumdungen und geſetz
lichen Maßregeln gegen die Konſumvereine geführt. In dieſem
Kampfe hat namentlich die Genoſſenſchaftsbewegung eine wich-
tige Rolle geſpielt. Die Konſumgenoſſenſchaftliche Rundſchau
hat jetzt eine Auflage von 12000 Exemplaren, das Konſum-
genoſſenſchaftliche Volksblatt 600 000 Abonnenten. Beſondere
Anſtrengungen erforderte der Kampf gegen die Umſatzſteuer
der Konſumvereine. Nicht Steuerdrückebergerei iſt es, wenn
ſich die Bewegung dagegen wendet. Aber die Konſumvereine
ſollen die Steuern zahlen, die anderen auch auferlegt werden.
Es iſt Lüge, wenn behauptet wird, die Entwicklung der Kon-
ſumvereine beeinträchtige die Steuerkraft des Volkes. Abge
ſehen von allen anderen Tatſachen, beweiſt dies ſchon die gegen-
wärtige Beſteuerung der Konſumvereine, die 0,7 Proz. des
geſamten Umſatzes beträgt. Die Händler werden kaum ein
Drittel dieſer Verhältniszahl tragen. Trotz aller Hemmungs-
verſuche haben ſich die Genoſſenſchaften in den letzten zehn
Jahren in beſchleunigtem Tempo, ſowohl wos die Mitglieder-

zahl als was die Umſätze uſw. angeht. Mit den Lagerhaltern,
Bäckern und Transportarbeitern ſind Tarife abgeſchloſſen
worden und das Tarifamt ſoll künftig ſeine Tätigkeit auch auf
andere Gewerktſchaften erſtrecken. Auch ſonſt wird das Zu-
ſammenwirken mit den Gewerkſchaften immer enger werden.
Für die Verſorgung der Angeſtellten im Alter und Kranf-
heiten iſt in den einzelnen Genoſſenſchaften neben der ſtaat-

lichen Verſicherung geſorgt worden. Die innere Feſtigung der
Bewegung ſoll durch die beſtehenden Bildungseinrichtungen
beſorgt werden. Das jüngſte Kind der Genoſſenſchafts- und
auch der Gewerkſchaftsbewegung iſt die Volksfürſorge, die allen
Volksgenoſſen zugute kommen ſoll. Die Großeinkaufsgeſell-
ſchaft hat in den zehn Jahren ihren Umſatz von 26 Millionen
auf 136 geſteigert; das Kapital von 460 000 auf 6 669 000 Mk.
Beſonders die Eigenproduktion iſt ſtark gefördert worden, die
auch in den einzelnen Vereinen ſtark geworden und bis zum
eignen land wirtſchaftlichen Betrieb in der Hamburger Produk-
tion gediehen iſt. All dieſe gewaltigen Anforderungen ver-
urſachen Schwierigkeiten in Beſchaffung und auch der Unter-
bringung der Geldmittel, die in der Zukunft noch günſtiger
gelöſt werden ſollen, als das bisher die Bankabteilung der
Großeinkaufsgeſellſchaft ſchon tut. Das Sparweſen iſt orga-
niſatoriſch gefördert worden. 1903 betrugen die Spareinlagen
und Hauseinlagen 7 Millionen, 1912 58 Millionen Mark, pro
Mitglied 13,50 Mk. reſp. 39,3 Mk. Das iſt vor allem das
Mittel geweſen, die Genoſſenſchaften von der Tyrannei der
großen Geldmächte freizumachen. Das Sparweſen muß in-
deſſen no.h rationeller geſtaltet werden. Das Beſtreben muß
daxauf gerichtet ſein, die Betriebseinrichtung der Vereine voll
kommen durch das zinsfreie Kapital der Anteile zu decken.

Ebenſo ſollte das im Grundbeſitz angelegte Kapital in höherem
Maße durch unkündbare, wenn auch beſſer verzinſte Haus-
anteile, ſtatt durch Spareinlagen gedeckt werden. Das würde
die Geldwirtſchaft der Genoſſenſchaften feſtigen. vor allem
würde ſie günſtiger geſtaltet werden durch eine Umwandlung

der Bankabteilung in eine Bank-Aktiengeſellſchaft. Erfreu-
licherweiſe wird die Konzentration der Genoſſenſchaften, die
eine Bedingung guter Eigenproduktion iſt, immer feſter. Auch
da liegen noch manche Brobleme, die ſchrittweiſe gelöſt werden

müſſen. Großes iſt geleiſtet worden, größere und ſchönere
Aufgaben liegen noch vor uns. Sie zeugen davon, daß die
Genoſſenſchaftsbewegung ein Mittel zum Aufſtieg der Menſch-
heit iſt. Vorwärts und aufwärts! (Lebhafter Beifall!)

Jn der Debatte beſpricht
Mendel- Hamburg das Problem der engeren Verbindung

der Konſumvereine mit der land wirtſchaftlichen Produktion
und den land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften. Es iſt gelungen,
die Mittelglieder in der Produktion und dem Vertrieb indu-
ſtrieller Produktion auszuſchalten, nicht aber bei den land-
wirtſchaftlichen Produkten. Groß ſind die Schwierigkeiten
Das Wort vom antikollektiviſtiſchen Bauernſchädel hat noch
ſeine Bedeutung, politiſche Gegenſätze erſchweren das Zu-
ſammenwirken mit den land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften.
Aber das darf nicht davor zurückſchrecken, die unterbrochene
Verbindung zwiſchen Land und Stadt wieder herzuſtellen.
Vielleicht wird das auch zu einem Ausgleich der politiſchen
Gegenſätze führen. (Beifall.)

Kaufmann-Hamburg: 1904 iſt eine Ausſprache mit dem
Reichsverbande land wirtſchaftlicher Genoſſenſchaften herbeige-
führt worden. Die Verbindung iſt aber wieder durch ſcharf-
macheriſche Treibereien in jenem Verbande zerbrochen worden.
Es wird aber verſucht werden, neue Wege zur Löſung der
Frage zu ſuchen.

Ueber das Muſterſtatut für Bezirkskonſum-
vereine referierte darauf

Schmidtchen- Düſſeldorf. Das Statut ſoll den neuen
Anforderungen der Konzentrationsbewegung im Konſumver-
einsweſen genügen. Der Geſetzgebung ſoll ein Wegweiſer ge
geben werden, um für die großen Vereine die Delegierten-
verſammlung möglich zu machen. die zugleich ein Arbeits-
inſtrument werden möchte. Die Frage iſt indeſſen noch nicht
recht geklärt. Der Referent ſtellt deshalb den Antrag, die
Schaffung eines Muſterſtatuts dem Generalrat zu übertragen.
Steinſchneider- Berlin wies darauf hin, daß die
Schwierigkeit der Sache vor allem in den Beſtimmungen des
Genoſſenſchaftsgeſetzes zu ſuchen iſt. Er beſpricht im einzelnen
die Möglichkeiten einer Löſung der Frage, was natürlich .nehr
internen Jntereſſes iſt.

Der Antrag des Referenten wird zum Beſchluß erhoben.

Ueber die Volksfürſorge berichtet
von Elm- Hamburg. Die Vorarbeit für das Unternehmen
iſt außerordentlich zeitraubend geweſen. Das erfordert allein
ſchon die ſchwierige Materie. Es kamen Bedenken hinzu, die

die eigenartige Organiſation bei der Aufſichtsbehörde fand, die
zwar nicht als ſtichhaltig anerkannt werden konnte, denen aber
durch eine Aenderung der Organiſation entſprochen wurde.
Durch dieſe äußere Form wird die demokratiſche Parität
zwiſchen Genoſſenſchaften und Gewertſchaften nicht beeinträch-
tigt werden. Auch im Tarif wurden dem Aufſichtsamt Konzeſ-
ſionen gemacht. Manche Bedenken des Aufſichtzamtes mußlen
durchaus enerkannt werden, namentlich war es richtig, daß
die Volksfürſorge in gewiſſer Hinſicht nicht mit den geſchäft-
lich günſtigeren Vorausſetzungen rechnen kann, wie die Pri-
vatgeſellſchaften, die die ſtärker gefährdeten, aber deshalb um
ſo hilfsbedürftigeren Berufe ausſchalten oder ſchlechter zu
ſtellen, was natürlich bei der Volksfürſorge ausgeſchloſſen iſt.
Auch ſonſt war die Arbeit in mancher Beziehung erſchwert, da
man ſich den Geſchäftspraktiken und beſonders der Geheimnis-
tuerei der Privatgeſellſchaften nicht anſchließen kann. Wahr-
heit und Klarheit war das Prinzip, nach dem die Volksfür-
ſorge arbeiten will. Was dadurch an größerer Vorarbeit nötig
war, wird ſich ſpäter ſehr nutzbar machen. Dem Aufſichtsamt
iſt die Volksfürſorge Dank ſchuldig für die prompte Erledi-
gung und das Entgegenkommen. Auch die Frage iſt in den
Verhandlungen erörtert worden, ob die ſozialdemokratiſche
Partei an dem Unternehmen irgendwie beteiligt ſei. Hätten
die Gegner auch nur den Schatten eines Beweiſes erbracht,
wäre es nicht genehmigt worden. Verhreiten ſie weiter das
Märchen von der ſozialdemokratiſchen Volksfürſorge, ſo ver-
leumden ſie nicht nur, ſondern ſie beleidigen auch das Auf-
ſichtsamt. (Sehr richtigl) Wir wiſſen, daß die Gegner lügen,
und ſie wiſſen es auch. Aber ſchließlich wird die Wahrheit über
die Verleumdung ſiegen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Die Vor-
arbeit iſt nun ſoweit gediehen, die Formalitäten ſind ſoweit
erfüllt, 5 die Verſicherung nun wirklich in Kraft treten kann.

Die Volksfürſorge will die Verſicherten nicht für das ganze
Leben binden, ſondern kurzfriſtige Verſicherungen ermöglichen.
Die Prämien ſind niedriger, die Verſicherungsſätze höher als
in den beſtehenden Geſellſchaften. Es beſteht die Kapitalsver-
ſicherung mit feſten Sätzen und die Sparverſicherung, deren
Sätze ganz von dem Belieben der Verſicherten und ihrer augen-
blicklichen Leiſtungsfähigkeit abhängt. Die Mängel der bis-
herigen Sparverſicherung ſind durch eine Rückverſicherung ge
hoben worden. Unſere Gegner meinen, daß wir nichts leiſten
werden, weil wir angeblich von den Verſicherungsdingen nichts
verſtehen. Wenn es auch nicht leicht iſt, ſich mit den Dingen
vertraut zu machen, aber der feſte Wille wird die Schwierig-
keiten überwinden. Jene Prophezeiungen werden zu Boden
fallen, wie die gegen die Konſumvereine zu Boden gefallen
ſind. (Sehr richtigl) Die Volksfürſorge will das Verfallen
der ungeheuren Zahl von Verſicherungen unmöglich machen,
das die Verſicherten um große Summen bringt und die Ver-
ſicherungsunternehmer bereichert. Der Verfall von Verſiche-
rungen iſt bei der Volksfürſorge nur in wenigen Ausnahme-
fällen möglich. Die Gegner behaupten wobl, daß die Volks-
fürſorge die Verſicherten für Lebenszeit an ſich und damit an
die Sozialdemokratie (Heiterkeit) feſſeln will. Sie werfen uns
vor, was auf ſie zutrifft, aber nicht auf uns. Nirgends haben
die Verſicherten die Möglichkeit, ſo leicht und ſo günſtig den
Vertrag zu löſen als bei der Volksfürſorge. Wir wollen nicht
durch Zwang herrſchen, ſondern durch ihre Leiſtungen über-
zeugen. (Beifall.)

Natürlich arbeiten die Verſicherungsanſtalten mit allen Mit-
teln gegen die Volksfürſorge. und ſie ſcheuen nicht vor wiſſent-
lich falſchen Vergleichen zurück. Der Tanz wird erſt richtig
mit der Entſtehung der öffentlich-rechtlichen Verſicherung be-
ginnen, die ſich ihren Organiſationsfonds von den preußiſchen
Steuerzahlern zahlen laſſen. Sie vrahlen ſchon jetzt mit ihren
höheren Prämien und ihrer höheren Gewinnbeteiligung. Aber
das tat auch die Vereinsverſicherungsbank in Düſſeldorf, die
mit allen Mitteln auch mit dem Reichsverband gegen die
Sozialdemokratie für ſich und gegen die Volksfürſorge agi-
tierte. Und die Vereinsverſicherungsbank iſt ſchon am Ende
ihres Lateins. (Große Heiterkeit.) Und alle Fachmänner find
der Ueberzeugung. daß die öffentlich-rechtlichen Verſicherungen
dasſelbe Ende finden werden, wenn ſie ihre Verſprechungen
wirklich durch ihre Verſprechungen halten wollen. Wir ver-
ſchmähen die unehrliche, gewiſſenloſe Metbode, mit Wahrſchein-
lichkeitsverſprechungen zu arbeiten (Sehr gut!) Das Auf-
kommen der Volksfürſorge hat jetzt ſchon die Proviſionen der
Agenten in den Privatverſicherungsageſellſchaften geſteigert.
Die Verwaltungskoſten. ſind dort ungeheuer höher als bei uns.
Alle Erſparniſſe kommen den Verſicherten zuqute, weil die
Volksfürſorge die Verſicherungen zum Selbſtkoſtenpreis liefert.
Sie iſt ein gemeinnütziges Unternehbmen. die alle Vorteile den
Verſicherten übergibt. Die Gewerkſchaften und Genoſſenſchaf-
ten werden durchaus keinen Anteil an dem Gewinn haben, wie
ſich der Kreis der Verſicherten durchaus nicht auf die Organi-
ſierten beſchränkt. Aber gewiß werden die beiden gründenden
Organiſationen moraliſche Eroberungen im Volke machen. Es
handelt ſich jetzt bei der Volfsfürſorge nur um eine Grund-
lage. Mögen alle Genoſſenſchaftler die Begeiſterung für die
Volksfürſorge benutzen, damit auf dieſer Grundlage ein präch-
tiger Bau errichtet werden kann. (Stürmiſcher Beifall.)

Damit iſt die Tagesordnung des zweiten Verhandlungstages
erledigt.

Verbandstag der Metallarbeiter.
k. Breslan, 17. Juni 1913.

Zweiter Verhandlungstag.
Der zweite Sitzungstag begann mit der Beratung des

2. Punktes der Tagesordnung: Berichte des Vorſtandes
und Ausſchuſſes und Beratung etwaiger An-
träge zu dieſem Punkte und dem Verbands-
organ.Der Lerkandsvorſitzende Schliſcke- Stuttgart führte dazu
aus: Schon geſtern ſagte ich, daß der Gedanke des Jn-
duſtrie verbandes marſchiere. Grenzſtreitigkeiten
haben wir leider nicht nur mit anderen Verbänden, ſondern
auch in den eigenen Reihen. Die Richtung des Vorſtandes iſt:
Es kommt nicht darauf an, in einem gewiſſen Betriebe alle ver-
einigt zu haben, die Schloſſer oder Dreher genannt werden, es
kommt darauf an, daß alle in einem Betriebe Beſchäftigten
einheitlich organiſiert ſind. Wir müſſen zur Betriebs- und
Jnduſtrieorganiſation kommen. Die Reſolution des Ham-
burger Gewerkſchaftskongreſſes trägt der Entwicklung der
Metallinduſtrie nicht Rechnung. Neben der Forderung des
Jnduſtrieverbandes gehört die der Betriebsorganiſation.
Gegenüber den laufenden Streitigkeiten ſteht der Vorſtand auf
dem Standpunkt wenn Vernunftgründe nicht überzengen, dann

üſſen wir genan ſo handeln, wie die die ſich nicht überzeugenlaſſen wollen. Aber die Tatſachen ſprechen ſo klar, daß eine

baldige Verſtändigung möglich ſein muß.
Vorſtand und Mitglieder ſind bei einer ſo großen Organi-

ſation, wie wir ſie darſtellen, ſelbſtverſtändlich nicht immer
einig. Dos trifft im beſonderen auf den Zeitpunkt zu, mit
dem ein Kampf zu beginnen hat. Den Zeitpunkt eines Kampfes

müſſen immer wir Arbeiter beſtimmen. Bedenklich iſt, daß au
verſchiedenen Orten die Leitungen Forderungen aufgeſtellt
haben, die den Arbeitsnachweis der Unternehmer betreffen.
Wir lehnen den Unternehmerarbeitsnachweis ſtrikte ab, wir
dürfen dann nicht Forderungen, die ihn angehen, aunfſtellen.
Der Unternehmerarbeitsnachweis muß mit anderen Mitteln
bekämpft werden. Er muß dann aber zur grundſätzlichen
Poſition werden. Nebenfragen, die geeignet ſind, unſere Kraft
im Kampfe zu zerſplittern, haben wir viele; z. B. die Ver-
kürzung der Arbeitszeit. Mit der durch gehenden Ar-
beits zeit ſind wir noch nicht zur Klarheit gekommen. Die
Mehrheit des Vorſtandes iſt der Meinung, daß ſie nur einge-
führt werden kann, wenn der Achtſtundentag für die Metall
arbeiter durchgeſetzt iſt. Selbſtverſtändlich nehmen wir auch
die geringſte Arbeitszeitverkürzung dann, wenn wir in anderer
Form nichts erhalten würden. Die Unternehmer machen mit
den bezahlten Ueberſtunden das beſte Geſchäft. Der Vorſtand
iſt der Meinung, daß die Solidarität bei großen Kämpfen ſo
aufgefaßt wird, daß durch Umlageverfahren die Koſten auf-
gebracht werden. Das wirkt ganz anders als der Klingelbeutel.
(Sehr richtig!)

Zur Gewerkſchaftsſchule und zur Parteiſchule liegen
auch Anträge vor. Die Tätigkeit der Parteiſchule ſehe ich ſehr
ſkeptiſch an. Schwerverſtändliche Wiſſensgebiete werden
dort gelehrt, der Beſuch der Parteiſchule ſelbſt erweckt bei
unſeren jungen Leuten Hoffnungen, die nicht erfüllt werden
können. Nun komme ich zum Verbandsorgan. Unſer
Redakteur Scherm iſt bis jetzt immer gelobt worden. Wenn
die Redaktion, die in letzter Zeit ſo grob angegriffen worden
iſt, feſt um ſich gehaut hat, ſo war das nicht nur ihr gutes
Recht, ſondern auch ihre Pflicht. Der Vorſtand kann dies nur
billigen. Die Fülle der allgemeinen Anträgezwingt den Vorſtand, zu ſagen, daß neben vielen ſelbſtverſtänd-
lichen, auch manches Unausführbare verlangt wird. Man hat
uns den Vorwurf gemacht, daß wir den Gehaltsverhält-
niſſen unſerer Beamten zuviel Aufmerkſamfeit zu-
wenden. Der Vorſtand als Beauftragter der Organiſation
und Arbeitgeber hat die Pflicht, ſeine Angeſtellten anſtändig.
zu bezahlen. Der Metallarbeiter, der gegen dieſen Stanud-,
punkt iſt, darf auch nicht ſagen, daß die Unternehmer den Ar
veiter nicht zu ſeinem Rechte kommen laſſen.

Seemann- Königsberg erſtattet, ehe in die Dis
kuſſion über den Vorſtandsbericht eingetreten wird, den end
gültigen Bericht der Mandatsprüfungskom-miſſion. Er beginnt mit den Leipziger Vorkommniſſen. Das
Leipziger Zentralwahlkomitee hat beim Vorſtand die Ungültig-
keitserklärung der Leipziger Mandate verlangt, weil die Leip
ziger Volkszeitung durch ihre Stellungnahme in einem Ver-
ſammlungsbericht dafür geſorgt habe, daß nur Delegierte nach
Breslau gekommen ſind, die für den Leipziger Antrag, die
Parteiſchule betreffend, eintreten. Der Vorſtand hat nur die
Wahl zweier Bezirke für ungültig erklärt, die Mandats
prüfungskommiſſion beantragt bei der Generalverſammlung
ſämtliche acht Leipziger Delegierte als nicht gewählt zu be
zeichnen und dafür die nach Breslan zu berufen, die nicht ge
wählt wurden, oder Leipzig auf der Generalverſammlung
überhaupt unvertreten ſein zu laſſen. (Große Unruhe.)

Ernſt Schäfer Leipzig fragt als erſter Diskuſſionsredner
zu dieſem Punkte: Warum verteidigt nicht der Vorſtand ſeinen
Beſchluß der durch die Mandatsprüfungskommiſſion als falſch
bezeichnet wird? Der Verſammlungsbericht der Leipziger
Volkszeitung war durchaus objektiv abgefaßt. Wir bedauern
allerdings auch, daß die angegebene Stelle in Fettdruck ſo auf
fällig erſchienen iſt. Jch erwarte von dem Gerechtigkeitsgefühl
der Generalverſammlung, daß ſie im Jntereſſe des Verbandesentſcheidet, wenn ſie wollen dann laſſen ſie die Leipziger un

vertreten. aber kommen ſie dann auch nach Leipzig und ver
teidigen ſie dort ihren Beſchluß.
Nach ihm ſprechen noch eine ganze Reihe Redner, im be
ſonderen auch Leipziger Delegierte. Nachdem ein Schluß-
antrag abgelehnt iſt, geht die Debatte, die Leipziger Vorkomm-
niſſe bis ins einzelne behandelnd, weiter.

Die Mandatsprüfungskommiſſion zieht ihren Eventual-
vorſchlag, den ſie am Morgen mitgemacht, für den Fall der
Kaſſierung der acht Leipziger Mandate, die nicht gewählten
acht Kandidaten zur Generalverſammlung nach Breslau be
rufen zu laſſen, zurück.

Nach längerer Diskuſſion wird über den nun verbliebenen
Vorſchlag der Mandatsprüfungskommiſſion, die Leipziger
Delegiertenmandate zu kaſſieren, namentlich abgeſtimmt. Die
Leipziger Mandate werden mit 212 gegen 50 Stimmen für un-
gültig erklärt. Leipzig bleibt auf dem Verbandstage ohne Ver-
tretung.

Es werden nun noch eine Reihe andere Proteſte abge
lehnt. So die aus Chemnitz, Düſſeldorf, München und
Braunſchweig.
Die Diskuſſion über den Vorſtandsbericht. für den eine große
Anzahl von Anträgen mit zur Beſprechung vorliegt, wird dann
abgebrochen, die Sitzung wird auf Mittwoch vertagt.

Gewerkſchaftliches.
Die Schweigepflicht der Gewerbegerichts-Beiſitzer.

Mit dem ſeltenen oder vielleicht noch nicht dageweſenen Fall,
daß ein Landgericht ſich mit der Amtsentſetzung eines
Gewervegerichtsbeiſitzers zu befaſſen hatte, mußte
ſich am Dienstag die dritte Strafkammer des Landgerichts
Leipzig beſchäftigen. Das Verfahren richtete ſich gegen den
Schneider Richard Krütze in Wurzen, der ſich einer groben
Pflichtverletzung dadurch ſchuldig gemacht haben ſollte, daß er
entgegen der geſetzlichen Vorſchrift über ſeine Abſtimmung bei
einer Urteilsfällung Mitteilung machte.

Wie die Verhandlung lehrte, war die Anzeige ein Ver-
geltungsakt des Stadtrats von Wurzen, der es ſich hat gefallen
laſſen müſſen, daß der Spruch des Gewerbegerichts
durch das Landgericht umgeſtoßen wurde

Jm vorigen Jahre hatten die Arbeiter der Maſchinenfabrik
G. A. Schütz geſtreikt. Den Arbeitern wurden Zeugniſſe grts
geſtellt, in denen bemerkt war, daß ſie mit dem größeren Teil
der Arbeiter geſtreift haben. Dieſer Satz war von einen
Dreher beanſtandet worden, ebenſo das Zeichen: M. g., das von
den Arbeitern als „Mit geſtreikt“ gedentet wurde. Das Zeichen
erklärte die Firma als harmlos, es ſei das Signum des Ange
ſtellten, der die Zeugniſſe ausgeſtellt habe. Das Gewerbegericht
Wurzen wies die Klage des Drehers ab mit der Begründung,
der Zuſatz wegen des Streiks ſei nicht zu be
anſtanden, weil das Zeugnis auch auf die Führung r
gedehnt worden ſei.

Mit dieſer wunderbaren Definition war der Arbeitnehmer-
beiſitzer Kr. nicht einverſtanden. Er teilte deshalb einem
Streikenden, der als Zuhörer erſchienen war, mit, daß er
natürlich nicht für Abweiſung der Klage geſtimmt habe. Am
Jahresſchluß hat er auch dem Obmann der Beiſitzer in ſeinem
Bericht davon Mitteilung gemacht. Nun war aber übex. jene
Gewerbegerichtsſitzung auch ein richt in der Volkszeilung

für das Muldenthal erſchienen, in dem ebenfalls über die An
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Ke Aufklärung

w. a u Wierats hatte darauf die Kreishaupzmannſchafit beim
Landgericht Leipzig die Amtsenthebung K.s wegen grober
Pflichtverletzung beantragt.

K. beſtritt, den Bericht veranlaßt oder geſchrieben zu haben.
Daß er dem Streikenden Mitteilung gemacht habe, gab er zu.
er habe ſich damit rechtfertigen wollen. Er glaube nicht, daß
er ſich damit einer groben Pflichtverletzung ſchuldig gemacht
habe, denn er vertrat doch die Jntereſſen der Arbeiter.
Uebrigens ſei er nie über die Schweigepflicht belehrt worden.
Jn dem Ortsgeſetz für das Gewerbegericht in Wurzen ſei auch
keine Erläuterung gegeben, was als grobe Pflichtverletzung
angeſehen werde. K. gab auch zu, dem Obmann Bericht ge
geben zu haben, dies geſchehe zu ſtatiſtiſchen Zwecken alljährl' h.

Wie ſchon bemerkt, hat das Landgericht Leipzig die wunder
bare Rechtsauffaſſung des Stadtrats Troitzſch in Wurzen
korrigiert mit der Begründung, die Beteiligung an
einem Streik ſei nicht tadelnswert, ſie ſei alſo
vbfektiv vom moraliſchen Standpunkte aus nicht zu verwerfen,
zumal weder Kontrakt- noch Treubruch vorlag. Das Zeugnis
ſei daher unrichtig, und die Firma ſei zu verurteilen, ein Zeug
nis ohne Zuſatz auszuſtellen.

Der Staatsanwalt beantragte die Amtsentſetzung K.s und
behauptete, K. habe gewußt, daß die Vorſchrift der Schweige-
pflicht der Schöffen und Geſchworenen auch entſprechende An
wendung auf Gewerbegerichtsbeiſiter findet. K. habe ſich ſagen
müſſen, daß der Vorgang in die Preſſe kommen werde und daß
dadurch die Gegenſätze zwiſchen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern verſchärft würden.

Rechtsanwalt Dr. Marſchner hingegen führte aus, daß ein
einfacher Mann wie K. unter Pflichtverletzung etwa die
Beugungdes Rechts verſtehe. Der Schöffenrichter müſſe
ſehr häufig die Schöffen belehren. Auch der Schwurgerichts-
vorſitzende müſſe dies nach dem Geſetz tun, obwohl die Ge-
ſchworenen ſich meiſt aus Leuten höherer Kreiſe rekrutieren.
Darum ſei es wünſchenswert, daß auch die Gewerberichter ihre
Beiſitzer belehrten. K. habe ſpontan und in der Erregung ge-
glanbt, ſich dem Streikenden gegenüber rechtfertigen zu ſollen.

Das Landgericht lehnte den Antrag der Kreis-
hauptmannſchaftab, die Koſten wurden auf die Staats-
kaſſe übernommen. Es vertrat die Auffaſſung, K. habe ſich
ſpontan gegenüber ſeinen Standesgenoſſen und dem Obmann
geänßert. Mit dieſer Mitteilung über ſeine Abſtimmung habe
K. objektiv eine Pflichtverletzung begangen, aber er habe ver
ſichert, er habe es nur getan, um ſich zu rechtfertigen. Der
Gerichtshof war ſich im Zweifel, ob ſich K. der Pflichtverletzung
bewußt war. Der Gerichtshof war aber auch für den Fall, daß
K. ſich der Pflichtverletzung bewußt war, voll überzeugt, daß die
Frage nach der Gröblichkeit der Pflichtverletzung zu ver
neinen war, denn Perſonen wie K. ſind nicht ſo diſzipliniert
wie Berufsrichter, die wiſſen, daß ſie im Falle einer Ueber-
ſtimmung das Urteil mit zu vertreten haben.

Der Textilarbeiterſtreik in Barmen.
Der Deutſche Tettilarbeiterverband hat den Kgl. Gewerbe-

rat Beierling um ſeine Vermittlung zur Beilegung des Färber-
ausſtandes erſucht. Beierling hat ſich hierzu bereit erklärt.
Der Unternehmerverband hat dieſe Vermittlung jedoch abge
lehnt mit der Begründung, daß ein großer Teil der früheren
Arbeiter die Arbeit in den beſtreitkten Färbereien wieder auf-
genommen und den von den Unternehmern vorgeſchlagenen
Tarif anerkannt haben. Die Unternehmer ſeien in ihren Zu-
geſtändniſſen bis an die Grenze des Möglichen gegangen und
könnten keine weiteren Zugeſtändniſſe mehr machen. Es dürfte
dennoch zur Beilegung der Differenzen kommen. Die Arbeiter
wollten bei den ungenügenden Zugeſtändniſſen der Unter-
nehmer keinen Tarif abſchließen. Die Unternehmer verzichten
jetzt auf den Abſchluß des Tarifvertrages. Bisher beſtand ein
Vertrag.

Kleine gewerkſchaftliche Meldungen.

Ausſperrungsandrohung in der Textilindu-ſtrie in Bocholt. Jn der Tertilinduſtrie des katholiſchen
Städtchens Bocholt' an der holländiſchen Grenze drohen die
Fabrikanten mit der Ausſperrung der Arbeiter, wenn bis nach
Ablauf der Kündigungsfriſt, am 21. und 28. Juni, eine Eini-
gung, wie die Fabrikanten ſie wünſchen, nicht erzielt wird. Es
kommen 5800 Arbeiter in Frage. Diefe Ausſperrungs-
androhung iſt die „Antwort“ der Unternehmer auf die von den
chriſtlichen Arbeitern eingereichten Forderungen.

Streik der Leitergerüſtbauer in Düſſeldorf.
Jn Düſſeldorf ſtehen die 'Leitergerüſtbauer bei ſämtlichen
Firmen im Streik. Sie fordern: Regelung der Arbeitszeit und
Erhöhung der Stundenlöhne. Die Unternehmer haben jede Ver-
handlung mit der Organiſation abgelehnt. Es wird dringend
erſucht, den Zu zug vön Leitergerüſtbauern nach Düſſeldorf
fernzuhalten.

Soziales.
Alkohol und Totgeburten.

Als Separatabdruck einer in der Wochenſchrift Das öſter
reichiſche Sanitätsweſen erſchienenen Abhandlung von Regie-
rungsrat Dr. Joſeph Schweighofer iſt kürzlich eine kleine
Broſchüre unter dem Titel Alkohol und Nachkommenſchaft er
ſchienen, die an der Hand der Salzburger Verhäliniſſe die Ein-
wirkung des regelmäßigen Alkoholgenuſſes insbeſondere auf die
Entſtehung von Totgeburten behandelt. Das Salzburger Ge-
biet zeichnet ſich beſonders durch einen hohen Bierkonſum aus.
Dieſer betrug im Jahre 1880 153 Liter pro Kopf der Bevölke
rung, ſtieg bis 1907 auf 242 Liter, um dann 1910 auf 194 Liter
zu ſinken. Allerdings iſt bei dieſen Zahlen der ſtarke Fremden-
verkehr Salzburgs mit in Betracht zu ziehen. Dazu kommt
noch ein Weinverbrauch von 20000 Hektoliter und ein Schnaps
konſum, auf den ſich aus dem Vorhandenſein von 3500 bis 3700
Brennereien ſchließen läßt. Schweighofer hat nun an der Hand
der Geburtentabellen der Salzburger Bevölkerung aus den
Jahren 1906 bis 1909 feſtgeſtellt, daß in dieſem Lande Tot-
geburten weit häufiger ſind, als bei der ſonſtigen Bevölkerung.
So waren von ſämtlichen Geburten Totgeburten: in Pongau
11,6 Prozent, in Wagraim 17,3 Prozent, St. Johann 17,5 Pro
zent, Embach 17,1 Prozent, Bächſtein 17,2 Prozent. Jnm Salz-
burg-Stadt ſelbſt betrug die Totenrate „nur“ 11,8 Prozent.

Bei den Unehelichen iſt die Totgeburtenrate naturgemäß noch
höher. So hatte ſie bei den unehelichen Müttern aus dem
Kaufmannsſtande die erſchreckende Höhe von 46 Prozent, bei
den Müttern aus dem Schankgewerbe 30 Prozent, bei den Be
amtinnen 15 Prozent. Es kommt hier noch die Abneigung jener
Bevölkerung gegen uneheliche Geburten hinzu. Jm übrigen
aber glaubt Schweighofer die hohe Prozentziffer der Tot-
geborenen im Salzburger Land auf den ſtarken und regelmäßi-
gen Alkoholgenuß der Bevölkerung zurückführen zu ſollen. Er
vertritt dabei die Anſicht, daß ein dauernder Alkoholgenuß
weit ſchädlicher auf die Frucht wirkt als ein gelegentlicher
Exzeß.

worfen, ſondern an Nachbarn, Freunde und Bekannte behufs
Gewinnung neuer Abonnenten weitergegeben.
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Sozialdemokratiſcher Verein für den Wahlkreis
Delitzſch Bitterfeld.

Jahres bericht.
d des C i teitags-Beſ s, we

kann ſich der vorliegende Bericht nur auf den Zeitraum von
dreiviertel Jahren erſtrecken.

Jm Gegenſatz zum Vorjahre, wo die Reichstagswahlen und
auch der größte Teil der Gemeindevertreterwahlen ſtattfanden,
und wir von ganz beſonders ausgedehnten Agitationsarbeiten

konnten, iſt die jetzige Berichtsperiode ſehr ruhig ver
aufen.

Die unerfreuliche äh daß eine große Zahl von Partei-
genoſſen glauben, mit der Reichstagswahl Agitation auf längere
Zeit M ihre Schuldigkeit getan zu haben hat bewirkt, daß,
wie ſchon öfter nach Reichstagswahlen, ein Stagnieren der
Mitgliederzahl zu verzeichnen iſt. Sie beträgt 3082.
Während ſieben Ortsvereine einen Mitgliederzuwachs van zu
ſammen 91 zeigen, muß bei acht Ortsvereinen eine Abnahme
konſtatiert werden. Am bedenklichſten iſt der Mitgliederrück
gang in Bitterfeld. Es muß jedoch bei allen Ortsvereinen,
die am 'Rückgange beteiligt ſind, die Frage e e wer
den, ob die örtlichen Verwaltungen alles getan haben, um die
Verluſte durch energiſche Agitation wieder auszugleichen. Hier-
u wird uns der Kreistag Gelegenheit geben und es müſſen
eittel und Wege gefunden werden, um im kommenden Jahre

nicht nur die Scharte auszutvetzen, ſondern künftig einen viel
größeren Prozentſatz der ſozialdemokratiſchen Reichstags-
wähler als ſtändige Parteimitglieder zu gewinnen.

Jmmer wieder muß ferner betont werden, daß die Agitation
unter den Frauen noch alles zu wünſchen übrig läßt. Bei dem
geringen Beitrag von 5 Pf. pro Woche, wofür den weiblichen
Mitgliedern noch die ausgezeichnete Zeitſchrift Die Gleichheit
gratis geliefert wird, dürfte es jeder Arbeiterin möglich ſein,
Parteimitglied zu werden. Auch hier muß eine intenſivere
Tätigkeit der Ortésvereine einſetzen.

Die Zahl der Leſer der Parteipreſſe iſt mit
rund 4000 leider auch nur die gleiche geblieben wie im Vor-
jahre. Neben rund 3100 Abonnenten des Halleſchen Volks-
blattes werden noch 900 verſchiedene andere Blätter Leip-
ziger Volkszeitung. Vorwärts u. a. geleſen. Nicht einbe-
griffen ſind in obigen Zahlen die Abonnenten der Gleichheit,
Neuen Zeit, Neuen Welt, des Wahren Jakob uſw. Ferner
haben wir im Wahlkreiſe 660 Abonnenten der Arbeiterjugend.

Die Agitation blieb im Berichtsjahre im allgemeinen
auf Proteſtverſammlungen gegen die Teuerung und die neue
Militärvorlage beſchränkt. Jm März ſetzte dann, wenn auch
nicht beſonders lebhaft, die Agitation für die Landtagswahl
ein. Flugblätter und Stadt- und Landboten wurden im Wahl-
kreiſe fünf verbreitet und zwar in 120 000 Stück. Der Volk s-
kalender fand mit ſeinen 19000 Eremplaren im Herbſt
1912 wieder überall die beſte Aufnahme, hauptſächlich die Land-
bewohner haben ſich ſo an ihn gewöhnt, daß ſein Erſcheinen
immer freudigſt begrüßt wird.

Allgemeine Stadtverordneten und Gemeinde-
ratswahlen fanden nicht ſtatt. Jn Bitterfeld mußte in-
folge Verzugs des Genoſſen Bock eine Erſatzwahl vorgenom-
men werden, bei welcher unſere Genoſſen das Mandat behaup-
teten. Unſer Wahlkreis zählt zurzeit in drei Städten 14 und
in 17 Landorten 47 ſozialdemokratiſche Gemeindevertreter. Um
einem mehrfach geäußerten Wunſche zu entſprechen, ſollen in
Kürze wieder Gemeindevertreter- Konferenzen ſtattfinden.

Jn bezug auf Bildungsbeſtrebungen kann für alle
hierbei in Frage kommenden Orte ein weiteres Vorwärts-
ſchreiten tonſtatiert werden. Jn Eilenburg veranſtalten Par-
tei und Gewerkſchaften gemeinſchaftlich Kurſe über die Reichs-
verſicherungsordnung und das Erfurter Programm.

Die Lokalver hältniſſe ſind im Berichtsjahre die-
ſelben geblieben. Jn 18 Parteiorten ſtehen uns insgeſamt 19
Verſammlungslokale zur Verfügung. darunter 11 Säle.
Die Zahl der gewerkſchaftlich Organiſfierten

iſt wieder um rund 700 geſtiegen und beträgt momentan zirka
8000. Kleinere gewerkſchaftliche Kämpfe fanden in mehreren
Orten ſtatt. Sie wurden zum weitaus größten Teile zugunſten
der Arbeiter beendigt.

Die Kaſſenverhältniſſe zeigt der folgende

Kaſſenabſchluß:
Einnahme:

An Spvarkaſſenguthaben 403,22 Mk.

Kaſſenbeſtand 748,16Eintritsgeld 57,40Beiträge 58638)Sonſtige Einnahme 1010,59

Zinſen 17,465100 M.
Ausgabe:

Per Hauptvorſtand 23623,39 Mk.
Bezirkskommiſſion 501,30
Prozeßkoſten 550, 78Agitation 1469,76Drnuckfachen 121,70
Annoneen 25,20Ditten 221,40Abonnement 343,50Verwaltungsmaterial 36,70

Worte 8883Sonſtige Ausgaben 107,14
Sparkaſſenguthaben 1670,68
Kaſſenbeſtand 39025

M..
Bilanz:

Einnahme 8100,63 Mk.Ausgabe 6039,70
undVermögensbeſtand 208095 M.

Friedrich Klingner, Kaſſierer.
Geprüft und für richtig befunden

Oswald Heynemann, Bernhard Schimanski, Reviſoren
Parteigenoſſen! Der vorliegende Bericht wird ge

legentlich des Kreistages noch ergänzt werden. Das eine ſteht
aber feſt, daß der augenblickliche Stand unſerer Kreisorgani-
ſation uns keineswegs befriedigen kann. Große Aufgaben
ſtehen uns noch bevor, ſie zu löſen bedarf es der Mitarbeit jedes
einzelnen und einer machtvollen Organiſation. Nützen wir
die Zeit; laſſen wir uns durch ängſtliches Abwägen der perſön-
lichen Opfer nicht wankend machen. Vorwärts zu unermüd-
lichem Kampfe!

Der Vorſtand. J. A.: R. Burckhardt.

Die Entwicklung des Großgrundbeſitzes in der Provinz Sachſen.
Jn einer Schrift: Der Großgrundbeſitz in der Provinz

Sachſen, die als 67. Band der Sammlung nationalökonomiſcher
und ſtatiſtiſcher Abhandlungen des ſtaat wiſſenſchaftlichen
Seminars zu Halle erſchienen iſt, unterſucht Dr. E. Müller die
Entwicklung und den Stand des Großgrundbeſitzes in der Pro-
vinz Sachſen für 1900. Da für die gleiche Provinz eine Unter
ſuchung Conrads für 1885 vorliegt, ſo iſt es möglich, die Frage
zu beantworten, ob der Großgrundbeſitz an Ausdehnung zu-
oder abnimmt. Seit 1885 hat ſich die von ihm eingenommene
Fläche um 66 000 Hektar vermehrt. Auf die einzelnen Beſitz
gruppen verteilt, ergibt ſich folgendes:

weiter

e r a
re re

äche (in 1000 Hehhar)
oder1885 1906 J

Es entfiel an Ge

298,99 6.,2awf ſt erliche Beſther 178,7 881 54,6
Städte, Gemeinden 6,7 5,8 0,9
Kirchen, Schulen 9,8 193 95Aktiengeſellſchaften 23,97 20,37 3,6

Der Großgrundbeſitz der bürgerlichen Beſitzer hat alſo weit
bedeutender zugenommen, als der des Adels. Aber auch ver
Adel wird nicht wie in anderen Ländern, ſo zum Beiſpiel in
Rußland, aus ſeinem Beſitze verdrängt, ſondern vermochte es,
ſeinen Beſitz noch um 6000 Hektar zu vergrößern.

Der adelige Beſitz, in den Größenklaſſen von über 500 Hektar
iſt zu 42 Prozent fideikommiſſariſch gebunden, d. h. kann nichr

veräußert werden. Die Fideikommißfläche beträgt
108 000 Hektar. Hierbei ſind aber noch die Familienſtiftungen,
Stammgüter und fideikommiſſariſche Subſtitutionen nicht mit
gerechnet. Zuſammen mit dieſen ſtellt ſich in der ganzen Pro
vinz Sachſen die Fideikommißfläche auf 160 000 Hektar.

Jm Beſitz der „toten Hand“ befinden ſich ebenfalls 162 552
Hektar; der Krone gehören dabei 5922 Hektar, dem Staat an
Forſten 186 842 und an Domänen 47 949 Hektar, ſo daß insge
ſamt 21,5 Prozent der geſamten Fläche unveräußerlich ſind
Man ſieht daraus, wie ſtark die feudalen Verhältniſſe noch auf
dem platten Lande ſind und wie bedeutend die Macht des
Adels iſt.

Agrarier und „Bruder Arbeiter“.
Vor einiger Zeit berichtete ein bürgerliches thüringiſches

Blatt, daß die Agrarier die Landarbeiter mehr an ſich zu feſſeln
beabſichtigen. Der Zweck dieſes Manövers ſoll ſein, die Land-
arbeiter von dem Erkennen ihrer Klaſſenlage abzubringen, da-
mit ſie auch ferner den agrariſchen Jntereſſen dienſtbar bleiben.
Das Blatt ſchrieb:

Wie jetzt bekannt wird, haben in der letzten Zeit ver-
ſchiedene Landwirtſchaften Maßnahmen getroffen, um die
Landarbeiter zur Mitarbeit in den ländlichen Organiſationen
heranzuziehen. Es wurden zu dieſem Zwecke die landwirt-
ſchaftlichen Kreiskommiſſionen, Kreis- und Lokalvereine, Ge-
noſſenſchaften, vaterländiſche Vereine und andere Organi-
ſationen aufgefordert, befähigte und geeignete Arbeiter als
mittätige Mitglieder in die Vereine aufzunehmen und in ge-
eigneten Fällen beſondere Fachabteilungen für Schweine-,
Ziegen- und Kleintierzucht, Jmkerei, Obſtbanu, berufliche
Fortbildung, Pflege der Geſelligkeit der Arbeiter und Klein-
beſitzer uſw. zu bilden. Ferner wurden die Spar und Dar-
lehnskaſſen und andere Genoſſenſchaften gebeten, auch Ar-
beitern die Vorteile ihrer Einrichtungen zugute kommen zu
laſſen oder die Einrichtungen noch mehr als bisher den Be
dürfniſſen des ländlichen Arbeiterſtandes anzupaſſen, z. B.
den Ausbau des gemeinſamen Bezuges von Hausbedürfniſſen
oder die Vermittlung von Verſicherungen, die Kreditgewäh-
rung zum Landankauf und zur Selbſtändigkeit uſw. in An-
griff nehmen. Dieſe Anregung erſtreckt ſich auch auf die
beruflich neutralen Vereine, die Kriegervereine und ihren
Unterſtützungskaſſen, die Wehr- und Flottenvereine, die länd-
lichen Wohlfahrtsvereinec, die vaterländiſchen oder konfeſſio-
nellen Vereinigungen, die Hausfrauen- und hauswirtſchaft-
lichen Vereine uſw.

Die Agrarier bekommen es mit der Angſt zu tun, daß es
ihnen ebenſo ergehen könnte, wie vor 50 Jahren dem Liberalis-
muüs, der es nicht verſtanden hat, die gewerblichen und indu-
ſtriellen Arbeiter an ſich zu feſſeln. Die Herren um Henyde-
brand und Konſorten kommen aber reichlich ſpät mit ihrer An-
regung und begehen dabei denſelben Fehler, wie die Liberalen

ſie reden dem Arbeiter nichts vom freien und gleichen, ge
heimen Wahlrecht. Mit Zuckerbrot möchten ſie den „Bruder
Arbeiter“ heute wieder zurückgewinnen, nachdem ſie erkennen
mußten, daß er ihrer „väterlichen Fürſorge“ allmählich ent
ſchlüpft iſt und ſich bei der Sozialdemokratie heimiſch gemacht
hat. Die Leute „ohne Ar und Halm“-haben die Gelegenheit
auch verpaßt und werden reſignieren müſſen ihre Beſtre-
bungen kommen zu ſpät. Der Landarbeiter iſt nicht
mehr das politiſche Kind von früher und das haben
mit ihrem Getue die Junker und Agrarier bewirkt. Jetzt glaubt
ihnen der Landarbeiter nicht mehr und kann es auch nicht, ſo-
lange dieſe Leute die Staatsgeſchäfte nur betreiben, um den
Beſitzenden immer neue Vorteile zu verſchaffen, die Arbeiter
und Beſitzloſen aber nur als Objekt ihrer Geſchäftspolitik be-
handeln und verhandeln Die Sozialdemokratie iſt die Ver
treterin der Landarbeiter, daran werden alle neuen Beſtre-
bungen und kleinen Mittelchen zur Wiedergewinnung der
früheren Macht nichts mehr ändern.

Lützen. Gewerkſchaftsfeſt. Sonntag, den 22. Juni,
findet das Gewerlſchaftsfeſt ſtatt. Dadurch hat die Arbeiter
ſchaft von Lützen und Umgegend das erſtemal Gelegenheit,
einen Umzug durch die Stadt zu machen. Es liegt nun an
den Arbeitern von Lützen und Umgegend, den Gegnern zu
zeigen, wie Arbeiterfeſte gefeiert werden. Jeder Arbeiter muß
an dem Umzuge und dem Feſte teilnehmen. Darum auf ihr
Arbeiter, tretet ein für das Feſt der Arbeit, auf nach Lützen,
zum Gewerkſchaftsfeſt. Alles nähere iſt im Jnſeratenteile be
kanntgegeben.

Gräfenhainichen. Unfall. Dem Arbeiter Jäggi aus Radiswurde Mittwoch vormittag auf der Grube grhara beim Ab-
wickeln eines Drahtſeiles der Knöchel des einen Beines zerſchlagen.
Der Verletzte wurde ſofort nach dem Bergmannstroſt in Halle
überführt.

Eisleben. Bis an den Geldbeutel. Daß der Patrio-
tismus der meiſten Prozentpatrioten merklich abflaut, wenn
es heißt in den Beutel zu greifen, iſt bekannt; davon machtauch die als „reichstreueſte“ fattfam bekannte Mansfelder Ge

werkſchaft keine usnahme. Die Mansfelder haben es von
jeher verſtanden, die Nationalpauke recht kräftig zu ſchlagen,
ſo daß es auch oben gehört wurde. Man nahm deshalb ohne
weiteres an daß dieſe ſo patriotiſche Geſellſchaft am Montag
ibre Belegſchaften feiern laſſen würden unter Bezahlung des
Schichtlohnes; das galt als ſelbſtverſtändlich von wegen be-
ſagter Pauke. Aber nichts davon; die reichstreuen Knappen
mußten das Kaiſerjubiläum in Schacht und Hütte bei ſchwerer
Arbeit feiern. Ja, es geht nichts über den wahren Mansfelder
Patriotismus.

Wegen ſchweren Diebſtahls hat die Straf-
kammer beim Amtsgericht Eisleben am 17. Februar d. J.
den ig n Otto Jllmer zu 1 Jahr 6 Monaten Ge
fängnis und 2 Jahren Ehrenrechtsverluſt verurteilt. Der Mit
angeklagte H. ſt zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt worden.
Gegen das Urteil hatte nur Jllmer Reviſion eingelegt, die
rn vom Reichsgericht als unbegründet verworfen
wurde.

Ein Polizeiregiſter iſt keine öffentliche Ur-
kunde. So entſchied am Mittwoch die Nordhäuſer Strafkammer
in einer Strafſache wegen Vergehen gegen das Perſonenſtands
regiſter. Die verehelichte Jenny Gerthoff und der Bergarbeiter
Greiz von hier hatten ſich beide von ihren Angetrauten getrennt
und lebten ſchon mehrere Jahre in wilder Ehe. Greiz mußte
nun wiederholt ſeine Arbeitsſtelle wechſeln un mit ſeiner

Ebehélfte nach Eisdorf, Lipprechtroda und Eisleben c.
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allen Orten di ungWerke als für di milie z de L
unehelich geborenes Kind meldeie der Mann als ehelich ge
borenes an. Am Mittwoch hatten ſich die Genannten wegen
Urkundenfälſchung zu verantworten. Greiz war vom Erſcheinen
im Termin entbunden. Die Frau gab die Straftat zu. Sie

die falſchen Eintragungen deshalb bewirkt, um ſich vor denlung Se ihres Mannes, der ſie mit Toiſchla bedroht, zu
ſchützen. er Staatsanwalt beantragte 1 Woche bezw. 5 Tage
Gefängnis. Das Gericht erkannte für die Frau auf Freiſpruch,weil ein Polizeiregiſter keine öffentliche urkunde zum Beweiſe
von Rechten oder Rechtsverhältniſſen ſei. Greiz erhielt zwei
Wochen Gefängnis. Bei ihm wurde als erwieſen ange
nommen, daß er ſich der Urkundenfälſchung des Standesamtks-
regiſters ſchuldig gemacht habe.

Schraplan. Ein Unhold. Der Bergmann Wilhelm Zapke
atte mit ſeinen drei Töchtern, wobei zwei noch ſhuipflichtig,
lutſchande getrieben. Er wurde von der Eisleber Straf-kammer am Dienstag dafür zu drei Jahren Zuchthaus nebſt

fünf Jahren Ehrverluſt verurteilt. Bei dem älteſten Mädchen
iſt das Verhältnis nicht ohne Folgen geblieben. Die Mutter iſt
voriges Jahr verſtorben, ſeit dieſer Zeit trieb der unmenſch-
liche Vater feine Schändlichkeiten.

Sangerhauſen. Sozialdemokratiſcher
Jn der Verſammlung am Montag, den 16. d. M.,
nur mäßig beſucht war, hielt Genoſſe
Haoie einen beifällig aufgenommenen Vortrag über das
50 jährige Beſtehen der Partei. Der Vorſitzende gab hierauf
den Termin des diesjährigen Kreistages bekannt, der am
20. Juli in der Schweizerhütte ſtattfindet. Anträge zu dem-
ſelben wurden nicht geſtellt. Als Delegierte wurden vier Ge-
noſſen und eine Genoſſin gewählt. Jn der bekannten Terro-
rismusangelegenheit wurde ſodann dem Vorſtande die Er-
mächtigung erteilt, gegen die Kyffhäuſerzeitungklagbar vorzugehen.

Artern. Ermittelte Diebe. Von einem Sammel-
transporte der hieſigen Fleiſcherinnung wurden zwei Ballen
mit Kalbfellen im Werte von etwa 300 Mk. geſtohlen. Der
Polizei gelang es, als Täter den Handelsmann Sch. und deſſen
Sohn, ſowie den Bäckergeſellen Sch. zu ermitteln und in Haft
zu nehmen.

Hckeringen. Hier erhängte ſich der 71 jährige Maurer Ludwig
Kropf in ſeiner Wohnung. Der Grund zu der Tat dürfte
in einem jahrelangen, unheilbaren Leiden zu ſuchen ſein.

Uftrungen. Eine harte Strafe verhängte am Mittwoch
das Nordhänſer Landgericht gegen den Arbeiter Hermann Mund.
M. war voriges Jahr beim Landwirt Schulze hier beſchäftigt.
Am 14. April v. Js. befand er ſich in der Gaſtwirtſchaft Uftrunger
Zoll und ſtahl, nachdem er allein im Gaſtzimmer war, aus einem
Kaſten drei Mark. Am anderen Tag wollte er das geſtohlene
Geld wieder erſetzen es war aber ſchon Anzeige erſtattet. M. hielt
ſich nun längere Zeit verſteckt, bis er am 24. Mai ds. Js. ver
haftet wurde. Während der Angeklagte den Diebſtahl beſtritt,wurde er durch Feine früheren Ansſagen und durch die Zeugen

der Straftat überführt und der Staatsanwait beantragte 1 Jahr
Gefängnis. Der Gerichtshof billigte ihm mildernde Umſtände zu,
weil die Tat im Suſf geſchehen war und erkannte auf ſechs
Monate Gefängnis.

Wittenberg. Einen Diebſtahl verübte ein junger
Handwerksburſche namens Bartels im Reſtaurant von Poetzſch
in der Kollegienſtraße. Er benutzte die Abweſenheit des
Wirtes, um aus der Kaſſe 11 Mk. zu ſtehlen. Der bald zurück-
kehrende Wirt entdeckte aber den Diebſtahl und ließ den Täter
verhaften.

Einen Selbſtmordverſuch machte das 21 jährige
Dienſtmädchen Minna Henneberg, das ſich bei dem Apotheken-
beſitzer Enck in Stellung befindet. Die H. hatte ſich Salzſäure
verſchafft und dieſe getrunken. Durch ihre Hilferufe wurden
Nachbarn auf ſie aufmerkſam und holten einen Arzt herbei,
der ſofort Gegenmittel verordnete und die Ueberführung in
das Paul-Gerhardt-Stift veranlaßte. Unglückliche Liebe ſoll
der Grund zur Tat ſein. Lebensgefahr beſteht zum Glück nicht.

Zahna. Die Leiche eines zirka 25 jährigen Mannes iſt
mit einer Schußwunde in den Schläfen unweit Klebitz ge-
funden worden. Ein vorgefundener Revolver, in dem ſich noch
drei Patronen befanden, läßt auf einen Selbſtmord ſchließen.
Bei der Leiche befanden ſich keinerlei Ausweispapiere; bekleidet
war ſie mit einem braunen Anzug.

Vereine und Verſammlungen.
Landsberg. Sozialdemokratiſcher Verein. Am Sonn-

abend, den 21. Juni, findet abends 8 Uhr im Ratskeller eineVereinsverſammiung ſtatt. Alle Mitglieder wollen pünktlich

bei der

Ve rei n.
die leiderHildenbrandt-

erſcheinen.
Teutſchenthal. Arbeiterjugend. Sonnabend, den

21. Juni, abends 81 Uhr, in der Fortung, Vortrag des Ge-noſſen Koenen über: Die wahren und die falſchen Freunde der
Jugend.

Paſ,ſendorf. Parteiverſammlung. Den Parteigenoſſen
und -Genoſſinnen hierdurch zur Mitteilung, daß unſere nächſte
g; liederver ſammlung am Sonnabend, den 21. Juni, abends

Ihr, im SeutſSen Hof ſtattfindet.

Leſt die Arbeiter-Jugend!
Guſtav Gerig, Triftſtr. 28.Beſtellungen nimmt entgegen

die v. Js.

tonen können nunmehr wieder ruhig ſchlafen.

Allerlei.
Die Hetze gegen Hanuptmanns Jahrhundertfeſtſpiel

ſcheint nun doch den von den teutſchen „Patrioten“ gewünſch-
ten Erfolg gebracht zu haben: Wie aus Breslau berichtet
wird, gelangt das Feſtſpiel nicht mehr zur Aufführung.
Deutſchland iſt damit vor weiterer „Schmach“ bewahrt und die
„in ihrem nationalen Empfinden auf tiefſte verletzten“ Urteu-

Heil ihnen
Wurde zunächſt vom Feſtausſchuß ein „Grund“ für die plötz-

liche Einſtellung der Aufführungen nicht angegeben, ſo wird
jetzt bekannt, daß ſie auf Veranlaſſung des deutſchen Kron-
prinzen erfolgt iſt. Der Berliner Volkszeitung wird aus
Breslau gemeldet: „Wie aus ſicherer Quelle verlautet, hat das
Hofmarſchallamt des Kronprinzen bereits am vorigen Diens-
tag den Magiſtrat von Breslau telegraphiſch davon verſtändigt,
daß der Kronprinz das Protektorat niederlegen
werde, falls die Aufführungen des Gerhart Hauptmannſchen
Feſtſpiels nicht eingeſtellt würden. Die Ausſtellungsleitung
ſetzte ſich mit dem Hofmarſchallamt ſofort in Verbindung und
bemühte ſich, mit Rückſicht darauf, daß nur noch wenige Vor-
ſtellungen in Ausſicht genommen ſeien und mit Rückſicht auf
die hohen Koſten, den Kronprinzen von ſeinem Standpunkt ab-
zubringen. Als aber dieſe Verſuche ergebnislos verliefen, ent-
ſchloß man ſich zur Aufgabe der weiteren Vorſtellungen. Die
Schauſpieler werden bis morgen, bis zu dem Tage, an dem die
Gagen gezahlt werden, in Breslau bleiben.“

Gerhart Ha upitmann, von der Voſſiſchen Zeitung ausge-
fragt, was er nun zu tun gedenke, antwortete, daß er ſich dar-
über noch nicht vollkommen klar ſei. Die ganze Angelegenheit,
das ganze Gewebe von Angriffen und Jntrigen, das lediglich
einen partei politiſchen Charakter trage, habe ſeinen
Urſprung in Berlin. Dadurch, daß in der Schleſiſchen Zeitung
Artikel zweier Berliner Zeitungen veröffentlicht worden ſind,
ſei die Angelegenheit ins Rollen gekommen, und alle Be-
mühungen einflußreicher Männer, unter denen ſich Angehörige
des hohen Adels und konſervative hohe Beamte befinden, die
Kataſtrophe zu verhindern, ſeien fruchtlos geblieben.

Die Tat des Kronprinzen hat die volle Zuſtimmung der
konſervativen Blätler gefunden. Die Poſt „dankt“ dem Kron-
prinzen für ſein „mannhaftes und entſchloſſenes Eintreten“
und dafür, „daß endlich einmal in Deutſchland einer aufſteht,
der den Kampf mit den in der Demokratie übermächtig ge-
wordenen Kräften nicht ſcheut“.

Die Poſtredakteure ſcheinen nicht zu wiſſen, daß der
mit der Demokratie“
kommen iſt

„Kampf
den Machthabern nicht immer gut be-

Beim Offiziers-,„Liebhsmahl“.
Der Oberleutnant v. d. Trenck von den Wrangelküraſ-

ſieren in Königsberg war vor einigen Tagen „wegen Ver-
fehlungen privatdienſtlicher Natur“ zur Beobachtung ſeines
Geiſteszuſtandes ins Königsberger Garniſonlazarett einge-
liefert worden. Erſt jetzt wird bekannt, was es mit den „Ver-
fehlungen privatdienſtlicher Natur“ für eine Bewandtnis hat:
Oberleutnant v. d. Trenck hat bei einem „Liebesmahl“ im
Kaſino der Wrangelküraſſiere einen Vorgeſetzten, einen
Major tätlich angegriffe
Der Major mußte in einer Tragbahre in ſeine Wohnung ge-
bracht werden. Zwiſchen dem Major und dem Oberleutnant
beſtanden, wie verlautet, ſchon ſeit längerer Zeit Differenzen.
Oberleutnant v. d. Trenck wurde aus dem Lazarett bereits ins
Militärarreſthaus übergeführt. Er wird als ein etwas jäh-
zorniger, ſonſt aber liebenswürdiger und tüchtiger Offizier
geſchildert. Vor einiger Zeit erhielt er für eine Rettungstat
die Rettungsmedaille.

Ein Schutzmann, der ſtiehlt.
Jn Königsberg i. Pr. iſt ein Schutzmann verhaftet wor-

den. Er hat ſich als ein beſonders pflichttreues Mitglied der
preußiſchen Polizei erwieſen. Er hatte von der Leitung der
land wirtſchaftlichen Provinzial- Ausſtellung die Erlaubnis er-
halten, herumliegendes Holz zu ſammeln und für ſich zu ver-
wenden. Der Polizeibeamte ging darüber aber weit hinaus;
er beſtellte ſich Fuhrwerk, ließ etwa dreißig Stalltüren im
Werte von gegen 800 Mark ausheben und fortſchaffen. Der
Diebſtahl wurde entdeckt und der Schutzmann ſeines Amtes
entſetzt und verhaftet. Vierzehn Türen wurden ſpäter in einem
Garten aufgefunden die anderen aber ſind bisher noch nicht
entdeckt worden.

Redls Schüler.
Jn Kalinowik in Bosnien wurde auf die Anzeige eines Sol-

daten ein ruſſiſcher Spion mitten in der Arbeit er zeich-
nete verhaftet. Der Soldat wurde ſofort zum Zugsführer
er r befördert und erhielt 250 Kronen Belohnung vor
der Front. Jetzt mußten ſie den Anzeiger auch einſperren,weil er (gegen Bezahlung natürlich) dem Spion erſt den Zu-
tritt zu den verbotenen Stellen ermöglicht und ihm gewiſſe
Daten verſchafft hattel!

Derartige Fälle haben ſich mehrfach ereignet, z. B. daß übel-
beleumundete Soldaten für Denunziationen befördert wurden,
während das Zivilgericht die Denunzierten freiſprechen mußte,
weil ſie nichts getan hatten!

n und ſchwer verletzt.

ESreoße Hitze in GEngland.
Die Hitze erreichte am Mittwoch in London über 30 Grad

Celſius im Schatten. Jn allen Stadtteilen erkrankten zahlreiche
Perſonen infolge der ungewöhnlich hohen Temperatur, und die
Ambulanzen hatten einen geſchäftigen Tag. Abends bildeten ſich
Gewitter, die in der Umgegend von London viel Schaden an-
richteten. Sieben Perſonen wurden vom Blitze er-
ſchlagen.

Opfer fallen hier
Auf dem Flugplatze Johannisthal ereignete ſich heute

(Donnerstag) morgen 4 Uhr ein ſchwerer Flieger-
abſtur z. Der Flieger Hans Reimar Kraftel war mit dem
Werkmeiſter Gerbitz auf einem Baumann-Freytag-Doppeldecker
um 3 Uhr 48 Min. zu einem Zweiſtundenflug um die Prämie
der Nationalflugſpende geſtartet. Kraftel hatte ſchon mehrere
Runden zurückgelegt, als fich die Maſchine plötzlich überſchlug
und aus 20 Meter Höhe zu Boden ſtürzte. Beide Jnſaſſen
fielen aus der Maſchine und wurden vom Sanitätsperſongal
tot neben den Trümmern des Doppeldeckers aufgefunden.

Paris, 19 Juni. Jn Etampes iſt der Flieger Dewever
aus einer Höhe von 50 Metern abgeſtürzt; er war ſofort
tot.

Brindejoncs Flug Paris Berlin Petersburg.
Der franzöſiſche Flieger Brindejonc iſt Dienstag vormittag

11 Uhr 25 Minuten, von Dwinsk kommend, auf dem Peters-
burger Militärflugplatz eingetroffen. Er hat die Strecke von
Dwinsk bis Petersburg trotz ſtarken Windes in 3 Stunden
50 Minuten zurückgelegt. Er gedenkt nach zweitägiger Er-
holung ſeine Rückkehr nach Paris über Helſinagfors,
Stockholm und Kopenhagen anzutreten.

Ein neunjähriger Knabe Lebensretter.
Eine wackere Tat vollbrachte in Berlin der neun-

jährige Schüler Guſtav Zaſtrow. Der Kleine ſpielte
mit gleichaltrigen Kindern am neuen Stichkanal, als ein acht-
jähriges Mädchen ins Waſſer ſtürzte. Der kleine Zaſtrow
ſprang dem Mädchen ſofort nach, faßte, als die Kleine einen
Augenblick hochkam, ihre Hand und hielt ſie mit großer An-
ſtrengung ſo lange über Waſſer, bis Hilfe zur Stelle war.

Kleines Allerlei. Die Hetze gegen das Breslauer Jahr-
hundertfeſtſpiel Gerhart Hauptmanns hat der ſtädtiſche
Ausſchuß der Jahrhundertfeier damit beantwortet daß er die
Preiſe für alle Plätze in der Feſthalle auf die Hälfte des
bisherigen Preiſes herabgeſetzt, um weiteren Kreiſen derBevölkerung den Beſuch des vielangefeindeten Werkes Hguptmanns

möglich zu machen. Untergang eines Schiffes. Das
Segelſchiff Nikaria geriet nach dem Verlaſſen des Hafens von
Smyrna in die Minenzone und wurde durch die Exploſion einer
Mine zum Sinken gebracht. Die Beſatzung iſt gerettet
worden. Ein Matroſe wurde verwundet. Ein Rieſenfeuer
brach auf der Werft von Tecklenborg in Geeſtemünde, der
größten deutſchen Segelſchiffahrtswerft, aus. Der Tiſchlereibetrieb
iſt völlig vernichtet worden. Der Schaden wird auf über eine
Million Mark geſchätzt. Entgleiſung eines D-Zuges.Jn der Nähe von Großwuſterwitz (Mark) iſt geſtern nach
mittag der D-Zug 30 entgleiſt. Die beiden letzten Wagen ſpraugen
aus den Schienen und rollten die Böſchung hinab. Der Schaffner
Kloß aus Berlin iſt tot. Drei Perſonen wurden verletzt. Auf
dem Kaliſchacht Heeringen bei Rotenburg a. d. Fulda ſind
zwei Arbeiter infolge Grubengasvergiftung tödlich verunglückt.

Jnfolge eines Waſſereinbruchs in die Kohlengruben
von Carehouſe bei Rotherham ſind acht Bergleute umge-
kommen. Todesſturz vom Drahtſeil. Jn Pohlitzin Thüringen trug ſich Dienstag vor einer vielhundertköpfigen
Zuſchauermenge ein ſchweres Unglück zu. Dort zerriß bei der
Vorſtellung einer Seiltänzertruppe auf dem Schützenplatz ein
15 Meter hohes Turmſeil. Der Seiltänzer ſtürzte auf einen
ſiebenjährigen Knaben, der tödlich verletzt wurde. Der Artiſtwurde ſchwer verletzt und ſtarb bald darauf. Beim Spielen
mit einer Flinte erſchoß in Wald ein Knabe ſeine
11 jährige Schweſter, da er „geglaubt“ hatte, daß die Büchſe
nicht geladen ſei. 14 Bergleute in der Grube einge-hioſſen Auf der 400 Meter-Sohle des Schachtes 1 der Zeche

Friedrich Heinrich in Lintfort bei Moers ſind im ſüdlichen Quer-
ſchlag durch Zubruchegehen einer Strecke vierzehn Mann
ein geſchloſſen worden. Sämtliche Leute ſind am Leben und,können ſich mit den Keitingsgannſchaſien die ſofort in Tätigkeit
traten, verſtändigen. Auch verletzt wurde, ſoweit dis jetzt feſtgeſtellt
werden konnte, niemand. Die Zechenleitung hofft, die Ver
ſchütteten retten zu können. An Trichinoſe erkrankt ſind
in Zychlin (Ru land) 28 Perſonen. Fünf von ihnen ſind
geſtorben. Ein Schweineprieſter. Das GitſchinerKreisgericht verurteilte en Trautenauer katholiſchen Katecheten

Sturm wegen Sittlichkeitsverbrechen an Schulkindern zu ſieben
Monaten ſchweren Kerkers.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

Die heutige Kummer umfaßt 12 Seiten.

Jentralbibliothek.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark (Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).
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itliger Verkauf
lö00 Stoft- Hosen
verkaufe, um jedermann Gelegenheit zu geben, meine
Leiſtungsfähigkeit kennen zu lernen, zu folgenden

ſelten billigen Preiſen:

Serie I Serie IIIHerren- Herren-
Stoffhose Stoffhose Stoffhose
in dunklen, in in ſehr been pragtichen ebter
u. Mode- Farben-Farben muſtern auswahl muſtern
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Trotz des billigen Verkaufs 59 Rabatt.

Bittgg ſich geſälligſt in den Auslagen davon zu über-
zeugen.

Ernst Renner.

Serie 1
Herren-

Serie IV
Herren-

Stoffhose
in den gang

barſten
Großſtadt

Ansiehts-Postkarten
geh Die Volka-Guehhandieng.

Extra bie
Barchent-Hemden
BFinsatz-Hemden
Maccohemden
Netzjaeken
Sport- Chemisetts
Hosenträger 1711
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Gr. Klausstr. 9, Leke Oleariugst
M. Gotithoil,

V Feldflaschen
S für Wandervögel, MK. 2.50.
G. F. Ritter,
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Gawläts Drogerie

Richard Glaubl
Ammendorf-Radeweli
Farben, Pinsel, LackeCigarren, Cigaretten.
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